
LANDTAG RHEINLAND-PFALZ Drucksache 11270 
10. Wahlperiode 26. 10. 1983 

Unterrichtung 

durch die Datenschutzkommission 

Neunter Tätigkeitsbericht nach $ 21 des Landesdatenschutzgesetzes — LDatG — 

Inhaltsübersicht 

n
a
n
u
n
e
 

e
i
s
 

te
 

is
 

ta
 
e
n
 

[
P
u
 

n
o
 

w
u
 

3, 

  

PV
EE
 S
TE
RN
E 

v
w
e
n
E
e
a
 

- 
z
u
w
u
a
n
 

n
o
 

Vorbemerkungen 
Anderung des Landesdatenschutzgesetzes im Berichtszeitraum 

Datenschutz im Meldewesen 
Allgemeines 
Emptehlungen der Datenschutzkommission (DSK) ım Gesetzgebungsverfahren 
Die Übernahme des neuen Melderechts in die Verwaltungspraxis 
Fragen der Gesetzesaustegung 
Angaben uber dıe rechtliche Zugehorigkeit zu einer Religionsgemeinschaft im Meldeverfahren 
Zulissıgkeit meldebehordlicher Umfragen zur Feststellung des Hauptwohnsitzbegriffs 
Re ne Überprufung von Hotcimeldescheinen 
Sperriermerke ım Melderegister 

Datenschutz im Sicherheitsbereich 
Allgemeine Überlegungen 
Überprüfung des Landeskriminalamtes — Staatsschutz — 
Fortentwicklung INPOL — Dateienrichtlinien für die Polizei des Landes Rheinland-Pfalz 
Frfassung von Zigeunernamen im INPOL -System 
Anhorverfahren nach dem Gaststattengesetz 
Punkerdateien 

Datei uber Homosexuelle 

POLDOK — Praxis und Diskussion — 
Rechnerunterstutztes Einsatzleit-, Informations- und Auskunftssystem fur die Polızeı des Landes 
Rheinland-Pfalz — ELIAS — 
Privates Fotografieren durch Polızeibeamte im Zusammenhang mıt Einsatzen 
Teleuberwachung aut offentlichen Straßen und Platzen 
Uperprutung der Vertassungsschutzbehörde des Landes 
Keine Registrierung von Auskunftsersuchen und Buürgereingaben 

Einführung fälschungssicherer Personalausweise 

Datenschutz bei Wahlen 
Wahlerverzeichnis 
Handel mit Wahlerlisten 
Frfassung der wahlberechugten ıtaliensschen Staatsbürger zur Vorbereitung der Wahlen zum Europaı- 
schen Parlament 1984 

Neue Medien, Bildschirmtext 

Datenschutz im Bereich der Statistik 
Iremdenverkehrsstatistik 
Volkszahlung '83 

Druck: Landtag Rheinland-Pfalz, 7 November 1983



Drucksache 2 709 Landtag Rheinland-Pfalz - 10. Wahlperiode 

  

8. Datenschutz im Bereich der Justizverwaltung 

So Austausch son Ehrengenchtsentscheidungen unter den Generalstaatsanwalten 

2 Zentralnamenkarter der Staatsanwaltschaft 

23 Betschadigung tür Str atserfolgungsmaßßnahmen 

84 Praus bei der Prozeßkostenhilte 

85 Mitteilungen ın Zisilsachen - insbesondere ber Raumungsklagen 

Ss.h Mitteilung der Punktibewertung durch Gerichte und Bußxeldstellen 

9. Archivgesetz 

10. Datenschutz im Bereich der Sozialleistungsträger 

191 Imzelne Rechtsfragen aus der Anwendung des Sozralgeserzbuchs 

ID 11 Anwendungsbereich des SGB 

19.12 Aktenweıtergabe 

13 13 Intormationen von Ortsgemeinden uber Sozialhılfeangelegenheiten 

1014 Sozialdatenschutz bei den Kreis- und Stadtrechtsausschussen 

3.15 Datenschutz beı der Überweisung von Sozualhilfeleistungen 

19.2 Gewahrung von Sozialleistungen ohne Kenntnis der Betrotfenen 

193 Datenerhebung und -ubermittlung ım Zusammenhang mit der Durchtuhrung des novellierten Bundes- 

kındergeldgesetres 

194  Ottenbarung von Sozıaldaten an den Internationalen Suchdienst Arolsen 

135. Ditenabgleich bei Leistungen nach dem BAfOG 

1. Datenschutz im Gesundheitswesen 
il 1 Datenschutz ın der Gesundhensverwaltung 

11.2 Gesundheitsdaten ın Personalakten 
'1 3 Datenschutz im Bereich der medizinischen Forschung 

114 Krebsregistergesetz 

115 Hinweise aut das Vorliegen von Suchtkrankheiten ın Rundschreiben der Kassınarztlichen Vereinigun- 

gun 

116 Firsichtnahme ın Patientenkarteien durch Beamte der Gewerbeaufsichtsverw altung 

117 Teichenschauschein 

12. Datensicherung 
121 Datenschutz ın den Raumen des Einwohnermeldeamtes und der Auslanderbehorde eines Polizeiprasi- 

diums 
122 Anwendung von Datensicherungsprogrammen 

123 Autonome Datenverirbeitungsvertahren beı Verbandsgemeinden 

124 Tiansportkontrolle; Postversand von Magnerbändern 

13. Datenschutz in sonstigen Bereichen 

3 Darenschurzrechtliche Finordnung des Technischen Überwachungssereins (TUV) ! 

2 Allgemein. Verwaltungsvorschriften fur Anzeigen nach den $$ 14 und 55 c der Gewerbeordnung 

133 Aufbewahrung von Rechnungsunterlagen 
4 Frieilung von Auszugen aus dem Liegenschattskataster 

13.5 Datenubermittlung \on Arbeitgebern zur Frfullung von Auskunftsanspruchen nach $ 1605 BGB 

136 Angabe unzuttettender rechtlicher Grundlagen bei Datenantorderungen 

14, Schtußbemerkungen 

Anlage 1- Auszug aus einer ottentlichen I ıklarung deı DSK zur Volkszahlung ‘83 

Anlage2 Auszug aus dem Schriftsatz der DSK an das Bundessertassungsgericht



Landtag Rheinland-Pfalz - 10. Wahlperiode Drucksache 102 70 - 
  

Vorbemerkungen 

Gemaß $ 21 des L andesdatenschurzgesetzes (LDatG) legt die DSK ıhren 9 Tatigkeitsbericht vor. der autsıund eine 
Gesetzesanderung ersumals einen Berichtszeitraum von zwei Jahren — von Oktober 1981 bıs September 1983 — um 
taßdt 

In dieser Zeit hat sıch dhe elektronische Datenverarbeitung sowohl in quahtatiser als auch ın quantitatıer Hinsicht wcı 
terentwickelt Das staatsvertraglich geregelte Bildschirmtext-Verfahren stellt den ersten Schritt zu einem offenen 

dh jedermann zuganglichen - Datenternverarbeitungssystem dar Die damit vorgezeichnete umtassend« Automa- 
ton weiter Lebensbereiche wird verstarkt durch dıe Verlagerung der Automation von Großrechenanlager zu arbeit 

platzbezogenen, dezentralen Verarbeitungssystemen. Diese Entwicklung vollzieht sich nicht nur ın der prıt aten Wırı 

schatt Auch Staat und Kommunen machen ın zunehmendem Maße von den neuen Möglichkeiten moderner Ditenver 
arbeıtung Gebrauch. Maschincll lesbare Idenufikationspapiere und der Ausbau der krıminal- und schutzpohzeilichen 
Intormationsverarbeitungssi steme sınd ın diesem Zusammenhang ebenso zu nennen wie z. B. der verstärkte Finsars 
von Kleineomputern im Bereich der Schulverwaltung. 

Mit der fortschreitenden Automatisierung seiner Tätigkeit tragt der Staat der Vielfalt seiner Aufgaben und den kıwar 
tungen, die an eine leistungsfahige öffentliche Verwaltung geknüpft sınd, Rechnung. Viele Staatsaufgaben konnen heu- 
te wırksam und rationell nur noch mıt Hılte der modernen Automationstechniken bewaltigt werden Im Rahmen der 
Diskussion uber die ditenschurzrechtliche Problematik dieser Entwicklung darf daher das legıtime Interesse der But 
ger an einer effektiven und kostensparenden Verwaltung nicht ubersehen werden. Wie die Wirtschaft ıst auch dıe ot- 

tentliche Verwaltung gehalten, sich im Interesse einer wirksamen Aufgabenerfullung der zur Verfugung stehunen Au- 

tomationstechniken zu bedienen 

Gleichwohl durten die Gefahren, die mıt dem Fortschreiten der Technisierung staatlicher Tatıgkeit verbunden sind 

sucht übersehen werden. Flektonische Datenspeicherung, schnelle Datenübermittlung und unbegrenzte Ditenser 
knuptung ermoglichen eine umtassende Registrierung und Kontrolle der Bürger. Zwischen zulassıger Datenv erarbeı 
tung und unzulassiger Personlichkeitstegistrierung besteht also — wıe die aus dem Jahre 1969 stammende sogenannte 
Mıikrozensusentscheidung des Bundesvertassungsgerichtes zeigt — nur eın schmaler Grat 

Angesichts der ım Rahmen der Volkszahlungsdiskussion zutage getretenen Beturchtungen in Teilen der Berolkerung 
gehott ın diesen Bericht auch tolgende Feststellung: 

Der Schutz der Integritat des Finzelnen „in geistig-seelischer Hinsicht“ ıst grundgesetzlich garantiert und daher nach 
der Wesentlichkeitstheorie des Bundesvertassungsgerichts in erster Linie vom Gesetzgeber zu gewahrleisten Die DSR 
geht davon aus, daß der Gesetzgeber dieser Verpflichtung beı der datenschurzrechlich relevanten Gesetzgebung der 
Zukuntt — d. h. insbesondere ım Rahmen der Novellierung der Datenschutzgesetze, aber auch durch Erlaß emes Ar- 

chiygeserzes, des Landespersonalausweisgesetzes und neuer Statistikgesetze -- Rechnung tragen wird. 

Das zunehmende Datenschutzbewußtsein der Burger, wıe es 7. B. bei der Volkszahlungsdiskussion zum Ausdruck 
kam, laßt zugleich eın erhebliches Informauonsbedurfnis der Bürger erkerinen. Dem ist — unter dem Stichwort „ınfor- 
mıerte Einwilligung“ — nıcht nur ım Rahmen der einzelnen Datenverarbeitungsphasen, sondern bereits vor der Fın- 

führung neuer Technologien Rechnung zu tragen. Von einer umfassenden Unterrichtung und Aufklärung wırd ın ent- 
scheidendem Maße dic Akzeptanz der neuen Technologien abhangıg sein 

Die gewachsene Datenschutzsensibilitat der Burger hat sich allerdings — wie aktuelle Beispiele belegen — auch als anfal 

lig tur uberzogene Frwartungen und Forderungen erwiesen. Daher erscheint der Hinweis angebracht, daß der Daten- 
schutz ebensowenig wie andere vertassungsrechtlich geschützte Rechtsguter ım System der Grundrechte eın absolute« 
Primat genießt. 

Datenschutz steht al Personlichkeitsschutz im Spannungsverhaltnıs zu anderen Grundrechtspositionen und Vertas- 

sungsprinzipien. Fı bedeutet daher auch Interessenausgleich und Verpflichtung zur „praktischen Konkordanz“, wır 
das Bundesverfassungsgericht tormulsert hat. Allen ım Einzelfall beruhrten Rechtspositionen ist daher zu einer optıma 
len Wirksamkeit zu verhelten. 

Die Verwirklichung dieses Konkordanzgebotes war Maßstab und Ziel der Tarıgkeit der DSR 

Einige Schwerpunkte der Datenschurzarbeit sollen beispielhaft schon an dieser Stelle genannt werden:
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In das ım Dezember 1982 verabschiedete neue Landesmeldegesetz wurden aut Anregung der DSK versemmedens 

Regelungen aufgenommen, die ube* die datenschutzrechtlichen Mindestantorderungen des Melderechtsrahmenge 

serzes hinausgehen 

Fur die geplante Durchtuhrung der ınzwischen vom Bundesvertassungsget icht ausgesetzten Volkszahlung wurden 

nach Abstimmung mit der Landesregierung Vertahrensregelungen erarbeitet mit dem Zieh em Hochstmaß an 

Datenschutz sicherzustellen. 

Beı dem jetzt anlaufenden Versuch mıt Breitbandkabel ıst die DSK ın der wissenschaftlichen Begleitkommission 

vertreten. Dies gewährleistet eine rechtzeitige Information über die Versuchsergebnisse und die Artıkuherung det 

unter dem Gesichtspunkt des Datenschutzes zu erhebenden Forderungen Dadurch ıst gewahrleistet, daß die 

datenschutzrechtlichen Belange bereits wahrend der Versuchsphase berucksichtigt werden konnen. 

lim Brestbandkabelgesetz konnten aut Anregung der DSK wichtige Datenschutzregelungen getroffen werden 

Die bei Verabschiedung des Pohrzciver waltungsgesetzes von der Landesregierung /ugesagten Dateienstatuten tur 

die Polızei sind ın der Berichtszeit erlassen worden. Damıt wird die Verrechtlichung der pohreilichen Datenveraı 

beitung ım Lande weiterentwickelt. 

Beı Anwendung des pohzeilichen Hınweis- und Spurendokumentanonssystems POLDOK wırd jeder emzelne 

Anwendungsfall der DSK gemeldet und dort mit Vertretern des Innenministerrums besprochen. So wird ın Rhein- 

land-Pfalz beı Anwendung dieses Systems ein moglichst wirksamer Schutz der Persönlichkeitsrechte herbeige- 

tuhrt 

Aut Initiative der DSK konnte in Rheinland-Pfalz eine grundlegende Überarbeitung der Verwaltungstorschritten 

uber die Fuhrung von Personalakten, ınsbesondere ım Hınblick auf die Behandlung medizinischer Daten de: 

Bediensteten, ın die Wege geleitet werden 

Die Zentraldateien der Staatsanwaltschatten, die ın verschiedenen Landern Gegenstand datenschurzrechtlicher 

Überlegungen und Forderungen sınd, wurden ın Rheinland-Pfalz ın reine Interndateien umgewandelt dıe außer 

dem Namen der Betroffenen nur noch dıe jeweils zugehorigen Aktenzeichen enthalten 

Im Bereich des Soraldatenschurzes hat die DSK mit mehreren Stellungnahmen zu: pranisgerechten I osung von 

Rechtstragen bei der Anwendung des Soztalgesetzbuchs beigetragen. Hervorzuheben ıst die Mitarbeit an emem 

Runderlaß zum Vollzug des $ 35 SGB I und des Zucıten Kapitels des SGB X — Verwaltungsverfahren — vom 

29. Oktober 1981, MinBl S 801. 

Anderung des Landesdatenschutzgesetres im Berichtszeitraum 

Das Landesdatenschutzgesetz wurde ım Berichtszeitraum geandert durch das L andesgesetz zur Aufbebung und Ande 

rung von Berichtspflichten gegenuber dem Landtag und zur Anderung des Landesdatenschutzgesetzes vom 14 Mi 

1982 (GVBl $ 129) 

a 

b) 

Autgrund einer Anderung des $2 Abs 4 entfallt die Berichtsptlicht der Datenschutzbeauftragten oftentlich-rechtlı 

cher Wertbew erbsunternehmen gegenuber der DSK. Die Anderung, die auf eine Anregung der DSK zuruckgeht, 

lag ım Rahmen der Zielsetzung des Anderungsgesetzes. Auch dıe Datenschurzgeserze andere Bundeslander sehen 

keine derartige Berichterstattung vor 

Die Berichtspflicht der DSK nach $ 21 dient dem Landtag als eın Instrument zur Verbesserung der parlamentarı- 

schen Kontrolle ım Sınne einer Erfolgskontrolle der von ıhm beschlossenen oder intuierten Maßnahmen. Fs steht 

außer Frage, daß der Taugkeitsbericht der DSK ın dieser Funktion erhalten bleiben muß. Zugleich muß freilich be- 

rucksichtigt werden, daß dıe Berichtsabfassung für die DSK und ıhre Mitarbeiter cıne starke arbeitsmaßige Bela- 

stung darstellt Die für die Frstellung des Berichts erforderliche Arbeitsleistung reduziert die Moglichkeit zur 

Wahrnehmung ıhrer Kontrollautgaben. 

Die DSR begrußt es daher, daß durch die Initiative des Landtags der Berichtszeitraum auf zwei Jahre ausgedehnt 

wurde. Die Moglichkeit des Landtags, jederzeit eine Berichterstattung zu verlangen. bleibt dadurch unberuhrt 

Die Anderung ın $ 24 bezieht sich aut den - auch der DSK vorzulegenden - Bericht des Datenschutzbeauftragten 

des Zweiten Deurschen Fernsehens gegenüber dem Verwaltungsrat. Auch ın diesem Falle erfolgte eine Frweiterun.,
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des Berichtszeitraums von einem aut zwei Jahre ın Übereinstimmung mıt den Intentionen des Gesetz ebers hın 

sichtlich des Berichts der DSK. 

dı Dusch die Neutassung des $ 29 Abs. 7 wurde schließlich die Moglichkeit geschaffen, daß es hinsichtlich der Uber- 

mıttlung personenbezogener Daten durch Weitergabe der Meldescheine bıs zum Inkrafttreten des neuen Landes- 
meldegesetzes bei dem bisherigen Verfahren der Meldebehorden bleibt. Diese Anderung schließt an die - am 
31. Dezember 198} ausgelaufene - melderechtliche Übergangsvorschtuft nach $ 29 Abs. 7 LDatG ın seiner bisheri- 

gen Fassungan Dim der Verabschiedung des neuen Landesmeldegesetzes aufgrund der eingebrachten Gesetz 

entwurte zu rechnen war, erschien es zweckmaßıg, eine vorubergehende Anderung der Rechtslage und des Verwal 
tungsterlahrens vor Inkrafttreten eines neuen Landesmeldegesetzes zu vermeiden. 

Datenschutz im Meldewesen 

Allgemeines 

Das „Einwohnerintormauonssv stem“, abgekurzt FWOIS, ıst das Ergebnis cıner Entwicklung, deren Antange nun 

mehr tast 15 Jahre zurücklegen. EWOIS bilder die tunktionale Grundlage tur die Automatisierung des Einw ohnerm«! 
den esens und der damit zusammenhangenden einwohnerbezogenen Aufgaben Kernbestandteile dieses 81 stems sind 

eine Finwohnerdatenbank und ein zentral gesteuertes, flachendeckendes Datenkommunikauionsnetz 

Insoweit ensspricht EWOTIS der Zielsetzung des Meldegesetzes aus dem Jahre 1958, dıe daraut gerichtet war, das Mel 

dewesen aus seiner ursprünglich rein pohzeilichen Aufgabenstellung zu losen und das Melderegister zu cincr Intorma 

tionsquelle uber personenbezogene Daten tur die Erledigung vrelfaltiger kommunaler und staatlicher Aufgaben zu ent 
wickeln. 

Da das damalige Meldegesetz keine datenschutzrechtlichen Regelungen vorsah, stand beı der Finichtung des FWOIS 
die Verwaltungsrauonalisierung ım Vordergrund, Dies bedeutet indessen nicht, daß die technische Entwicklung, ıns 

besondere ım Bereich der Datensicherheit, ohne Einfluß geblieben ware. Im Gegenteil: Die hard- und sottw aremaßı- 

gen Sicherungen wurden stetig verbessert und der Zugrift auf die Datenbestande war von Antang an an dem Prinzip der 
Lrtorderlichkeit orientiert 

Parallel zum Aufbau von FWOTIS verliet die Datenschutzdiskussion, die ın Rheinland-Ptalz bereits im Jahre 1974 zw 

Verabschiedung eines L andesdatenschutzgesetzes tuhrte 

Dieses Gesetz enthielt noch kane bereschssperitischen Regelungen tur das Meldewesen, seınen allgemeinen Speicht 
rungs- und UÜbermittlungsregelungen waren jedoch brauchbare Anhaltspunkte fur die Losung von Einzelproblemen 
zu entnehmen, die von Antang an die Arbeit des Ausschusses tur Datenschutz und spater der DSK ganz wesentlich 
bestimmten 

Fınen vorlautigen Abschluß der gesetzgeberischen Maßnahmen im Lande bildeten dıe meldeı echtlichen Ubergangsbe- 
stummungen in $ 29 des novellierten LDatG von 1978, die, dıes wırd schon ın der Überschrift deutlich, fur den wıchti 

gen Bereich der Übermittlung von Daten aus dem Melderegister an Private sowie fur die Sperrung einen Vorgriff aut die 
dringend erwartete umtassende Neuotdnung des Meldewesens darstellten. 

Die Entwicklung aut der Bundesebene war gekennzeichnet durch das wiederholte Scheitern eınes Melderechtsrahmen- 
gesetzes (MRRG), zuletzt aufgrund vertassungsrechtlicher Bedenken des Rechtsausschusses des 7. Deutschen Bundes 

tages gegen die Einfuhrung eines Personenkennzeichens. Der Vorgang macht trotz unterschiedlicher Wurdigung der 
Motne und Folgen deutlich, daß der Rationalisierung des Verwaltungshandelns durch die Rechtsordnung Schranken 

geserzi sind Es liegt in der Konsequenz dieser Entwicklung, daß schließlich zum Inde der 8. Wahlperiode des Deut 

schen Bundestages cin Melderechtsrahmengesctz verabschiedet wurde, das nicht ın allen, wohl aber doch ın wesentl 
chen Punkten den Forderungen des Ditenschutzes Rechnung tragt 

Das MRRG steht unter dem Primat des bereichsspezifischen, einheitlichen Datenschutzes, der bıs dahın oft nur ın 

\erwaltungssorschritten der Lander, zum Teil auch ın Gesetzesnovellierungen unterschtedhche Regelungen tand 

Die DSK sah von Antanyg an utgrund des damit gegebenen rechtlichen Rahmens die Notwendigkeit zur Abwendun. 
sonder maltitunktionalen Autgabenstellung des I WOIS, denn die gesetzlichen Aufgaben der Meldebehorden wurden 
durch$ Abs I MRRG aut dic Identitats und Wohnungsteststellung beschränkt. Die DSR gingdavon aus, daß weite 
e Aufgaben nur ınsowcıt übertragen werden konnen, als sic hierzu ın einem unmittelbaren Sachzusammenhang ste 
hen Wie auch ın anderen Bundeslandern konnten Meinungsverschiedenheiten mit der Landesregierung hinsichtlich 

dieses Grundserstandnisses des MRRG nıcht vollstandig ausgeraumt werden
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2.2 

6 

Di DSKk har bereits om Anhorscifahren zum Referentenen wurt Emptehlungen ausgespiochen, die im der Regierungs 

vorlage inden Landtag weituchend bei ucksichugt wıtden 

Nuch starker als der Gesetzentwurt der Landesregierung — Drucksache 9,2223 Ieß cm von den Fraktionen de SPD 

und} D.P wenige Wochen zusor eingebrachter Entwurf cınes Meldegesetzes — Druuksache 972182 - das Bemuhen 

erkennen, den für erganzende Datenschurzregelungen der I ander \ erbliebenen Raum zu nutzen Zu beiden Gesetzent 

wurten hat die DSK eingehend Stellung genommen und ihre Auffasung ın einem Anhorsertahren vor dem zustandigur 

T andtagsausschuß vorgetragen. 

Empfehlungen der DSK im Gesetzgebungsverfahren 

Die Mehrzahl der vor der DSK ım Zusammenhang mıt der Neutassung des Landesmeldegesetzes (MG) abgegebenen 

Impfehlungen sınd beruchsichtigt worden In einzelnen wichtigen Punkten ıst dei Gesetzgeber den Anregungen der 

DSK dagegen nıcht getolgt 

Hierzu zahlt beispielsweise der Datenkatalog des $3 Abs. 2 MG. Zwar wurde er gegenuber der ursprunglichen Fassung 

dex Referentenentwurfs erheblich reduziert, gleichwohl sind nıcht alle Bedenken der DSK, die sich insbesondere gegen 

die Speicherung der Seriennummer des Personalausweises und Passes sowie gegen dıe Speicherung eınes Merkmals uber 

die Zugehorigkeit zu einem bestinnmten Haushalt im Sinne des Abfallbeseitigungsrechts richteten, ausgeraumt wor- 

den 

Ahnliches gilt fur das Ordnungsmerkmal, dessen Übermittlung an Behörden und sonstige offentliche Stellen und 

oftentlich-rechtliche Religionsgesellschaften unter der Voraussetzung zugelassen wurde, daß auch die Übermittlung 

der ım Ordnungsmerkmal enthaltenen personenbezogenen Daten zulassıig ist. Unbestreitbar ıst das Ordnungsmerkmal 

ıx Identitizierungsschlussel und Suchkriterium fur Datensatze ım Melderegister nutzlich — wenn auch rıuhr uner- 

behrlich — und, soweit es nur eine interne Ordnungsfunktion erfüllt, wohl rechtlich auch nicht angreitbar Bedenkers 

setzen indessen ein, wenn auch die Weitergabe zugelassen wird. Mit der Übermittlung verliert das Ordnungsmerkmal 

ım Grundsatz seine eingeschrankte Zweckbestimmung als Hilfsmittel der internen Datenorganısanon. Sicherlich stellt 

die auf den offentlichen Bereich begrenzte Übermittlungsregelung im Meldegesetz noch keinen verfassungsrechthieh 

bedenklichen Eingriff ın die Personlichkeitsrechte der Burger dar. Dennoch hatte die DSK eine Beschrankung der 

Ubermittlung aut das Ruckmeldev erfahren für ausreichend gehalten. 

Autgrund der beı ortlichen Feststellungen gewonnenen Erfahrungen setzte sich die DSK dafur ein, die Mitwirkung des 

Wohnungsgebers bei der Anmeldung oder Abmeldung auf eın Einsichtsrecht ın die amtliche Meldebestaugung zu 

beschranken. Schon ın der Vergangenheit wurden dıe Vorschriften über die Nebenmeldepflicht in der Praxis unter- 

schtedlich gehandhabt, Auf die Unterschrifisleistung durch den Wohnungsgeber wurde uberwiegend verzichtet, weıl 

der Nachweis der Unterschriftsleistung ein nochmaliges Frscheinen des Meldepflichugen bei der Meldebehorde erfor- 

derthatte Die durch das neue Melhdegesetz geschaffene Rechtslage laßt fur eine Fortsetzung dieser Praxıs keinen Raum 

Die DSK begrußt, daß auf ıhre Empfehlung hın eine Nutzungsbeschränkung für archivierte Meldedaten dergestalt vor- 

genommen wurde, daß dıe Daten fur eine Zeitdauer von 50 Jahren grundsätzlich nıcht mehr verarbeitet oder sonst 

genutzt werden durfen, es seı denn, daß dies zu wissenschattlichen Zwecken, zur Behebung einer bestehenden Beweis- 

not, zur rechtmaßıgen Autgabenetfüllung bestimmter Behorden oder fur Wahl- oder Abstimmungszwecke unerlaßlich 

istoder der Bettoffene vorher schriftlich zugestimmt hat. 

Im ubrigen wies dıe DSK darauf hin, daß das Problem der Übernahme und Verwaltung von Daten durch Auchne m 

einem Meldegesetz nıcht vollstandıg und abschließend geregelt werden kann. Hierfur bedarf es eınes Archivgesetzes, 

das son der Datenschutzinstinutionen auch aus anderen Gründen nachdrucklich gefordert wırd 

Fınen Schwerpunkt der Mitarbeit ım Gesetzgebungsverfahren bildeten die Fmpfehlungen der DSK hinsichtlich der 

Zulassigkeitssorausserzungen fur regelmäßige Datenübermittlungen im sog On-lıne-Verfahren. Diese Form der 

Datenubermittlung begrundet deshalb eine besondere Gefahr des Datenmißbrauchs, weıl beim Zugrift über einen sol- 

«hen Anschluß die grundsatzlich son der speichernden Stelle vorzunehmende Erforderlichkeitsprufung entfallt. 

Die DSK hat daher gefordert, die Einrichtung von sog. On-Iıne-Anschlussen an zusatzliche materielle Voraussetzun- 

gen zu binden, wıe sıe von der Konferenz der Datenschutzbeauftragten und der DSK tormulıert wurden: 

I Die zum Abruf bereitgehaltenen Daten mussen ıhrer Art nach fur den Fmpfanger erforderlich sein. 

2 Das Bereithalten der Daten zum sofortigen Abruf durch den Empfanger muß unter Berucksichugung de: schutz- 

würdigen Belange der Betroffenen und der Aufgabe der beteiligten Stellen angemessen sein.
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Der Gesetzgeber ıst diesen Empfehlungen der DSR getolgt. 

Die Übernahme des neuen Melderechts in die Verwaltungspraxis 

Das Meldegesctz vom 22. Dezember 1982 (GVBl S. 463, BS 210-20) trırt mır seinen wesentlichen Vorschriften am 

1 November 1983 ın Kratt. Die verhaltnısmaßıg kurze Anpassungsfrist zwingt die Verwaltung zu raschem Handeln 

bei der Übernahme der neuen rechtlichen Regeln in dıe Verwaltungspraxis. Der Landesregierung ist zu danken, daß sıe 
unem Vertreter der JSK die beratende Mitarbeit ın den zu verschiedenen Problembereichen gebildeten Arbeitsgrup- 
pen ermöglicht. Schwerpunkte sınd die Übermittlungsverordnung und der Melderegisterdatensar/ 

Fragen der Gesetzesauslegung 

Zu Fragen der Gesetzesauslegung hat sıch die DSK bisher in zweı Fallen geaußert, die nachtolgend dargestellt sınd 

Angaben uber die rechtliche Zugehorigkeit zu einer Religionsgesellschaft ım Meldevertahren 

In dem vom Innenminister gem $ 17 Abs 6 MG zu bestimmenden Muster des Anmeldescheines war vorgesehen, dıe 
anmeldepflichtigen Einwohner des Landes nach ihrer Zugehörigkeit zur Evangelischen Kirche, zur Romısch-katholh- 
schen Kırche oder zu sonstigen, konkret anzugebenden Rehgionsgesellschaften zu tragen. Gem. Art. 149 GG V.m. 

Art 136 Abs 3 Satz 2 WRV ist die Frage nach der Zugehorigkeit zu einer rechtlichen Relıgionsgesellschaft jedoch nur 

dann zulassig, wenn davon Rechte oder Ptlichten abhangıg sind oder eine gesetzlich angeordnete statistische Fıhebung 
dies ertordert. Diese Finschrankung der negatıven Bekenntnisfreiheıt berriftt die Mitglieder aller Rehgionsgesellschat 

ten Bereits wahrend der Geltung der Weimarer Reichsverfassung gıng man davon aus, daß der Begritt Religionsgesell- 

schatt alle Angehorige eines und desselben Glaubensbekenntnisses umfasse, ohne daß es auf eine bestimmte rechtliche 

Struktur des Verbandes ankomme. An dieser rechtlichen Beurteilung hat sich durch dıe Inkorporation det 

Art 136 ff WRV ın das Grundgesetz nichts geandert. Sofern nicht ausdrücklich ern as anderes bestimmt ıst, gelten die 
staatshirchenrechtlichen Verfassungsnormen der Art. 136 ff. WRV daher sowohl tur offentlich-rechtliche sowie tur 

privatiechthche Religionsgesellschaften und deren Mitglieder 

Die DSK ıst der Auftassung, daß diese Voraussetzungen im Meldeverfahren nur hinsichtlich der Mitglieder dei ottent- 

hunerechtlichen Religionsgemeinschaften vorlegen. Dagegen erschemt dıe konktete Angabe der Mitgliedschaft ın 
einer priv atrechtlichen Religionsgesellschaft vertassungsrechtlich bedenklich. Dieser Auttassung hegen tolgende Ubc 
legungen zugrunde: 

Zu den Pflichten, die ım Sınne des Art. 136 Abs 3 WRV von der Zugehorigkeit zu einer Religionsgemeinschatt abhan- 
gen und daher zur Frage nach der Mitghedschatt berechtigen, gehort nach allgemeiner Auffassung die Kırchensteuer- 
pflicht Gem. Art. 140 GG ı.V m Art 137 Abs. 6 WRV und dem Landesgesetz uber dıe Steuern der Kırchen, Relı- 

gonsgemeinschatten und Weltanschauungsgesellschaften (KiStG) vom 24 Februar 1971 (GVBl. S. 59) sınd zwar alle 

oftentlich-rechtlichen Religionsgesellschatten zur Erhebung von Kırchensteuern berechtigt, doch haben von dieser 
Privilegierung außer der Romisch-katholischen und der Evangelischen Kırche nur wenige sonstige öffentlich-rechtli- 
ıhe Religionsgesellschatten Gebrauch gemacht Hınzu kommt, daß die kırchensteuererhebenden kleinen Religionsge- 

sellschaften dıe Kırchensteuern nur zum Teil gem. $19 1. V.m. $ 14 4f Kı$tG von den Fınanzbehorden oder Gemein- 

den verwalten lassen. Soweit ersichtlich, sınd dies ın Rheinland-Pfalz ım wesentlichen nur das Bıstum der Altkatholı- 

ken, die Judische Kultusgemeinde ın Koblenz, die I'reie Religionsgemeinschatt Mainz und die Freireligiose I andesge- 

meinde Pfalz. Außer den Angehorigen der beiden Großkirchen durfen daher nur die Mıitgheder dieser genannten klei 
nen offentlich-rechtlichen Religionsgesellschaften ım Meldeverfahren ım Hinblick auf die Kırchensteuererhebungen 
nach ıhrer Religtonszugehortgkeit gefragt werden. 

Die Betragung der Mitglieder der ubrıgen offentlich-rechthichen Religionsgeseilschaften — zu nennen sınd crwa die 
Erangelischen Freikirchen, die Russisch-orthodoxe Kırche, dıe Religionsgemeinschaften Deutscher Unitarier und dıc 
Gemeinschatt det $ieben-Tage- Adventisten — laßt sich ım Sinne des Art. 136 Abs. 3 Satz 2 WRV mıt dem Recht diese» 
Religionsgesellschaften begrunden, von den Meidebehorden zur Erfullung ıhrer kulturellen, sozialen, karıtanen und 
seelsorgerischen Aufgaben gem $ 32 MG bestimmte Daten ihrer Mitglieder anzufordern Nach allgemeiner Auttas 
sung sermogen nämlich nicht nur die Rechte und Pflichten von Mitgliedern, sondern auch die Rechte der Religtonsge- 
sellschaften selbst die melderechtliche Frage nach der Religionszugehorigkeit zu rechtfertigen. 

Gegen dıe Frage nach der Zugehörigkeit zu einer privatrechtlichen Religionsgesellschaft — etwa der Griechisch-katho- 

Ischen Kirche, der Griechisch-orthodoxen Kırche. der Quaker, der Zeugen Jehovas. der Buddhisten, u. a. — bestehen 
jedoch verfassungsrechtliche Bedenken Da die Mitglieder dieser Religionsgesellschaften keiner Kirchensteuerptlicht 
unterhegen. ıhıe Religionsgesellschaften auch kein besonderes Informationsrecht gegenuber den Meldebehorden besır- 

n
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zen und auch keine sonstigen Rechte und Pflichten ım Sinne des Art 136 Abs 3Sa17 2 W RV ersichtlich sind. kann ıhı. 

Betragung nur dann vertassungsrechtlich zulassıg sein, wenn diese ım Hinblick auf cine „gesetzlich angeordnete starı 

stische Erhebung“ ertorderhich ıst 

Als statistische Frhebung im Sinne des Art 136 Abs. 3 Satz. 2WRV kann ledighchdiesog Wanderungssarsnkcheran 

gezogen werden, die gem $4+1.V m $6 Abs. I des Gesetzes uber die Statistik der Berolkerungsbew egung und die 

l ortschreibung des Bevolkerungsstandes vom 14 Marz 1980 (BGBl S. 308 HH ), zuletzt geandert durch $ 26 MRRG, 

erstellt wırd 

I ntsprechend diesen Bestimmungen wırd fur die Wanderungsstatistik mıt Hilte der Meldescheineu a. auch „die recht 

liche Zugehorigkeit oder Nichtzugehonigkeit zu einer Religionsgesellschaft“ erfaßt Fs bestehen jedoch Zweitel, ob die 

Mitgliedschaft in einer konkret zu benennenden privatrechtlichen Relıgionsgesetlschatt ım Sınne des Art. 136 Abs 3 

Sa 2 WRV fur die Erstellung dieser Statistik erforderlich ıst. Von Bedeutung ıst namlich, daß das Statistische L andes- 

amt die privatrechtlichen Relgionsgesellschaften weder ın seiner Wanderungsstatistik ausweist noch ın seinen an das 

Staisusche Bundesamt ubermiteelten Tabellen auftuhrt, so daß die privatrechtlichen Religionsgesellschatten schließ- 

lich auch nıcht ın der vom Statistischen Bundesamt erstellten Wanderungsstatistik gesondert berucksichtigt werden. 

Diese Beschrankung der Il andes- und Bundeswanderungsstatistiken auf offentlich-rechtliche Religionsgesellschaften 

entspricht ım ubrıgen auch ıhrer wesentlichen Zweckbestimmung. Fntsprechend der Begrundung zum Regıerungsent- 

wurf des Gesetzes uber dıe Statistik der Bevolkerungsbewegung und die Fortschreibung des Bevolkerungsstandes dıe- 

nen sıe namlıch in erster Linie dazu, das Ergebnis der jeweils letzten Volkszahlung fortzuschreiben 

Es darf deshalb ın diesem Zusammenhang nıcht außer Betracht bleiben, daß die nach $2 Nr. I des Volkszahlungsgeset- 
es 1983 vorgesehene Ertassung der Religionszugehorigkeit „auf die Feststellung der rechtlichen Zugehorigken zu er 

ner der drei christlichen Kirchen (Romisch-katholische Kırche, Fvangelische Kırche, Evangelische Freikirche), zur su 
dischen Religionsgemeinschaft, zu eıner anderen (ohne nahere Bezeichnung) oder zu keiner Rehgionsgosellsch tt“ bi 

schrankt sein soll. Daher kann davon ausgegangen werden, daß auch ım Rahmen der Volkszahlung - die spater mit 
Hilfe der Wanderungsstatisuk weıtergeschrieben werden soll — nıcht nach der Mitgliedsch ıft ın einer konkıet zu be 

nennenden privatrechtlichen Religionsgesellschaft gefragt werden wırd. 

Autgrund dieser rechtlichen Überlegungen hat die DSK die Landesregierung gebeten, die Mitglieder privatrechtlicher 

Rehgionsgesellschatten ım Meldeverfahren nur unter eıner Sammelbezeichnung („sonsuge Religionsgesellschaften“ ) 
zu erfassen. Die Landesregierung hat diesen Überlegungen Rechnung getragen. Auf dem neuen Meldeschein wird deı 

Meldepflichuge nur noch nach der Zugehorigkeit zu einer oftentlich-rechtlichen (bzw. zu keiner) Religionsgesellschatt 

yetragt 

Zulassıgkeit meldebehordlicher Umfragen zur Feststellung des Hauptwohnsitzbegriffs 

Die Aussetzung des Volkszahlungsgeserzes durch das Bundess erfassungsgericht hat zur Rechtsunsicherhett bei der 
Anwendung des $43 MG gefuhrt. Nach dıeser Vorschrift soll dıe Umstellung der Melderegister auf den neuen objekti 
vierten Hauptwohnsitzbegriff auf der Grundlage der Erhebungen der „Volkszahlung ‘83“ durchgefuhrt und bis zu die- 
sen Zeitpunkt - abgesehen von neuen Meldevorgängen — die Tortschreibung der Melderegister hinsichtlich der 

Hauptwohnung ausgesetzt werden 

Der Auftassung, daß $ 43 MG bereits wegen des Aussetzungsbeschlusses des Bundesverfassungsgerichts obsolet ge- 

worden seı und daher eıner meldebehördlichen Umfrage beı Einwohnern mit mehreren Wohnungen nicht mehr entge- 

genstehe, ıst die DSK nicht gefolgt. 

Dre Anderung des cıner Rechtsnorm zugrundeliegenden Sachverhaltes kann sich zwar auf deren Bestand auswirken 

Aus Grunden der Rechtssicherheit und Rechtsklarheıt ıst dies jedoch nur dann der Fall, nenn der Wandel der tatsachlı 
chen Verhaltnisse ottensichtlich zu einem Wegfall des Regelungsgegenstandes und zur Funktionslosigkeit der Bestim- 

mung selbst gefuhrt hat. 

Die DSK geht davon aus. daß diese Voraussetzungen hinsichtlich des $ 43 MG nur dann vorliegen, wenn die zuerwar 
tende Hauptsacheentscheidung des Bundesverfassungsgerichts dazu fuhrt, daß die Volkszahlung nıcht, nur als Repra- 

sentativerhebung oder lediglich unter Verzicht aut den in $9 Abs. I Volkszahlungsgesetz ‘83 geregelten Melderegister 
abgleich durchgefuhrt werden kann. Zum gegenwartigen Zeitpunkt kann hiervon jedoch nıcht ausgegangen werden 
Der Bundesminister des Innern hat ın seiner Stellungnahme zu den Verfassungsbeschwerden gegen das Volkszahlungs- 

gesetz vielmehr ausdrucklich betont, daß — eine entsprechende Entscheidung des Bundesverfassungsgerichts unter- 
stellt — die Volkszahlung unverzuglich ın der ım Volkszahlungsgesetz ‘83 vorgesehenen Form nachgeholt werden 

wird.
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Die bloße Verschiebung de: Volkszahlung tuhrt dagegen nicht ohne weıteres zum offensichtlichen Wegfall des Repı 

lungsgrundes des $ 43 MG Die ranıo dieser Bestimmung - innerhalb einer ıhrem Übergangscharakter Rechnung trı- 

genden Irıst die Umstellung der Melderegister mıt Hilfe der Volkszahlungsdaten zu ermoglichen — ward durch cırı 

kurzfristige Verzogerung ın der Durchführung der Volkszahlung nıcht tangıert. 

Die DSK geht daher davon aus. daß $ 43 MG zum gegenwarugen Zeitpunkt einer meldebehordichen Umfrage bei den 

Finwohnern mıt mehreren X ohnungen entgegensteht. Die DSK erw artet eine entsprechende Meinungsbildung ım Be - 

reich der Landesregierung 

Keine Überprüfung von Hotelmeldescheinen 

im Iruhrahr dieses Jahres war ın verschiedenen uberregionalen Zeitungen von der Frfassung und Speicherung der Pui 

sonalıen von Hotelgasten durch die Verfassungsschutzbehorde eines anderen Bundeslandes die Rede Die Meldungen 

hatten dort sogar zu cinet parlamentarischen Intatve getuhrt. 

Unserzuglich durchgetuhrte I eststellungen der DSK fuhrten zu dem Frgebnis, daß in Rheinland-Palz seitens des Ver- 

fassungsschutzes weder I Totelmeldezettel angetordert und nach bestimmten Rasterkriterien ausgewertet worden sind, 

noch daß über einen großeren Zeitraum Personalien von Hotelgasten ın mehreren Stadten ertaßt oder gespeichert mut 

den 

Nur wenn bei konkretem nachrichtendtenstlichen Verdacht im Einzelfall dies zur Klarung der Identitat einer Person 

notwendig ıst, wird Einblick ın die bei der Pohzei entsprechend der Regelung des $ 27 Abs. 3MG vorliegenden Melde 

scheine genommen 

Die DSK hat dieses Frgebnis mıt Befriedigung zur Kenntnis genommen und berrachtet die mitgeteilte \ertuntensw en 

als zulassıg ım Sinne der datenschurzrechtlichen Bestimmungen. 

Sperrvermerke im Melderegister 

Tatsachen, dıe geeignet sınd, die Adopuon eines Kındes und ıhre Umstande aufzudecken, durfen ohne Zustimmung 

des Annehmenden und des Kındes nicht offenbart oder ausgeforscht werden, es seı denn, daß besondere Grunde des 

ottentlichen Interesses dıes ertordern ($ 1758 BGB). In einer Fıngabe an dıe DSK wurde eın Verstoß gegen dieses 

Oftenbarungs- und Austorschungsverbot beanstandet, ohne daß ındessen nachgewiesen werden konnte, w elche Be- 

hordc hierfür verantwortlich war. 

Die veranlaßten ortlichen Feststellungen ergaben, daß das Einwohnermeldeamt eıner Verbandsgemeinde bei der 

Weitergabe der neuen Adresse cınes adoptierten Kindes entgegen den Bestimmungen der Verwaltungst orschritten 

zum Meldegesetz (alte Fassung) nıcht aut den wegen der Adoption bestehenden Sperrvermerk im Melderegistet hinge- 

wiesen hatte Ob allerdings dieses Versaumnıs die Ursache dafur war. daß dıe neue Anschrift des Kindes der leiblichen 

Mutter bekannt wurde, konnte nicht zweifelsfrei ermittelt werden. Der Ubermittlungsempfanger, ein Versorgungs- 

amt, erbrachte den Nachweis, daß die neue Anschrift im Schriftverkehr mıt der leblichen Mutter nıcht offenbart wur- 

de 

Da von dern Eins ohnermeldeamt keinerler Aufzeichnungen über weıtere Übermittlungsempfanger getuhrt wurden — 

Anfragen werden urschtiftlich erledigt < und von Nachforschungen beı der leiblichen Mutter insbesondere wegen des 

Fehlens einer gesetzlichen Frmachtgung abgeschen werden mußte, konnte der Vorgang nıcht vollstandig aufgeklart 

werden. 

Die Datenubermittlung ohne Hınweis auf den Sperrvermerk wurde von der DSK beanstandet. 

Der Vorgang macht indessen auch deutlich, daß dıe Abfragemoglichkeiten fur dıe an das automatisierte Finwohncet- 

melderegister angeschlossenen kınwohnermeldeamter zu weitgehend sınd {m Rahmen der sog. Archivauskuntt kann 

in bestimmten Fallen dıe aktuelle Anschrift eınes adoptierten Kindes, das fruher ım Zuständigkeitsbereich eines rhein- 

land-pfälzıschen Einwohnermeldeamtes wohnhaft war, von jedem an das EWOIS angeschlossene Einwohnermelde- 

amt ın Erfahrung gebracht werden. Esıst demzutolge nıcht auszuschließen, daß die leibliche Mutter die neue Anschnilt 

des Kindes aufgrund einer Auskunttertahren hat, dıe von einem anderen als dem ortlıch zustandigen Einwunnermelde- 

amt erteilt wurde 

Zw ir wird das Vorhegen einer Auskunttssperre auf der Bildschirmanzcıge kenntlich gemacht. Dies geschah jedoch ın 

dem geschilderten Lalle nur durch die Buchstaben „AS“, die ın der zusammenhangenden Darstellung mit den ubrigen 

Yonwohnerdaten überschen wurden Unterdessen ist das Landesrechenzentrum dazu ubergagangen, der Auskunft als 

erste Zeile den mit hoherer I euchtkraft angezeigten Hinweis „Auskunftssperre“ voranzustellen
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Diese technischen Verbesserungen losen treslich nicht das Problem, daß der Zugnitt aut Archiv unskunfte in einem zu 

weitgehenden Umtange moglich ist Die DSK halt eine Beschrankung tur erforderlich, die nur dem Einwohncimelde 
unt, ın dessen Zustandigkentsbereich die personenstandsrechtliche Anderung beurkunder wurde, den Zugrtt ermo. 

Iht Im Buck aut die anstehende Neuordnung des Meldevertahrens aufgrund des novelherten Meldegesctros Stuchts, 

| November 1983) und den mit einer vorzeitigen Anderung verbundenen erheblichen Umstelluingsautwind hats 

indessen divon abgesehen, eine sotortge Verfahrensander ung zu tordern 

Datenschutz im Sicherheitsbereich 

Allgemeine Überlegungen 

In der jetzt zweyahrıgen Berichtszeit hat sıch die Diskussion uber den Datenschutz ım Sıcherheitsbereich bundesweit 

weiter zugespitzt Die Auseinanderserzungen haben nıcht nur zu der ın verschiedenen Datenschutzberichten beklagte 
Klimaverschlechterung geführt sondern auch eıne bedauerliche Polarısıerung zur I olge gehabt Wenigstens teilweise 

durften diese Fntwicklungen dıe Ursache dafur sein, daß heute ın der Bundesrepublik ım Sicherheitsberesch eıne, 
zunehmende Rechtszersplitterung ım Datenschutz zu beobachten ıst, die von der bekannten Novellierung des Landes 

datenschutzgeserzes von Baden-Wurttemberg aut der eınen und von den datenschutzrechtlichen Besummungen des 

Polizeigesetzes von Bremen auf der anderen Seite gekennzeichnet ıst 

Die DSK hat schon ın ıhrem letzten Bericht (T2. 2.1) darauf hingewiesen, daft beı einer Rechtstortbildung des Daten 

schutzes ım Sıcherheitsbereich zwischen dem Freiraum des Fınzelnen und dem Anspruch de: Allgemeinheit aut W a 

rung der otfentlichen, Sicherheit sorgfältig abzuwagen ıst. 

So talsch es ıst, „Sicherheit vor Datenschutz“ gehen zu lassen, so wenig kann vs mıt der Verfassungsordnung uberein 

summen, dem Datenschurz als Ausfluß des Grundrechts auf tree Entfaltung der Peisonlichkeit rundsatchih Yorra sy 

vor dem Anspruch des Einzelnen auf Gewährleistung seiner Sicherheit eınzuraumen. 

Ber Berücksichtigung der dargestellten Grundsatze kann nach Auttassung der DSK auch bundesw.cır der Dialog zw 

schen Datenschutz und Sıcherheitsbehörden so gestaltet werden, daß ım wohlverstandenen Gesamtinteresse des But 

gers zufriedenstellende Ergebnisse erzielt werden. 

Überprüfung des Landeskriminalamtes (LKA) — Staatsschutz — 

Im ersten Jahr der Berichtszent wurden diggenigen Teile des LKA uberprutt, dıe Aufgaben des Staatsschutzes wahrnch 

men. Die Überprutung erfolgte ım zeitlichen Zusammenhang mit vergleichbaren Taugkeiten anderer Landesdaten- 

schutzbeauftragter. 

Der polizeiliche Staatsschutz ıst derjenige Teil kriminalpolızeilicher Tatigkeit, der dıe vorbeugende und stratvertolgen- 
de Aufgabe der Polızer ım Hınblick auf Straftaten mit politischem Hintergrund umtaßt. 

Ortganısatorisch ist der polizeiliche Staatsschutz im LKA ın zwei Abteilungen zusammengefaßt 

Da das Aufgabengebiet des polizeilichen Staatsschutzes von der Sache her starke Zusammenhange mıt der Tauıgkeit 
anderer Sicherheitsorgane, wıe Verfassungsschutzbehorden, Bundesnachrichtendienst und MAD aufweıst, stellt sich 

regelmaßıg dıe Frage der gegenseitigen arbeitsmaßigen Abgrenzung. Soweit hier Hılten tur dıe Praxis ın Form von Ver- 

waltungsvorschriften bestehen, bedurfen sie der Erganzung ım Hinblick auf die Anwendung der automatısierten 
Datenverarbeitung Zu fordern sind sowohl eıne klare Abgrenzung der Zustandigkeiten als auch klare Richtlinien tur 

die Taugkeit der Beamten vor Ort. 

Wienotwendig eine Klarung ın diesem Sinne ıst, ergibt sich u. a. aus der ın den Dateienrichtlinien des Bundeskrimunal 

amtes (BKA) gegebenen Moglichkeit zur Speicherung der Daten von Personen, beı denen cs sıch weder um Verdachugı 

noch um Beschuldigte handelt, bei denen aber „zureichende tatsachliche Anhaltspunkte die Annahme rechttertigen. 
daß (erg. : die Speicherung) zur Aufklarung oder vorbeugenden Bekampfung schwerwiegender Straftaten, zur Ergrei- 

tung von zur Festnahme gesuchten Personen oder zur Abwehr einer ım einzelnen Fall bestehenden erheblichen Gefah: 
ertorderlich »st“ (Daweienrichtlinien Ziff 4 2 11) 

Insbesondere ım Bercich der PIOS-Dateien (Personen, Institunonen, Obtekte, Sachen) kommen Anwendungen de: 

genannten Art, dıc ın aller Regel der Speicherung möglıcher „Kontakt- und Randpersonen“ dienen, der vom Vertas- 

sungsschut/ u.a betriebenen „Vorfeldarbeit“ sehr nahe und durtten ın der Praxis nıcht selten zu uberlappender Taug 
keit fuhren
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Was die prakuische Anwendung von PIOS anbetrifft, so konnte beı der Uberprufung im KA zunachst testgestellt wer 

den. daß der Standard deı geirottenen Datensicherungsmaßnahmen den hıer zu stellenden Erfordernissen entspricht 

Fur das Land ıst das I KA die einzige an PIOS angeschlossene Stelle. Eine Verbindung zum Verfassungsschutz besteht 

nicht. Der Zugang zu den PIOS Terminals ıst wırkungsvoll gesichert Abtrageberechtigt sınd nur bestimmte Angeho 

nge der Staatsschutzabteilungen 

Soweit festgestellt werden konnte, bewegen sich die Speıcherungen ım Rahmen der Dateienrichtlinien. 

lur die Sıcherstellung der ın den Dateienrichtlinten vorgesehenen Loschungsfristen sınd maschinelle Ablaute vorgese 

hen 

Dem LKA kann durch das BKA im Rahmen des bestehenden Verbundes das Einrichten und Bertruben von 

Spurendokumentationsst stemen (SPUDOK) ermoglicht werden. Die Anwendungsweise entspricht ım wesentlichen 

dem ım Lande schon vorher eıngetuhrten POLDOK-Verfahren (Polhzeiliches Dokumentationssystem, s. 8 Tauıg- 

keisbericht. Tr. 2 3 dı Durch das Sammeln und Auswerten aller zu eınem bestimmten Komplex existierenden Hın- 

weise wird der „alte Nottzblock * nicht nur ersetzt, sondern außerst wirkungsvoll perfektioniert. Obwohl SPUDOR 

Anwendungen durch das IKA ın den Bundesbercich fallen, wurde eıne entsprechende Information der DSK ın jedem 

einzelnen Fall vereinbart 

Zum Zeitpunkt der Überprutung war beim LKA eın Drittel des Bestandes an Kırminalakten bereinigt. Is wird mir 

einer Reduzierung des Gesamtbestandes von 260 000 aut ca. 150 000 Akten geı echnet. 

Insgesamı hat sıch bei der Überprufung kein Grund zu Beanstandungen ergeben. 

Weiterentwicklung INPOL 

— Dateienrichtlinien für die Polizei des Landes Rheinland-Pfalz 

Im 8 Tatigkeitsbericht (T7. 2.3 c) wurde von der Fortentwicklung des INPOL-Systems auf Landesebene berichtet. 

Schon an dieser Stelle hatte die DSK den Wunsch nach allgemeinen Dienstanweisungen geaußert und spater bei der Ver- 

abschiedung des Polızeis erwaltungsgesetzes durch den Landtag auf entsprechende Forderungen hin dıe Zusagen der 

Landesregierung fur eıne Regelung uber landeseigene Dateienstatuten erhalten. 

Gleichzeitig mıt diesen Daterenstatuten wurden dıe Kps-Richthnıen als Teil derselben, fur die Polizei des Landes 

Rheinland-Pfalz bekannt gemacht und ihre Geltung auf alle personenberogenen Sammlungen ausgedehnt, dıe der 

Getahrenabwehr und der Strafverfolgung dienen, einschließlich etwaiger Hinweissysteme (POLDOR). Auch manuell 

getuhrte Dateien sind eingeschlossen 

Die ım Fruhjahr 1982 erlassenen Verwaltungsvorschriften über die „Führung von personenbezogenen Dateien bei der 

Pohzei“ gelten fur dıe Errichtung sowohl automatisıerter als auch „sonstiger Dateien über personenbezogene Daten“ 

Unabhangıg von der Meldepflicht gegenuber der DSK bedarf die Errichtung derartiger Dateien sowohl beim I KA als 

auch bei den ubrıgen Dienststellen der Vollzugspohrei des Landes einer Errichtungsanordnung, die dem Innenministe- 

“um vorbehalten ıst. Durch diese zentrale Regelung ist eine umfassende und rechtzeitige Befassung durch die DSÄ 

gewahrleistet. 

Fur den notwendigen Inhalt der von den einzelnen Polızeidiensistellen beim Innenministerium zu beantragenden 

Frrichtungsanordnungen sind umfangreiche Festlegungen vorgeschrieben. Neben der Bezeichnung der Datei und der 

ın Anspruch genommenen Rechtsgrundlage müssen der betroffene Personenkreis sowie dıe Art der zu speichernden 

personenbezogenen Daten und ıhre Herkuntt prazise angegeben werden. Ebenfalls müssen Zweck und Form der Datcı 

hinreichend bestimmt sein. Weiter festgelegte Angaben sind hinsichtlich der Abfrage- und Ubermittlungsprotokollıe- 

rung vorgeschrieben. 

Beı sonstigen Dateien ıst festzulegen, an welche Stellen regelmaßig Auskunfte erteilt werden durten, wıe die Aus- 

kunftserteilung an die Betrottenen zu handhaben ıst und wer im Einzelfall hieruber entscheidet. Weitere Regelungen 

betreffen die jeweiligen Fristen tur dıe Loschung/Aussonderung und zusatzliche Detailbestimmungen. 

Ergibt sich die Notwendigkeit, une Dateı unverzuglich einzurichten, so kann die speichernde Stelle eine Sotortanord 

nung veffen, in der mindestens Bezeichnung, Zweck und Rechtsgrundlage zu der Dateı. der betroftene Personenkreis 

und die Art der zu speichernden Daten festgelegt sind.
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Thervon ıst das Innenministerium unverzuglich zu unterrichten. Das Ministerium lertei die Sotortanordnung unser 

zuglich der DSK zu 

Das beschriebene Vertahren hat sıch ın der Zwischenzeit bewahrt 

Erfassung von Zigeunernamen im INPOL-System 

Durch Finzaben sowie verschiedene Veroffentlichungen wurde die Speicherung sogenannter „Zigeuner namen“ ın 

INPOL zum oftentlichen Diskussionsthema wıe auch zum Beratungsgegenstand deı Konferenz der Datenschutzun 

auftragten des Bundes und der Lander Entgegen verschiedener Behauptungen ging es nıcht um die Registrierung alte“ 

Sıntı und Roma. Es wurden lediglich Angaben uber solche Angehorige der genannten Gruppen erfaßt, die als Straftate- 

erkannt oder einer Straftat verdachtigt waren. Dabei wurde nıcht anders vertahren, als bei anderen deutschen, auslandı 

schen und staatenlosen Personen. 

Das INPOL-System sah vor, daß neben den eigentlichen Personalien auch der Polızer bekannte sonstige Namen als 

zusatzliche Identifizierungsmerkmale gespeichert werden Diese sonstigen Namen werden durch eınen Klammerzu 

satz ıhrer Art nach naher bezeichnet, 7. B. FR für fruherer Name, GS fur Geschiedenenname, KN fur Kunstlername, 

ON fur Ordensname, SN fur nıcht zugeordneter sonstiger Name, ZN fur Zigeunername 

Die DSK hat ın der Vergangenheit sıch mehrtach auf den Standpunkt gestellt, daß cıne Diskriminierung bestimmtei 

Bevolkerungsgruppen auch bei der Speicherung ım Polizeibereich auf alle Falle vermieden werden muß. Auch auf Vor 

stellungen der DSK hın hat der Arbeitskreis I] „Innere Sicherheit als Unterarbeitskreis der Innenministerkonferen?“ 

nunmehr beschlossen, auf den Zusatz „ZN“ zu verzichten. Allerdıngs wurde gleichzeitig bestimmt, etwaige Zigeuner 

namen von Beschuldigten oder Tatverdächtigen mit der Kennung „SN“ zuerfassen. Da mut diesem Zusatz auch andere 

nicht zugeordnete Namen gespeichert werden, ıst eine Auswertung nach den Merkmalen Sıntı und Roma nicht mehr 

moglich. 

Soweit in den $$ 103 und 201 der Dienstanweisung tur Standesbeamte Eheschließungen und Todesfalle son umherzie- 

henden Personen ohne testen Wohnsitz vom Standesbeamten jeweils der zustandigen Kriminalpolizeichenststelle zu 

melden sınd, bestehen seıtens der DSK nicht unerhebliche Bedenken insbesondere hinsichtlich der Meldung der Ehe- 

schließung Fur die Meldung der Eheschließung umherziehender Personen an dıe zustandige Kriminalpolızeidhenst- 

stelle kann eın uberzeugender Grund nicht gesehen werden. Was die Meldung von Todesfallen anberrittt, so ist es 

zumindest traglich, ob ıhr Zweck, namlich die Aufklarung von Vermißtenschicksalen, den mit der Meldung verbunde 

nen Eingriff rechtfertigt. Die DSK wurde es begrüßen, wenn diese Meldepflicht mit dem Ziel ihrer Abschaffung sore 

faltig uberpruft wurde. 

Anhörvertahren nach dem Gaststättengesetz 

Beim Anhorverfahren zur Frteilung einer gaststättenrechtlichen Frlaubnis nach dem Gaststattengesetz ıstu a zu pru- 

ten. ob der Antragsteller dıe fur dıe Führung des Gewerbebetriebes erforderliche Zuverlassigkeit besitzt ($ 4 Abs. 1 

Zift. I GaststattenG ı. Eine der Erkenntnisquellen der für die Konzessionserteilung zustandigen Behorden waren bıs 

her nıcht selten Mitteilungen der zustandigen Polizeibehorde. Hierbei sınd ın fruheren Zeiten Art und Umfang man 

«her Auskunft bisweilen nicht unerheblich über das hınausgegangen, was für die Konzessionsbehorde zur Beurteilung 

der gaststattenrechtlichen Zuverlassigkeit erforderlich war. 

Nunmehr wird jedoch von verschiedenen Polizeidienststellen unter Berufung auf den Datenschutz jede Auskunft ver 

weigert Dies veranlaßt wiederum die Konzessionsbehorden zu der Frage, wie — insbesondere beı ortsfremden Bewer- 

bern — dıe Zuverlassigkeit gepruft werden soll, um ım Interesse der betroffenen Burger und der Allgemeinheit Mıiß- 

stande zu vermeiden. die der Gesetzgeber mıt der Zuverlassigkeitsprufung ausschließen wollte, Eine streng aut das not- 

wendige Maß beschiankte Weitergabe von Daten durch die Polizei an die Konzessionsbehorde ware nach $ 6 Abs. | 
I DatG zulassıg, da davon ausgegangen werden muß, daß sie zur rechtmaßigen Autgabenerfullung durch die Konzes- 

sionsbehorde erforderlich ıst. 

Ber Uberprutungen der persönlichen Zuverlassigkeit nach der Gewerbeordnung hegen die Dinge nicht viel anders. In 
einem vergleichbaren Fall hatte die DSK bereits dıe Zulässigkeit der Datenweitergabe durch die Polizei bejaht (s. 8 Ta- 

ugkeitsbericht, Tz. 2.5). 

Die KpS-Rıchtlinien sehen demgegenüber eine Übermittlung an die Gaststattenkonzessionsbehorden nıcht vor und 
lassen Übermittlungen an andere als die ım Katalog bezeichneten Behorden nur zu, wenn sıe dıe Angaben „zur Abwehr 

einer ım Finzelfall bestehenden Getahr benouigen“.
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Aut Anregung der DSK wurde ın der Zwischenzeit durch das Innenministerium untersucht, inwieweit Übermittlun 
gen der Polızei an die Konzessionsbehorden sachlich unumganglıch sind und welche Praxis ın den anderen Landern 
besteht Der DSK ging es daber um die Schaffung transparenter Verhältnisse. Im ubrıgen soll aber auch vermicden wer- 
den, daß bewahrte Kontrolleinrichtungen abgebaut werden, was sich letztlich nur zu Lasten der Sicherheit der Burger 
auswirken mußte 

Gemeinsam mıt dem Innenministerium konnte eıne Regelung gefunden werden, nach der Anfragen der Konsession\ 
behorden bei der Pohrzei grundsatzlich nur dann ın Frage kommen, wenn bereits Zweitel an der Zuverlassoigkeit des 
Antragstellers bestehen oder wenn sich aus der Art oder der Lage der Gaststatte besondere Gefahren ergeben konnen, 
die eine weitergehende Überprufung des Konzessionsinhabers notwendig machen. Die Anfrage soll sıch aut eventuelle 
Versagungsgrunde gem $ 4 GaststattenG beschranken Bereits damit wırd ausgeschlossen, daß nicht ertorderliche Di 

ten ubermittelt weıden 

Die Vollzugspolizei wırd unter Beachtung der Zıtter 3.6 der KpS-Rıchthnien prufen, inwieweit ein Hınwers aut andere 
Quellun (7. B Aktenzeichen der Staatsanwaltschaft) ausreichend ist. Gegebenentalls ware ın erw eiternde: Auslesun.g 
der Zitter 3 5 12 der KpS Rıchtlinien eine detaillierte Auskunft zu erteilen. 

Die DSK halt dıes fur eine praxisgerechte Lösung, dıe sowohl dıe Belange der Allgemeinheit als auch die Personlich 
keitsrechte der Betroffenen ın angemessener Weise berucksichtigt 

„Punkerdateien“ 

In verschiedenen Bundes! indern wırd unter datenschutzrechtlichen Gesichtspunkten die Errichtung und Handhabung 
sog „Punkerdateren“ diskutiert, ın denen ausschließlich die Daten derjenigen Angehorigen der Punkerssene gespei- 
<hert werden, bei denen es sich um Beschuldigte oder Verdachtige handelt, oder beı denen Anhaltspunkte taturvorlu 
gen, daß ıhre Erfassung gemalt den KpS-Richtlinien zur Aufklarung schwerwiegender Straftaten oder zuı Abwchi 
erhebheher Gefahren tur die otfentliche Sicherheit und Ordnung erforderlich ıst. 

In diesem Zusammenhang wurden ın mehreren Bundeslandern parlamentarische Anfragen an die jeweiligen Innenmi 
nisterien gerichtet 

Nach den Feststellungen der DSK sind bisher in Rheinland-Ptalz Dateien der genannten Art nıcht eingerichtet. 

In diesem Zusammenhang soll nıcht unerwahnt bleiben, daß ın der Berichtsperiode aus begrunderem Anlaß eine ortlich 
begrenzte Datei uber eine bestimmte Gruppe von Schlagern fur zulassıg gehalten wurde. Diese Datei steht jedoch nicht 
im Zusammenhang mıt der Dateı des BKA „Gewalttatige Stoser“. 

Datei über Homosexuelle 

— sog. „Rosa Listen“ — 

In einer Fingabe wurde die DSK um Überprüfung gebeten, ob die Polızei tatsachlich keine Sonderaufzeichnungen ubuı 
Homosexuelle („Rosa Listen“ mehr fuhre. 

Nach der einschlägigen Rechtsanderung hat in Rheinland-Pfalz bereits ım Jahre 1973 das Innenministerium das KA 
und dıe Polizeidienststellen des Landes angewiesen, gemaß der Rechtslage dıe Kriminalakten ım Hinblick auf homo- 
sexuelle Personen zu bereinigen. 

Nach I eststellung der DSR st auch entsprechend verfahren worden. Demzutolge werden beı der Vollzugspolhzei des 
Landes und beim LKA keine Daten uber den ın Frage kommenden Personenkreis mehr ın manueller oder maschineller 
Form gespeichert. 

Sowceites um die Aufklarung von Straftaten nach geltendem Recht geht, werden, wıe ın anderen Fallen auch, Speiche- 
rungen gemaß den KpS-Rıchtlinien vorgenommen 

POLDOR 
— Praxis und Diskussion — 

Dar pohzeilche Hinwen und Spurendokumentationssystem POLDOK, ein freitextliches Lrtassungs- und Rechcı 
chierprogtanım, wurde bereits ım 8. Tatıgkeitsbericht vorgestellt (Tz. 2 3 d). Inder Zwischenzeit wurden veigleichba 
re Systeme ım anderen Landern und auch beim BKA (SPUDOK) eingeführt (s 5. Tätıgkeitsbericht des BED, $. 86).
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SPUDOK kann uber den Ver bund mıt dem BRA auch von den Landeskriminalamtern bet veben werden Nacdhden in 

Lande getroffenen I eststellungen wird jedoch tur Bearbeitungskomplexe bei den übungen Pohrzeibehorden des I andes 

Ans landeseigene Sy stem POT DOR verwendet 

Die herbei bisher zu beobachtende Prauıs zeigteine vs rhaltnısmaßıg geuinge Zahl lakaluı Anwendungstalu. Du denen 

es sich uberwiegend um Klassrsche Lrmittlungss erfahren handelt Vereinzelt wurde POI DOKR auch m Rahınen orthan 

und zeitlich deutlich abgegenzter Maßnahmen zur Getahrenabwehr eingesetzt. Um die Anwendung von PO! DOR 

aus der Sıcht des Datenschutzes standıg und intensiv beobachten zu konnen, “ wde son Anlang an de einzehte 

Anwendung nıcht nut angemeldet, sondern auch, soweit ertorderhch, in der DSR vorberaten In letzter Zeit ost die 

1DSK dazu übergegangen. insbesondere bes Anwendungen ım pravenuspohzeihichen Bereich, die Maßnahmen nach 

ıhrer Beendigung mut den jeweils Verantwortlichen durchzusprechen Hier hat sich die durch die kKonstrukuon der 

DSK bedingte Arbeitsweise als besonders hilfreich erwiesen 

Bei der Prurung der emzelnen POLDOR Vertahren hat sich bislang kein Anhaltspunkt tur Beanstandungen ergeben 

Besonders hervorzuheben ut die solortige Toschung aller personenbezogenen Daten ın POLDOK-Dateien nach 

Abschluß der entsprechenden Maßßnahmen, soweit sie zum Bereich der Gefahrenabwehr zahlen. Beı Verwendung von 

POLDOK ım Rahmen von Ermittlungsvertahren endet der direkte Zugriff der Polzei aut dıe Daten bei Abgabe des 

Vertahrens an dıe Staitsanı altschatt Die DSK verkennt nicht, daß die anschließende Autbewahrung der Daten al 

Archisdaten bis zum rechtskraftigen Abschluß des Verfahrens dem Grunde nach einen Getahrdungstatbestand ın 

datenschutzrechtlicher Hinsicht schatten kann, zumal es sıch be POL DOK-Anwendungen ın der Regel um Großver 

tahren handelt, dıe ertahrungsgemaß erbebliche Zeıt in Anspruch nehmen. 

Bei der erforderlichen Abwagung wird aber zu berucksichugen sein, daß ın diesem Verfahrensabschnitt nur nor 

begrenzte Zugrittsmogliehkeiten bestehen, und daß große Vertahren ın Zukunft ohne das Hiltsmiutel PO LDOR haur 

noch pohzeihch zu bewaltigen sen durften. Besondere Bedeutung muß auch den Moglichkeiten beigemessen S erder 

die der Autbewahrung der Archn daten fur dıe Verteidigung ım Strafiertahten zukommt Demgegenube: bleibt aus di 

Sicht des Datenschutzes testzustellen, daß durch die langere Verfahrensdauer naturgemaß «he Daten emer \ielvah 

unbeteiligter Personen gespeichert bleiben 

Diesem Umstand wird ın Zukunft besondere Beachtung beizumessen sein. 

Rechnerunterstütztes Finsatzleit-, Informations- und Auskunftssystem für die Polizei des Landes Rheinland- 

Pfalz — ELIAS — 

Die bislang bei de rheinland-pfalzıschen Pohzeı ım Fınsatz befindlichen Systeme der Intormationsverarbeitung 

betreften vorrangig den krimmalpobzeilichen Bereich oder haben - wıez.B POL LOG (polizeiliches Logistiksvstem, 

Inventarverwaltung) - eindeutig adminıstrativen Charakter FLIAS dient demgeyenuber schwerpunktmaftig schutz 

pohrzerlichen Tatıgkeiten 

Außer ın Rheinland-Pfalz befindet sich eın vergleichbares System vor allem ın Nordrhein-Westtalen 1Svstem CiBlın 

mehreren Großstadten ın Erprobung. In weiteren Bundeslandern wırd das Sy stem versuchsweise erprobt. 

In Rheinlanıd-Ptalz ıst das Sy stem seit einem halben Jahr erstmals beim Polizeprisichum Mainz ın Anwendung. 

Durch die Konzeption vomputerunterstutzter Einsatzleitzentralen ber den Pohzeiprasidien und Pohzeidirekuonen 

sollen kinsatzplanung und Einsatzlenkung vereintacht und verbessert werden. Sowohl die konvennonellen Kommun
- 

karıonsmittel wıe Lunk, Telefon und Fernschreiben als auch die nicht am Ort verfügbaren zentralen Intormationssi ste= 

me sollen moglichst nahtlos ın das Gesamtsystem integriert w erden. 

Zu diesem /weik werden insbesondere 

a) insatzprotokolle mıt allen relevanten Daten ım Zusammenhang mıt einem Treignis einschheßlich personenbero- 

gener Daten gespeichert (Nitteler von Fragmivsen. Geschadigte, Zeugen oder Tater. die ım Rahmen der Fınsatzı 

ın Erscheinung treten) und 

b) jeweils ortliche Intormationssysteme (PIP = Polzei-Intormanons-Pool) geschatten, die alle Daten von Personen 

enthalten, die zur Bew altiqung von pohzeilichen Lagen durch die Fuhrungs und Lagerentrale als Ansprechpartner 

bzw. krafte Kurztristig benotigt werden, wıe ınsbesondere spezielle Handwerker, Arzte, Dolmetscher.
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Jeder Teitplatz bat zwei Bildschirme, einen „aktiven“ Schirm für die Finsatzbearbeitung und einen „passiven“ Schirm 

tur die Versorgung mıt Intormationen Die Informationen werden unterteilt ın solche, die automatisch angezeigt wer 

den und ın solche, dıe eins Abrufs bedurten. 

Der Polizei-Intormations Pool wırd als dialogfahıges Verfahren zum Speichern, Wiederauffinden und Andern von In- 
tormatıonen konzipiert 

In das autonome ortliche System werden die zentialen Informationssysteme beim Landesrechenzuntrum einbezogen, 

so dıß es ohne einen zweiten Bildschirm moglıch ıst, uber den Rechner von den zentralen Datenbestanden ım Rıhmen 
der Zugriftsberechtigung Intormationen abzurufen. 

Hherzu gehoren' 

POLIS ‘Ponzenntorm wonssvstiem, tur die Polizei des Landes Rheinland-Ptalz ım Verbund mı: dem gemcinsame ı 

elektronischen Intormations- und Auskunftssvstem tur dte gesamte Polizei ın der Bundesrepublik Deutschland), eın 
schheßlich INPOT und KAN, FWOTS (Finwohnerinformauonssvstem) unter Sıchet stellung, daß alle gespeicherten. 

personenbezogenen Daten nur unter strengster Beachtung der datenschutzrechtlichen Bestimmungen abgerufen und 
verandert werden konnen mehrstufiges Zugritfssicherungsvertahren). 

POLLOG 

Schon bei der Anmeldung des Sy stems waren umtangreiche Maßnahmen der Datensicherung vorgesehen. 80 ıst be 

stummt, daß die Zugritfsberechtigung fur die dafur vorgesehenen zugriffsberechtigten Personen auf die fachbezugene 

Unterteilung der Datenbanken dıfterenziert ıst. Außerdem ıst die Zugriftsberechtigung dergestalt abgestuft, daß 1e 

nach Funktion des Benutzers die Zugriftsberechtigung sıch aut das Lesen beschrankt oder zusatzlich aut das Andern 
der Dokumente oder das L oschen ıhres Inhakes erweitert wırd. 

Nach eingehender Besprechung aller mit der Anwendung des Systems zusammenhangenden datenschutzrechtlichen 
Eragen wurden ın zwei Lirichtungsanordnungen fur die ım System ELIAS ım Polızeiprasidium Main? gefuhrten 
Dateien „Emsatzprotokolldateren“ und „Polizei-Informations-Pool genauere Festlegungen und datenschutzrechtliche 
Regelungen getroffen. Zweck der Dateien und betroffener Personenkreis wurden ebenso exakt bestimmt wıe dıe Arten 
der zu speichernden personenbezogenen Daten, ihre Anlieferung und Bereithaltung. 
Die Auskunftserteilung richtet sıch nach $ 12 LDatG und den einschlagigen Bestimmungen der Kp$ 

Aut Wunsch der DSK wurde dar uber hinaus testgelegt: 

I Die mit den Tageseinsatzprotokollen gespeicherten personenbezogenen Daten werden nur fur die Dauer von zwei 
Fahren archiviert. Damıt ıst davon auszugehen, daß deren Loschung zu eınem erheblich fruheren Zeitpunkt ertolgt, 
als dies nach den Kp$-Rıchthnien in der Regel der Fall ware. 

2 Tur die Benutzung anderer Dateien im polizeilichen Informationssystem sınd dıe tur diese Dateien jeweils gelten- 
den Richtiinien anzun enden 

3 Falls weitere Pohzeiprasidien und Polizeidirektionen mit dem System ELIAS ausgerustet werden, wırdes zwischen 

den dann ın verschiedinen Stadten bestehenden Systemen keine Direktabtragungsmoglichkeiten geben Fine Ver- 
bindung wird alyo nur wul dem jeweils sonst ublıchen Wege moglıch sen 

+  Ubermittlungen aus dem System, insbesondere aus den Einsatzprotokollen werden nur beı Großlagen, und dann 
auch nur an das Innenministerium oder an das LKA stattfinden. 

si
 

Dre Einhaltung der ın den Richtlinien vorgesehenen zweyahrigen Loschungsfrist tur die Fırsatzprotokolle wird 
durch entsprechende Vormei klisten sichergestellt. 

Das Innenministerium wurde ber den Besprechungen mıt der DSK auf die Notwendigkeit hingewiesen, den Zugritt auf 
das sustem I WOTS zum ertorderhichen Zeitpunkt (1 November 1983) mıt den Besummungen des Landesmeldegeser 
zoson binklang zu bringen und „gt. eine Regelung ın der zur Durchtuhrung des Meldegesetzes vorgesehenen Rechts- 
veordnungzutretten Die DSR wırd bei der Beratung des ıhr vorzulegenden Intwurfes der Verordnung diesem Punkt 
besondere Autmerksamkeit widmen.
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Privates Fotografieren durch Polizeibeamte im Zusammenhang mit Einsätzen 

Durch eine Lingabe wurde die DSR darauf aufmerksam, dat bei emem guoßeren geschlossenen bumsatz der Polen 

zelne unıtormierte Beamte vermutlich prisat ohne dienstlichen Auftrag mit ihren pinateigenen Kamen \utmahmen 

gemacht haben, bei deren nicht auszuschließen ıst, daß auch unbeterhgte Personen mittotogiaftere wunde 

kur den betroffenen Burger ıst es ın einer solchen Sıtuation nıcht moglich zu erkennen, daß es sich mehr um diensuhnl: 

angeordnete Aufnahmen handelt 

Dice DSK hat dem Innenministerium ıhre Bedenken mitgeteilt, daR bei erkennbarem Auftreten der Pohrzer in de 

Ottentlichkeit durch privates Handeln der Beamten der Fındruck erweckt wırd, als u urden datenschutzrechtlich zu 

beurteilende Maßnahmen getroffen. Aut Ersuchen der DSK hat dis Innenministerrum mzwischen verfügt, daß den 

Beamten ım Dienst das private | otografieren unter sagt Ist 

Teleüberwachung auf öffentlichen Straßen und Plätzen 

In einer kıngabe an dıe DSK und ın verschiedenen Presseinterviews wurde die Befurchtung geaußert, an verschtedenen 

Stellen eıner rheinland-pfalzıschen Großstadt seien Fernsehuberwachungskameras der Polızei ınstalliert Die naheren 

Feststellungen ergaben dann die Unbegrundetheit der Vermutung, soweit die Zustandigkeit der Polızu' des Landes 

gegeben ıst Teilweise lagen Verwechselungen mıt vollig anderen Geraten vor 

Unabhangıg von diesem faktıschen Ergebnis bedarf die Verwendung elektronischer Bıldubertragungssy steme sowohl 

bei der Strafverfolgung als auch beı der polizeilichen Gefahrenabwehr der naheren Abklarung ın datens« hutzrechth 

cher Hinsicht. Die Notwendigkeit hierzu ergibt sich insbesondere aus der fortschreitenden technischen Entwicklung, 

die es nach jetzigem Stand nıcht ausgeschlossen erscheinen laßt, daß eines Tages Gesichtszuge derart schematisiert auf- 

gezeichnet werden konnen, daß Abgleıche mit vorhandenen Bildbestanden moglich sınd 

Der Fragenkreis als solcher war deshalb in der Berichtszeit bereits mehrfach Gegenstand von Darstellungen ın Presse 

und Fernsehen. 

Ber den auch ım Kreise der Datenschutzbeauftragten anzustellenden Überlegungen w ırdım Grundsatz davon auszuge 

hen sein, daß die Aufnahme von Lichtbildern, die die Idenutizierung einzelner Personen ermöglichen, ın der Regel cı 

ner Eingriff ın das aus dem allgemeinen Personlichkeitsrecht folgende Recht am eigenen Bıld darstellt. Bei Demonstra- 

onen und ahnlıchen Veranstaltungen konnen die Grundrechte der freien Meinungsaußerung und der Versammlung« 

treiheit beruhrt sein. Die Aufnahme solcher Lichtbilder, denen die Herstellung sonstiger technischer Aufzeichnungen 

auf Bildtragern gleichzusetzen ıst, bedarf daher der gesetzlichen Ermachtigung, die seitens der Polızeı fur den Bereich 

Jer Strafverfolgung ın der Strafprozeßordnung und für den Bereich der Gefahrenabwehr in den entsprechenden 

Bestimmungen der Pohzeigesetze gesehen wird. Insofern bedart es noch der abschließenden Meinungsbildung 

In Eingrift wird dann nicht anzunehmen seın, wenn zu polizeilichen Zwecken Übersichtsautnahmen angefertigt 

werden. aut denen — auch nach Vergroßerung — einzelne Personen nıcht idenufiziert werden können. 

Dies wird auch fur die bloße Übertragung von Vorgangen beı eıner Veranstaltung mıt Hilfe einer Fernyehanlage an 

einen anderen Ort — 7 B zueiner polızeilichen Einsatzleitung — zu gelten haben, sow eit die Übertragung nicht gleich- 

zeitig mit einer Aufzeichnung verbunden ıst. 

Schon jetzt sınd aut alle Falle die von der Polizei angefertigten I ıchtbildaufnahmen und Aufzeichnungen einschheßlich 

der Negaune zu löschen, sobald sıe fur polrzeiliche Zwecke nıcht mehr benotigt werden Die pohzeirechtlichen Vor- 

schriften uber die Behandlung erkennungsdienstlicher Unterlagen sind unbedingt emzuhalten 

Überprüfung der Verfassungsschutzbehörde des Landes 

Im Anschluß an dıe ım Jahre 1982 vorgenommene Überprufung der Abteilung Staatsschutz des LKA wurde ın diesem 

Jahr dıe Verfassungs«(hutzbehorde des Landes (Abteilung IX des Innenministeriums) ın datenschurzrechtlicher Hın- 

sicht überpruft. 

Zentraler Punkt aus der Sıcht des Datenschutzes ıst hier das nachrichtendienstliche Informationssystem NADIS. 

NADIS dient ım wesentlichen der Registrierung von Personengrunddaten und der dazugehörigen Aktenzeichen. kın- 

xabe- und abfrageberechtigt sınd die jeweiligen Vertassungsschutzbehorden des Bundes und der L ander (zur Beteilt- 

gung des BRA s. Tr 3.5 des 5, Tatigkeitsberichtes des BfD))
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Bas wesentliche Entscherdungsmerkmal tur die Speicherung ın NADIS ıst der jeweils konkrete Zusammenhang mir 

Bestrebungen, dıe gegen dıe tresheitlich demokratische Grundordnung gerichtet sınd. In diesem Rahmen fuhrt z B die 
Virgliedschaft in einer eindeutig als verfassungsteindlich erkannten Organısation grundsatzlich zur Speicherung Eme 
Unterscheidung zwischen sog. „Tragein“ (im wesentlichen Funktionstragern) und eintachen Mitghedern tındet dabeı 

sicht statt, Fine solche Ditterenzierung erscheint auch der DSK weder sachentspreibend noch aus der Sıcht des Daten 
schurzes erwagenswert, da ertubrungsgemaß auch die eintachen Mitglieder vertassungsteindlicher Organısauonen zu 
aktıvem Handeln angehalten werden und aus ıhnen die spateren Funktionstrager hervorgehen An der Friorderlichkeit 
der Speicherung kann insow cr eın Zw eitel nıcht bestehen. 

Yon Bedeutung hingegen scheint die Feststellung, daß dıe bloße Teilnahme an Veranstaltungen oder Demonstrationen. 

n. der zunachst die Ausubung eines demokratischen Grundrechts zu sehen ıst, fur sıch betrachtet nıcht zur Specheug 

in NADIS tuhrt. Frstin Verbindung mıt weiteren Tatsachen, wıe mır besonderen Handlungen odeı mit. der Mırglhieu 
schatt m einer vertassungsteindlichen Otganisation kommt eine Speicherung ın NADIS in Trage 

Soweit testgestellt werder konnte, werden die aus datenschutzrechtlichen Erwagungen bestehenden Loschungsgrumd 

satzeangewendet Die von der Verfassungsschutzbehorde selbst vorgenommene allgemeine Bereinigungsaktion hat al 
In ım Jahre 1982 ın Rheinland-Pfalz zu 6 890 Loschungen getuhrt. 

Dix Überwachung der I vschungsgrundsatze wırd durch dıe technischen Möglichkeiten des Systems NADIS selber 

Sn shert und sichergestullt Sowent Personendaten zwar nıcht ın NADIS gespeichert, aber ın kontennonelle Wune 

ıktenkundig sind, st der veweilige Sachbearbeiter gehalten, ın geeigneter Weise tur die I ntternung derselbin zum x 

botenen Zenpunkt zu sorgen 

Bei der Überprufung wurde auch die Zusammenarbeit zwischen Vertassungsschutz und Polızei angesprochen 

Im Bereich der abstrakten Getahrenabwehr, ott auch „Vorfeldarbeit“ genannt, ıst von der jeweiligen Aufgabenstellung 

her eine uberlappende ode: parillele Tatıgkeit von Polizei und Verfassungsschutz möglıch (s. Tz. 3.2) Dabei geht es ım 

wosentlichen um die sammlung von Erkenntnissen uber wahrscheinliche Gefahrenquellen. 

Unabhangıg davon, ın welchem Maße hier aut dem gleichen Gebiet gearbeitet wırd, halt die DSK aus Grunden der 

Transparenz der Taugkeit der Sıcherheitsbehorden eine moglıchst klare Abgrenzung der Datenverarbeitungsbefugnis 

von Polrzer und Vertassungsschutz durch geeignete Rıchtlinien des Innenministersums fur erforderlich. 

Die tatsachlich stattfindende Zusammenarbeit zwischen Verfassungsschutz und Polızeı begegnet so wie sie sich bei den 

Uberprutungen darstellte, keinen Bedenken aus der Sicht des Datenschutzes. Insbesondere kann davon ausgegangen 
werden, daf schematische oder pauschale Übermittlungen von Daten, die bei besonderen polizeilichen Aktionen 
gewonnen werden, nıcht statttinden 

Dir DSR wırd ın jedem Fall diesem Bereich auch weiterhin erhohte Autmerksamkeit wıdmen 

Die bei der Überprüfung gewunschten Akten konnten ın vollem Umfange eingesehen werden 

Teilweise wurde ım Rahmen des Erforderlichen auch der Verbleib vom Vertassungsschutz weıtergeleiteter Intormatio- 

nen beı den Empfangerstellen ın die Prufung einbezogen, denn nach allgemeiner Erfahrung unterliegt deren Verarber- 
tung nıcht immer und unbedingt den z B. bei NADIS geltenden strengen rechtsstaatlichen und datenschutzrechtlichen 

Sicherungen Dabei kann cs ım Einzeltalt um den Zeitpunkt der Loschung oder um die Notwendigkeit spatercı Berich 
ugungen gehen. 

Vorschlagen der DSK zur Verbesserung des Datenschutzes im Bereich von Übermuttlungsvorgangen und ın anderem 
Zusammenhang wurde entsprochen 

Grund zu Beanstandungen war bei den naturgemaß nur stichenprobenweise durchgefuhrten Prufung nıcht gegeben 

Keine Registrierung von Auskunftsersuchen und Bürgereingaben 

Inder Berschtszen war es bundesweit zu einer Diskussion über die Registrierung von Auskunttsersuchen an Behorden 

des Vertassungsschutzes und von Burgereingaben an Datenschurzbeauttragte gekommen, soweit aufgrund dieser kın 

saben Feststellungen beı der Vertassungsschutzbehorde getroffen werden mußten



Drucksache 12 70 Landtag Rheinland-Pfalz - 10. Wahlperiode 

  

Die DSK ıst nach Bekanntwerden der Vorwurte der im Lande bestehenden Praxis nachgegangen und konnte fesistellen, 

daß ın den genannten Fallen beı der Vertassungsschutzbehorde des I andes Rheinland-Pfalz grundsatzlich keine Regı- 

strweiung vorgenommen wırd. Ausnahmen sind nur dann denkbar. wenn ın berens aus anderem Anlaß registriceiten 

I ınzeltalten aufgrund hınzukommender konkreter Umstande die Vermutung besteht, daß nit einem Auskunttsantran 

Austorschung betrieben werden soll. Bis jetzt hat sich die Vertassungsschutzbehonde des Landes bier zunoch im kemem 

alt seranlaßt geschen 

Daruber hinaus konnte festgestellt werden, daß die Vertassungsschutzbehorde des I andes Rheinland Ptalz ınden 

Vertassungsschutzbehorden des Bundes und der Lander ın keinem Fall uber eingegangene Auskunttsersuchen von Pr 

tenten unterrichtet hat und dies auch ın Zukunft nicht beabsichtigt. 

Die DSK begrußt diese für das Land Rheinland-Pfalz bestehende Praxis. Eine generelle Unterrichtung der Verfas- 

sungsschutzbehorden außerhalb des Landes uber Auskunftsersuchen von Burgern wurde namlıch zumindest dem Sinn 

des gesetzlichen Rechts auf Anrutung der Datenschutzbeauftragten und der DSK widersprechen und geeignet sein, 

Burger davon abzuhalten, von diesem Recht Gebrauch zu machen. 

Dabei kann nıcht unberucksichtigt bleiben, daß das in den Datenschutzgesetzen enthaltene Anrufungsrecht seinem 

Sinn und seıner Gestaltung nach eıne für den Datenschutz speziell konkretisierte Sonderform des allgemeinen Petı- 

tonsrechts (Artıkel 11 der Landess ertassung Rheinland-Pfalz, Art 17 GG)darstellt, dessen Grundrechtsquahtat heute 

unbestritten ıst (siehe hierzu: Maunz Dürig, Bemerkung M 1.24 zu Art. 17 GG) 

Einführung fälschungssicherer Personalausweise 

Nach dem Vierten Gesetz zur Anderung des Gesetzes uber Personalausweise vom 25 Februar 1983 (BGBl 15 194 

wirden ab I November 1984 neue falschungssichere Personalausweise eingeführt Diese werden jeweils nach Ablau! 

der Gultigkeitsdauer der bisherigen Ausweise ausgegeben, so daß eine generelle Umtauschaktion vermieden wird Der 

neue Ausweis, eine plastıfizierte Karte im Format DIN A 7 (7,4 x 10,5 cm) quer, enthalt am unteren Rand der Vorder 

seite eine Zone fur das automatische Lesen der Personalangaben 

Fınes der mıt der Finfuhrung des neuen Personalausweıses vertolgten Ziele ıst es, daß terroristische Gewalttater sich 

nicht mehr durch verfälschte Personalausweise tarnen konnen. Derartige Ausweise wurden noch Ende vergangenen 

Jahres ın erheblicher Anzahl in versteckten Depots gefunden. 

Das Bundesgesetz uber Personalausweise enthalt eıne Reıhe datenschutzrechtlicher Bestimmungen, um moghchen 

Mißbrauch zu verhindern So werden die ın die Ausweise autzunehmenden Angaben abschließend festgelegt und um- 

tangreiche Regelungen im Hinblick auf die Seriennummer getroffen: damit soll nach dem Willen des Gesetzgebers ver 

hindert werden, daß diese als Personenkennzeichen mißbraucht werden kann 

Danach darf die Seriennummer keine Daten uber die Person des Ausweisinhabers oder entsprechende Hınweise enthal- 

ten Nur die Bundesdruckerei wırd befugt sein, alle Seriennummern zum Nachweis des Verbleibs der Ausweise zentral 

zu speichern, wobei nur die ausgebenden Behörden, nıcht aber Angaben über die Ausweisinhaber erfaßt werden. 

Weitere Bestimmungen sollen verhindern, daß die Ausweise selbst zur automatischen Erschließung von Dateien außer 

zu Zwecken der Fahndung und Grenzkontrolle verwendet werden. 

Das Bundesgesetz uber Personalausweise bedarf der Erganzung durch Ausfuhr ungsgesetze der Lander Hherfur wurde 

ın Zusammenarbeit zwischen den zustandıgen obersten Verwaltungsbehorden der l.ander eın Musterentw urt erarbeı 

tet, auf dessen Grundlage ın einigen Landesparlamenten bereits Gesetzentwurfe eingebracht wurden Die Finbringung 

eines Ausfuhrungsgesetzentwurfes ım Landtag Rheinland-Pfalz wird erwartet. 

Bei Beratung des Bundesgesetzes beschloß der Bundestag auf Empfehlung des Innenausschusses eınen Fntschheßungs 

antrag, demzufolge „angesichts der raschen Fortentwicklung der Automation der Datenverarbeitung und deren Eın 
satz in der offentlichn Verwaltung uber dıe Verabschiedung des Gesetzes zur Anderung des Gesetzes uber Personal- 

ausweıse hınaus weitere Maßnahmen erforderlich sind, um einen ausreichenden Schutz der Persönlichkeitsrechte der 

Burger gegen mißbrauchliche Verwendung ıhrer personlichen Daten zu gewahrleisten“. Die Bundesregierung wurde 
darın weiter ersucht, u a. „die Arbeiten zur Fntwicklung bereichsspezifischer Datenschutzregelungen tür die Sıcher- 

heitsbehorden nachdrucklich fortzusetzen“. 

Diese Forderungen des Bundestages gehen auf Vorstellungen der Datenschutzbeauftragten des Bundes und der l ande 

ruruck, dıe sich zuvor ım November 1979 eingehend mit der Finfuhrung eines maschinenlesbaren und falsehungssiche-
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ren Personalauswerses betaßt und der Maßnahme unter der Voraussetzung zugestimmt hatten, daß tlankıerende Maft- 
nahmen zur Verhinderung emer mißbrauchlichen Nutzung durch die Behörden getrotten werden 

Heute beherrschen vier Schwerpunkte die Diskussion um die Einfuhrung der neuen Personalausweise: 

w 

Die Maschinenlesbarkeit des Ausweises wird bei Kontrollen zu einer Erleichterung der Uberprutung anhand dcı 
bestehenden polizeilichen Intormanonssvsteme sowohl hinsichtlich der Zahl der Abtragestellen, als auch hinsicht- 
lich der Schnelligkeit des gesamten Vorganges fuhren 

Die Frage, ob damıt die Zahl von Kontrollen und Abfragen bei Grenzubertritt steigen wird, ıst vorwiegend polzes 

tachlicher Natur und durfte daher weniger aus datenschutzrechtlichen Gesichtspunkten zu betrachten scın 

Die Tatsache der Maschinenlesbarkeit verliert ım ubrıgen in gewisser Hinsicht insoweit an Bedeutung, als nach dem 

gegenwartgen Stand der Technik zumindestens absehbar ıst, daß ın Kurze nahezu samtlıche Identifikauonsdoku- 
mente automatisch gelesen und zur automatischen Frschließung von Dateien verwendet werden konnen 

Das Personalausweisgesetz nennt den Begrift der Maschinenlesbarkeit nıcht ausdrucklich, setzt diese Moglichkeit 
aber erkennbar voraus, indem es bestimmt, daß der Ausweis nicht zur automatischen Errichtung und Erschließung 
von Dateien verwendet werden darf ($ 3 Abs. 5). Dies ware ohne Maschinenlesbarkeit technisch nicht moghch 

Die aut dem Ausw cıs anthaltene Seriennummer hat schon fruhzeitig zu der Beturchtung getuhrt, ste konne ım Sınna 
eines Personenkennzeichens mißbraucht werden Dem versucht das Gesetz durch umtangreiche datenschutzrecht- 
liche Bestimmungen zu begegnen. 

In den vorliegenden I ntwurfen zu Landesaustuhrungsgesetzen ebenso wie ım Musterentwurt sind Bestimmungen 
uber eın bei den Personalausweisbehorden zu schaffendes Personalausweisregister enthalten. Hıer wird die Gretahr 
geschen, daß neben den Melderegistern eine w cıtere umfassende aber auch uberflussige Idenuifizierungsdatei mıt 
noch zusatzlichen Merkmalen entsteht. 

Schheßhch wırd dıe Auffassung vertreten, mıt der Einführung maschinenlesbarer Personalausweise seı eine quah- 
tatıve Veranderung de: polizeilichen Intormationssysteme verbunden, die nun schneller und umfassende: genutzt 
werden konnten 

Die Folge musse eine erneute Überprutung der Rechtsgrundlagen pohzeilicher Informationsverarbeitung sein, vo- 
bei als Ziel eine umfassende bereichsspezifische Regelung ın den Polizeigesetzen angestrebt wırd. 

Die Datenschurzbeauttragten des Bundes und der I ander stehen wegen der mit der Einfuhrung des neuen Personalaus- 
weıses und wegen der mir dem Erlaß von Ausfuhrungsgesetzen der Lander zusammenhangenden Fragen in engem und 
standıgem Kontakt. 

Die DSK halt eine abschließende Stellungnahme zur Einführung der neuen falschungssicheren und maschinenlesbaren 
Personalausweis nicht fur angebracht, so lange nıcht die Entscheidung des Bundesverfassungsgerichts ım Verfahren 
zum Volkszahlungsgesetz bekannt ist. Schon jetzt konnen aber folgende Feststellungen getroffen werden: 

Im oftentlichen Bereich: 

a) Um einer moglichen mißbrauchlichen Verwendung des Personalausweisregisters zu begegnen, muß dessen 

Verwendungszweck ım Ausführungsgesetz ausdrücklich genannt werden Hinzukommen sollten moglichst 
prazise Regelungen uber die Loschung und die Datenübermittlung 

b) Weiterhin bestehen Bedenken dagegen, in das Personalausweisregister uber den Inhalt des Personalausweises 
hinaus weitere peısonhihe Merkmale aufzunehmen. 

©) Fur die Verarbeitung der Daten von Personen, die von der Ausweispflicht befreit sind (Fntmundigte, bestumm 
te Heimbewohner Ysınd ın der Regelung ubeı das Personalausweisregister strenge Verwendungsbeschrankun- 
gen vorzusehen. 

d) Die Regelung uber die Loschung von Daten im Personalausweisregister sollte ohne Ausnahme gelten.
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2 Bei Zweifeln uber die Idenutat eines Antragstellers muß sichergestellt sein, daß erkennungsdienstuiche Maßnahmen 

das letzte Frkenninismittel nach Ausschopfung aller anderen Möglichkeiten sınd 

3 Das Vertahren bei Mitteilungen uber den Verlust des Personalausw eises sollte wenigstens in den \erwaltungsuor 

schriften ausreichend geregelt werden 

+. Im Zusammenhang mit der Verwendung des Personalwswerses ber pohzeilichen Kontrollen sind folgende ragen 

kKlarungsbedurftig. 

a) Auf die personenbezogene Protokollierung von Abtragen bei der tahndungsmaßigen Überprutung sollte zu 

mindest ın den Fallen verzichtet werden, ın denen keine relevanten Erkenntnisse vorliegen, wober dies noch 

nahe: zu detinieren ware. 

b) Die Frage der Erforderhchkeit des polizeilichen Anschlusses an die zolltechtliche Überwachung bedart beson- 

ders eingehender Überprufung. 

©) In jedem Falle erscheint es erforderlich, fur dıe Praxis bei der Verwendung neuer Personalausweise ım Rahmen 

der Lahndung konkrete Anweisungen für den Beamten „vor Ort“ durch Verwaltungsvorschritt festzulegen 

Im nıchtöffentlichen Bereich: 

Schon heute ıst erkennbar, daß aut diesem Gebiet großere Getahrdungsmoglichkeiten beı der Verarbeitung personer- 

bezogener Daten bestehen, als ım offentlichen Bereich einschließlich dem der offentlichen Sicherheit. Dies muß um so 

mehr gelten, als hıcr fast jeder Burger ın abschbarer Zeit zu den Betroffenen gehoren konnte. Aus diesem Grunde 

bedarf es der Klarung, weshalb ın $ 4 des Personalausweisgesetzes kein Verbot fur die Verwendung der Personalaus 

weise zur automatıschen Einrichtung von Dateien im nıchtotfentlichen Bereich enthalten ist. 

Da sıch bereits abzeichnet, daß sıch wegen der Einführung der neuen Personalausweise eıne offentliche Diskussion an 

bahnt, dıe von Mifiverstandnissen nıcht frei ıst, ıst die DSK an das Innenministerium mıt der Anregung herangetreten, 

rechtzeitig und ın geeigneter Weise die Burger uber Sınn und Inhalt der geplanten Maßnahmen zu unterrichten Mit 

gleicher Zielrichtung har sıch auch der Bundesbeauftragte tur den Datenschutz an das Bundesministerium des Innern 

gewandt. 

Datenschutz bei Wahlen 

Wählerverzeichnis 

Intsprechend einer der IISK gegebenen Zusage hat der Innenminister bei der Verabschiedung des Landesgesetzes zu 

Anderung wahlrechtlicher Vorschritten am 8. Juli 1982 ım Landtag eıne angemessene Berucksichtuigung datenschutz 
rechtlicher Belange ın den zu erlassenden Rechtsverordnungen angekündigt. 

Wie bei der Anderung der Landeswahlordnung vom 30 November 1982 (GVBl. $. 441) ıst jetzt auch beı der zu erlas- 

senden Kommunalwahlordnung entsprechend der Anregung der DSK vorgesehen, daß die Wahlbenachrichtigungen 

den Geburtstag des Wahlberechtigten nıcht enthalten, und daß der Wahlberechtigte verlangen kann, daß ın dem 
Wahlerverzeichnis wahrend der Auslegung der Tag seiner Geburt unkenntlich gemacht wird. Fbenso ıst geregelt, daß 

ın Abschritten ode: Auszugen aus dem Wählerverzeichnis die Geburtstage der Wahlberechugten nicht enthalten sınd. 

und daß diese Abschriften oder Auszuge nur fur Zwecke der Wahl verwandt und Dritten nıcht zugangluch gemacht 
werden durten Auch ıst eine Herausgabe von maschinell lesbaren Datenträgern oder mittels Datenubertragung nıcht 

zulassıg ($$ 12 Abs I Nı. 1,13 Abs 4 und Abs. 5 Satze 3 — 6) In den fur Zwecke der Wahl erteilten Auszugen oder 
Abschriften konnen besummte Altersgruppen kenntlich gemacht werden. Mit dieser I osung, die sich an Regelungen 

der Bundeswahlotdnung und der Kuropawahlordnung anlehnt, ıst den Belangen des Datenschutzes ım wesentlichen 

entsprochen 

Finer Verwirklichung der ursprunglichen Anregung, aut das Geburtsdatum ım Wahlerverzeichnis ganz zu verzichten, 
stehen derzeit noch zu viele Fınwände der Praxıs entgegen. Beı der Anwendung der neuen Bestimmungen wırd zu 
untersuchen sein, ob sıch die generelle Beibehaltung des Geburtsdatums ın den Wählerverzeichnissen tatsachlich als 

unverzichtbar erweist
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Handel mit Wählerlisten 

Von Bediensteten einer Verbandsgemeinde wurden alte Wahlerlisten der Bundestagswahl 1980, dit Angaben uber Nu 
me, Geburtsdatum und Anschrift der Wahler enthielten, gegen Entgelt an Angestellte eines interessierten Versuche 

rungsunternehmens fur Werbes/wecke herausgegeben 

Das zustandige Amtsgeticht — Schöffengericht - verurteilte den die Daten herausgebenden offentlichen Bediensteten 
wegen Bestechlichkeit ın Tateınheit mit Verwahrungsbruch und mıt eınem Vergehen nach $ 27 1 DatG ın je zweı hallen 

zu.emer Gesamtfteiheitsstrate von vier Monaten mıt Strataussetzung zur Bewährung Die beiden Angestellten des Ver 

sichungsunternehmens wurden wegen Bestechung ın Tateinheit mıt einem Vergehen nach $ 27 LDaıG zu Geldstraten 
von 70 und 60 Tagessatzen verurteilt 

Di DDSK hatte gegen dıe ın Frage kommenden Personen gemaß $ 27 Abs. 4 LDatG Strafantrag gestellt. 

Erfassung der wahlberechtigten italienischen Staatsbürger zur Vorbereitung der Wahl zum Europäischen Parla- 
ment 1984 

Die DSK wurde gebeten. zu der Frage Stellung zu nehmen, ob dıe Übermittlung von Meldedaten — Vor- und Nach 
name, Geburtsdatum und -ort, Anschritt ın Deutschland, Herkunftsort ın Italien — an das Itahenısche Generalkonsu- 

lat Erankfur/Maın zum Zw ccke der Vorbereitung der Wahlen zum Europasschen Parlament 1984 zulassıg ıst. Die Pru 
fung ergab, daß die Bestimmungen des Landesdatenschutzgesetzes einer solchen Datenubermittlung entgegenstehen 

$7Abs 4 kommt als Rechtsgrundlage nıcht in Betracht, weıl die Datenubermittlung weder durch Gesetz noch aufgrund 
besonderer zwischenstaatlicher Vereinbarung zugelassen ıst; $ 29 Abs. 3 Satz 1 ermoglıcht auch beim Vorhegen einen 

öffentlichen Interesses nur Gruppenauskunfte uber Namen, Geburtsjahr, Anschrift und akademische Grade, nicht 

twduch uber die Staabsangehonigkeit 

In einer erganzenden Stellungnahme wurde das Innenministerrum auf die Moglichkerten hingewiesen, durch 

„Anschriftenmittlung“ dem ım Grundsatz forderungswurdigen Anlegen des Generalkonsulats zu entsprechen Baı 
dissem Vertahren, das ın anderen Fallen schon mit Frfolg angewendet wurde, ertolgen Adıessierung und Versand von 

vorbereiteten Sendungen durch die datenspeicheinde Stelle; eıne Datenubermittlung findet also nicht statt 

Ferner emptahl die DSK, ım Rahmen der Novellierung des Landesmeldegesetzes fur Falle dieser Art cine Gruppenaus 
kuntt zuzulassen, die auch das Merkmal „Staatsangehorigkeit“ umfaßt, jedoch der Zustimmung der obersten Auf- 

sichtsbehorde bedart Dieser Empfehlung ist entsprochen worden: $ 34 Abs. 3 MG bestimmt, daß eine Gruppenaus- 

kuntt, die das Datum Staatsangehorigkeit enthalt, nur mıt Zustimmung des Innenministeriums erteilt werden dart Li 
ne nahere Überprufung ergab treilich, daß auch nach dieser Neuregelung eıne Datenubermittlung an Behörden und 
Stellen außerhalb des Geltungsbereichs des Grundgesetzes nur unter den erganzenden Zulässigkeitsvoraussetzungen 
des $7 Abs 41.DarG ın Betracht kommt, denn es besteht keine Deckungsgleichheit der Regelungssachverhalte Fur die 

Datenubermuttlung mussen also die Zulassigkertssoraussetzungen nach dem Meldegesetz und nach dem Landesdaten- 
schutzgeserz erfüllt sem Nach wıe vor fehlt es aber ın dem geschilderten Falle an der Zulassung der Datenubermitlung 
n Behorden und sonstige Stellen außerhalb des Geltungsbereichs des Grundgesetzes durch Gesetz oder eine zwischen- 
staatliche Vereinbarung 

Neue Medien — Bildschirmtext 

Die vielfach als „Neue Medien“ bezeichneten elektronischen Informations- und Kommunikationstechniken lassen sıch 

auch in der gegenwartigen schon torıgeschrittenen Phase nur schwer definieren. 

kur den ehemaligen Bundesdatenschutzbeauftragten, Prof. Dr. Bull, handelt es sich um „neue, durch eine fortschritth- 

che Technologie ermoglichte Nachrichtenübermittlungsverfahren, dıe leıtungsgebunden eine zwesserige Kom- 
munıkation zwischen verschiedenen Personen oder einer Person und eıner Kommunikationszentrale gestatten“ (Pro- 
blemskızze fur die Enquete-Kommission des Deutschen Bundestages vom 8.1.1982, Kommissionsdrucksache 
Nr. 9/-129-N ). Publikationsorgane ım herkommlıchen, institutionellen Sınne wıe Rundfunk und Presse werden aus- 

drucklich ausgenommen 

Die „Neuen Medien“ ersetzen den Betrieb von Einzelmedien durch eınen Verbund, der es ım Grundsatz ermoglichen 

wırd. die klassıschen Medien ın beliebiger Weise miteinander zu kombinieren. Bei Bildschirmtext bedeutet das z.B die 
Verbindung von Telefon, Fern‘ehen und Datenverarbeitung (siehe hierzu auch die vom Berliner Datenschutzbeaut- 

tragten Kerkau erarbeiteten „Vorstellungen uber datenschutzrechtliche Anforderungen an Gesetze auf dem Gebiet der 

Neuen Medien, insbesondere Bildschirmtext“, — abgedruckt ım Jahresbericht 1982, Anlage 1, Drs 9/885 des Abge- 

ordnetenhauses von Berlin).
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Bildschirmtext ıst eine Erscheinungstorm der „Neuen Medien“. Im Fntwurt eines „Staatsvertrages uber Buldschirin- 

text“ wird Bildschirmtent als „ein für jeden als Teilnehmer und als Anbieter zur inhaltlichen Nutzung besummtes 

Iniormations und Kommunikationssy stem“ beschrieben, „bei dem Intormationen und andere Dienste tun alle Ten 

nehmer oder Teilnehmergtuppen (Angebote) und Einzelmitteilungen elekuonisch zum Abıut gespeichert, unter 

Benutzung des oftentlichen Fernmeldenetzes und von Bıldschirmtextvermittiungsstellen oder vergleichbaren technı 

schen Vermittlungseinrichtungen individuell abgerufen und typischerweise aut dem Bildschirm sichtbar gemacht 

werden“, Die Bewegtbildubertragung wırd ausdrucklich ausgenommen. 

Beim praktischen Ablaut insbesondere von Bildschirmtext konnen Beziehungen der einzelnen Teilnehmer entweder 

mır der Zentrale (Bildschirmtextzentrale), mıt anderen Teilnehmern oder mıt Anbietern entstehen. 

Die wesentlichen Kommunikationen sınd dabei der Seitenabrut bei der Zentrale, der sog. „elektronische Briefkasten“ 

und die Verbindung mıt den Computern der Anbieter. 

Beim Seitenabruf ruft der Teilnehmer eıne ın der Zentrale oder von einem Anbieter dort bereitgestellte Information ın 

Foım einer Seite auf Dies konnen Intormationen verschiedenster Art uber Sportveranstaltungen. Zugverbindungen, 

Kinoprogramme, Zeitschriften, Werbung etc. seın. 

Der „elektronische Bıiefkasten“ dıent ın erster Linie der Kommunikation zwischen zweı Teilnehmern Dies kann ın 

der Weise geschehen, daß eın Teilnehmer eine dafur zugelassene Seste aufrutt und nach eigener Gestaltung an dıe 

Zentrale zurucksendet. Der gewahlte Empfanger kann sıe dann von dort abruten (Dialog). Dieses Modell dient dem 

Brıetverkehr, der Bestellung von Dienstleistungen und Waren, es konnen aber auch Antworten aut Meinungsumtragen 

ın dieser Weise gegeben werden. 

Bei der Verbindung mıt den Computern von Anbietern wırd der Teilnehmer uber die Textzentrale mit dem Computer 

des Anbieters verbunden. Von diesem Zeitpunkt an unterliegen die vom Teilnehmer ubermittelten Daten faktisch der 

alleınıgen Vertugungsgewalt des Anbieters, der sie beliebig verarbeiten kann. 

In diesem Verbund kınn der Teilnehmer Auttrage erteilen. Intormationen abrufen (Blattern ım Warenhauskatalog, 

Abtrage des Kontostandes etc.) oder mittels Eingabe eigener weıterzuverarbeitender Daten bestimmte Dienstleistun- 

gen wıe die Vorbereitung auf Prüfungen, Rentenberechnungen und Selbsttests ın Anspruch nehmen. 

Da die technische Entwicklung gerade aut dem Gebiet der „Neuen Medien“ rasch fortschreitet, muß laufend mıt Ver- 

anderungen gerechnet werden, die auch Auswirkungen auf dıe datenschutzrechtliche Beurteilung haben werden 

ler Übergang som Aupterkoaxialkabel zu den modernen Glasfasernetzen wırd ın Zukunft alle Möglichkeiten der 

kommunıkatıon erottnen und auch Konferenzschaltungen ermöglichen. Zu nennen sınd hıer das herkömmliche Tele- 
ton. das Bıldtelefon, der Datenverkehr, das Fernschreiben u. a. In den kunftigen Glasfasernetzen wird der Teilnehmer 
nach eigener Wahl tur sıch allein aus eınem Programmspeicher Fılne jeder gewunschten Art, Bildungsprogramme. 

Dokumentationen u ı abrufen konnen. 

Die Problemlage aus der Sıcht des Datenschutzes ıst schwerpunktmaßıg bestimmt durch Fragen des Benutzerschutzes 

und der Gefahren fur den Personlichkeitsschutz Dritter 

Tur den Benutzer bringen die neuen Techniken zunachst einen Verlust der Anonymitat, die es hm fruher erlaubte, alı 
Teinsehteilnehmer oder Zeitungskaufer sıch nicht zu erkennen zu geben Weiterhin ergeben sıch Gefahrdungsmog- 

lichkeiten aus der Regıstiierbarkeit der vom Benutzer verfolgten Informationsziele und der Wege, deren eı sıch zu ihrer 

Erreichung bedient In technischer Hınsicht ist schließlich die Möglichkeit zu erwahnen, daß Aufzeichnungen uber das 
Verhalten der Benutzer durch entsprechende automatisierte Datenverarbeitung zu Einzeluberw achungen oder auch 

Querschnittsanaly sen mißbrauchlich verwendet werden konnten. Bei alledem ıst zu berucksichtigen, daß bei dem Be- 
trieb der neuen Kommunikations- und Informationstechniken personenbezogene Daten ın eınem Maße anfallen 
werden, wıe es bisher nıcht bekannt war 

Die Personlichkeitsrechte Dritter konnen dadurch gefahrdet werden, daß durch die Bereithaltung von personenbe7o- 
genen Informationen tur jedermann praktisch eın neuer Markt von Publikationsmoglichkeiten entsteht Hier konnten 

insbesondere die Schnelligkeit und das Ausmaß der Moglıchkeiten der Informationsbeschaffung (z. B. Pressearchive) 

zu Personlichkeitsbeeintrachtigungen fuhren. 

Schließlich bedarf es ın diesem Zusammenhang der Frwahnung, daß die Hemmung, die eın Burger normalerw eıse 

empfindet, wenn eı Intormationen uber sıch selbst liefert, nach allgemeiner Ertahrung geringer wird, wenn ern seiner 

Wohnung alleıne lediglich mittels Tastendrucks die Übermittlung bewirken kann
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Nach den aut gesetzlicher Grundlage durchgefuhrten Versuchen in Berlın und Dusseldorf liegt jetzt den Landerparla- 

menten zum Zwecke einer landereinheitlichen Regelung für die Einfuhrung von Bildschirmtext ın allen seinen Anwen- 
dungstormen der Staatsvertrag uber Bildschirmtext vor. 
Der Staatsvertrag beabsichtigt, die Grundsatze des sog. „Dritten Rundfunkurteils“ des Bundesverfassungsgerichrs 

ebenso zu berücksichtigen w ıe die mit den Modellversuchen ın Dusseldorf und Berlın gemachten Frtahrungen. Auch 
dıe son den Datenschutzbeauftragten wahrend der Vorberatungen vorgetragenen Überlegungen sınd weitgehend 
betucksichugt. 

Der Entwurt regelt den Datenschutz in Artıkel 9 sowie das Verfahren de: Rechtsuberw achung ın den Artikeln 12 und 
3 

Fur die Kommunikation zwischen den Teilnehmern und der Bildschirmtextzentrale (Betreiber) wırd ın Artıkel 9 tesı- 

gelegt, daß personenbezogene Daten uber die Inanspruchnahme einzelner Angebote nur soweit und solange abgetragı 
oder gespeichert werden durten, als ste fur die Vermittlung des Abrufs von Angeboten als Verbindungsdaten oder fuı 

die Abrechnung nach Inanspruchnahme von Angeboten und technischen Einrichtungen (Abrechnungsdaten) bennugi 
wurden. Dabeı durten duich die Speicherung der Abrechnungsdaten Zeitpunkt, Dauer, Art, Inhalt und Hautigkeit bu 

summtei ın Anspruch genommener Angebote nıcht erkennbar werden 

Nur dann, wenn eine Geauhrentorderung auch nach Mahnung nicht beglichen wırd, durfen dıe Abrechnungsdaten 

auch an Anbieter weitergelenter werden Die Forderung, zur Verhinderung solcher Falle das Inkasso ausschließlich 

beim Betreiber zu lassen, konnte im Verlaufe der Beratungen nıcht durchgesetzt werden. 

Das Gesetz schreibt weiter vor, daß die Verbindungsdaten unmittelbar nach Ende der hergestellten Verbindung zu 
loschen sind, Abrechnungsdaten dann, wenn sie für die Zwecke der Abrechnung nıcht mehr benouigt werden 

Fuı das Bereithalten personenbezogener Daten als Inhalt von Angeboten (z B. Pressearchive) sınd die datenschutz 
rechtlichen Bestimmungen fur Übermittlungsvorgange anzuwenden Hier geht der Staatsvertrag von der allgemeinen 

Bindung des Datenschutziechtes an das Vorhandensein von Dateien ab und laßt das Bildschirmtextangebot insoweit als 
Datei gelten. 

Line besondere Ausgestaltung eıfahrt in Artıkel 9 Abs. 6 das Verhaltnis zwischen Teilnehmer und Anbieter. Hıer 
werden die Grundsatze der Frtorderlichkeit und der Zweckbestimmung eindeutig festgelegt Danach durten die An- 

bieter personenbezogene Daten der Teilnehmer nur insoweit abfragen und speichern, als dies fur die Erbringung der 
Leistung, den Vertragsabschluß oder die Durchfuhrung des Vertrages erforderlich ıst. Die weitere Verarbeitung der 
Daten orentiert sıch ausschließlich an der Zweckbestimmung des Vertrages oder der Leistung. Etwas anderes gılt nur 
ım halle der Fınwilligung durch den Betroffenen, uber deren Bedeutung er jedoch ın geeigneter Weise aufzuklären ısı 

Von besonderer Bedeutung ıst die Bestimmung, daß dıe Leistung, der Abschluß oder die Abwicklung eines Vertrags- 
verhaltnisses nıcht davon abhängig gemacht werden dürfen, daß der Betroffene ın dıe Verarbeitung seiner Daten außer- 
halb der eigentlichen Zweckbestimmung des Vertragsverhältnisses eınwilligt. 

Sawcıt nach dem gegenwartigen Stand der Technik erkennbar, werden dıe wesentlichen T'orderungen des Datenschur- 
zes durch dıe genannten Bestimmungen des Entwurfs abgedeckt. 

Fs wird ın Verfolg der technischen Entwicklung und in der Praxıs darauf zu achten sein, daß dıese Bestimmungen ıhrem 

Sınn nach verwirklicht und nıcht aus einseitigen Rationalisierungsuberlegungen in der einen oder anderen Weise um- 
gangen werden. 

Ungeklart ist noch die Frage der Beteiligung der DSK beı der Kontrolle des Datenschutzes bei der Durchtuhrung des 

Staatsyertrages. Die DSK halt in Anlehnung an entsprechende Regelungen ın anderen l.andern eine Losung fur erfor- 
derlich, die ıhre Überwachungszustandigkeit für den öffentlichen Bereich nach dem Landesdatenschutzgesetz unab- 
hangıg vom Dateibezug wırksam sicherstellt und daruber hınaus ein auf die Anwendung einheitlicher Grundsatze ge- 

tichtetes Zusammenwirken mıt den von der I andesregierung zu bestimmenden Verwaltungsbehorden gewahrlentei 

Datenschutz im Bereich der Statistik 

Iremdenverkehrsstatistik 

Die strikte funktionale Tiennung zwischen Statistik und Verwaltung, dıe ihren Ausdruck findet ın dem Statıstik- 
geheimnis des $ 11 Bundesstatistikgesetz, dient nicht nur dem Schutz des einzelnen vor eıner Offenlegung seiner per- 
sontichen und sachlichen Verhaltnisse, sondern auch der Erhaltung des Vertrauensverhältnisses zwischen dem Betrag- 

23
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ten und den statistischen Behorden sow se der Gewahrleistung der Zuverlassigkeit der Angaben und der Auskuntts- 

bereitschaft der Befrigten Daher hegt die Wahrung des Statistikgehesmnisses im ureigenen Interesse der Statistischen 

Anter. die es streng beachten Hiervon konnte sıch die DSK wiederholt uberzeugen 

Beispielsweise verinlaßte die DSK unverzuglich ortliche Kontrollmaßnahmen ber einem Finanzamt, als hr ın emer 

Fingabe mitgeteilt wurde, daß eın Berriebsprüter bei dei Schlußbesprechung zum Nachweis det Unrichugkent von 

Umsatzangaben des Steuerpflichtigen Meldekarten zur Fremdenverkehrsstatistik vorgelegt habe. 

Die Kontrolimaßnahmen der DSK wurden von der Finanzierwaltung ın dem gebotenen Maße unterstutzt Die Steuer 

akten wurden beigezogen und der Berriebsprufer wurde zur Berichterstattung aus dem Außendienst abberufen. 

Der Betriebsprufer erklarte, daß der Steuerpflichtige selbst die beı seinen Akten verbliebenen Abrißteile der Melde 

karten zur Fremdenverkehrsstatistik, auf die handschriftlich oder ım Durchschriftverfahren die Zahlenangaben du 

Meldung übertragen wurden, zum Nachweis der Richtigkeit seiner steuerlichen Angaben zur Verfugung gestellt habe, 

und daß nur diese Kartenabschnitte bei der Schlußbesprechung verwendet worden seien. 

Den Steuerakten war zu dıesem Vorgang nichts zu entnehmen; sıe enthielten insbesondere keinerlei Hinweis auf eıne 

erw aıge Pflichtwidrigkeit bei der Beschaffung von Beweisunterlagen. 

Leider konnte der Nachweis, daß die Meldungen fur den fraglichen Zeitraum beim Statistischen Landesamt noch voll- 

standig vorhanden sınd, nıcht erbracht werden, da dıe Meldeunterlagen nur für die Zeitdauer eines Jahıes aufbewahrt 

und dann vernichtet wurden. 

Nach den Ergebnissen der Feststellungen waren keine Anhaltspunkte fur ein ptlichtwidriges Handeln des Fınanzbeam- 

ten erkennbar. 

Volkszählung ‘83 

Die Datenschutzdiskussion der vergangenen Monaten wurde beherrscht von dem Thema „Volkszahlung '83°. 

Die Erhebung, als große statistische Bestandsaufnahme geplant, geriet zum Politikum und die Auseinanderserzung um 

das Fur und Wider wurde mıt Heftigkeit geführt. 

In dieser Sıtuation haben dıe Datenschutzbeauftragten und die DSK ın einer vielbeachteten 15-Punkte-Erklarung aut 

Schwachstellen des Gesetzes hıngewiesen und Vorschlage fur eıne datenschutzgerechte Durchfuhrung erarbeitet, dıe 

von den Landesregierungen uberwiegend akzeptiert wurden. Mit der Berichterstattung hierüber verbindet die DSK ıh- 

ren Dank an die Landesregierung Rheinland-Pfalz. 

Line von der DSK herausgegebene Frklarung zur Volkszahlung 83 ist als Anlage 1 zu diesem Bericht auszugsweise ab- 

gedruckt. 

Die Volkszahlung konnte an dem vom Gesetzgeber festgesetzten Stichtag — 27 April 1983 — nıcht stattfinden, denn 

das Bundesverfassungsgericht setzte ım Wege der einstweiligen Anordnung die Durchführung des Volkssahlungsge- 

serzes (VZG) bis zur Entscheidung über die hiergegen eıngelegten Verfassungsbeschwerden aus. 

Gegenwartig konzentriert sich das offentliche Interesse auf die im Oktober dıeses Jahres statttindende Verhandlung 

und die Entscheidung ın der Hauptsache, die, so wırd erwartet, von grundsatzlicher Bedeutung fur die Frage sein wırd, 

unter welchen verfassungsrechtlichen Voraussetzungen — auch im Hinblick auf den Finsatz neuer Technologien — 

personenbezogene Daten von Behörden erhoben und verarbeitet werden können. 

Zu den Verfassungsbeschwerden hat die DSK in einem ausführlichen Schriftsatz an das Bundesverfassungsgericht Stel- 

lung genommen. 

Sıe vertrat die Auffassung, daß das in $$ 2 bis 4 VZG geregelte Erhebungsprogramm verfassungsrechrlich nicht zu bean- 

standen seı, denn dıe Frhebungstatbestande greiten weder ın den der offentlichen Gewalt verschlossenen unantastbaren 

Bereich privater I ebensgestaltung eın, noch fuhren sıe zu eıner mıt der Wurde des Menschen nicht mehr zu vereinba- 

renden zwangsweisen Registrierung und Katalogisıerung der gesamten Personlichkeit der Burger. Zwar stellt die Aus- 

kunftspflicht einen Fingrift ın das in Art. 2 Abs. 1i V m. Art. 1 Abs. 1 GG geschützte Personlichkeitsrecht der Burger 

dar, doch kann dieser Fıngriff unter Berucksichtigung des dem Gesetzgeber zustehenden weiten Gestaltungsspiel- 

raums kaum als unserhaltnısmäßig angesehen werden.
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Rechtliche Bedenken hat die DSK ın ıhrem Schriftsatz an das Bundesverfassungsgericht allerdings gegen die 
Konzeption der Volkszahlung als Totalerhebung geltend gemacht. Daruber hinaus wırd der ın $ 9 Abs. I VZG 
geregelte Melderegisterabgleich als unzulassıg und dıe Regelungsdichte des Volkszahlungsgesetzes unter Berucksichti- 
sung der vom Bundess ertassungsgericht entwickelten Wesentlichkeitstheorie insgesamt als unzureichend angesehen 
Die Stellungnahme der DSK zu diesem Problemkreis ıst als Anlage 2 abgedruckt. 

Datenschutz im Bereich der Justizverwaltung 

Austausch von Ehrengerichtsentscheidungen unter den Generalstaatsanwälten 

Durch eıne Eingabe erhielt die DSK davon Kenntnis, daß die Generalstaatsanw alte autgrund eines vor vielen Jahren 
getaßten Beschlusses rechtskrattige und bedeutsame Entscheidungen der Ehrengerichtshofe der Oberlandesgerichte 
ıew.cıls allen anderen Generalstaatsanwalten ubersenden. Das Verfahren soll der Unterrichtung aller oberlandesgericht- 
hchen Staatsanwaltschatten uber dıe Grundsatze der hochstgerichtlichen Rechtsprechung auf dem Gebietu der Fhren- 
gerichtsbarkeit tur Rechtsanw alte dienen. 

Bei der Übermittlung der rechtskraftigen Entscheidungen wırd — wie die DSK ertahren konnte — der Tenun des Urteil 
mit dem Namen und der Adresse des betroffenen Rechtsanwaltes nıcht geloscht. 

Di DSK ist der Auttzssung, daß dıe Übermittlung der Namen und Adressen der betroffenen Rechtsanwalte nicht 
erforderlich ist, um die Generalstaatsanwalte uber die Grundsätze der hochstrichterlichen Rechtsprechung ın Ehrenge- 
richtsvertahren zu unterrichten Die DSK hat daher das Ministerium der Justiz darum gebeten, beı der Übersendung 
son Entscheidungen det genannten Art den Namen und die Anschrift der jeweils Betroffenen unkenntlich zu machen 
und ın geeigneter Weise bei den ubrıgen zustandigen Justizbehorden darauf hınzuwirken, daß von der Übung, jeweils 
den vollen Namen und die Adresse zu ubermitteln, in Zukunft Abstand genommen wird. Wegen der grundsatzlichen 
Bedeutung der Frage finden noch Abstimmungen zwischen den Landesjustizministern statt. 

Zentralnamenkartei der Staatsanwaltschaft 

Schon im 8 Tatıgkeitsbericht („Zentraldateien der Staatsanwaltschatt“ — Tz. 5.13) hatte die DSK gefordert, daß diese 
Dateien starker als bisher aut die Funktion eines Hilfsmittels für die Aktenfuhrung ausgerichtet werden sollten. Beson- 
derer Grund hıertur war - ubrigen< bundesweit — die Frage, welche uber die reine Aktenauffindung hınausgehenden 
Daten ın den Dateien vermerkt sein konnten und an welche Stellen Ubermittlungen als zulassıg betrachtet werden 
sollten. Fur Rheinland Ptalz konnte zwischenzeitlich eine befriedigende Losung gefunden werden. Das „Namenver- 
zeichnis der Staatsanwaltschatt bei zentraler Regısterführung“, wie dıe Datei jetzt offiziell heißt. ıst ın Zukuntt nur 
noch eın rein ınnerdienstliches Hılfsmittel, das die Ermittlung von Vorgangen erleichtern soll. Zu diesem Zweck sınd 
nur noch der Name und das einschlagige J-Aktenzeichen eingetragen. In dem jetzt entsprechend geanderten Rund- 
schreiben des Ministeriums der Justız vom 22. Marz 1983 (Az. 1454 - 1 — 4/83, Justizblatt S. 76) ıst ausdrucklich 
bestimmt, daß sonsuge Angaben im Namenverzeichnis (z. B. dıe Bezeichnung der Straftat oder der Stratvorschrit) 
nicht mehr zulassıg sınd Besonders wichtig ıst, daß dıe an dıe Staatsanwaltschatt gerichteten Auskunftseisuchen aus 
dem Namenverzeichnis nicht mehr beantwortet werden durten Fernmundliche Anfragen darf nur noch der sachbear- 
beitende Staatsanwalt nach den einschlagigen Bestimmungen derRichtlinien fur das Straf- und Bußgeldvertahren be- 
antworten 

Damit ıst tur die Zukuntt ausgeschlossen, daß durch Auskunfte aus der Namenkarteı verkurzte und damit ungenau 
Angaben uber Personen oftenbart werden. Es ıst namlich eıne bei der Datenschutzarbeit haufig gemachte Erfahrung, 
daß Personlichkeitsrechte des Einzelnen insbesondere durch unvollstandige oder zu stark verkurzte Mitteilungen be- 
eintrachtigt werden. So kann die bloße Übermittlung einer Strafvorschrift im Zusammenhang mit einem Namen bcı 
den Emptangern zu den mannigfaltigsten Kombinationen führen, weil der Phantasie breiter Spielraum gelassen ist. Oft 
ergeben dıe naheren T'atumstande oder der tatsachliche Verfahrensstand ein völlig anderes Bild. Hıer ıst es schug, daß 
nur noch der Staatsanw alt Auskunft erteilen kann. Er ıst auch besser ın der Lage zu prufen, wem uberhaupt deraruge 
Auskunfte erteilt werden durfen. 

Die DSK begrußt die nunmehi getroffene Regelung ausdrückhch. 

Anlaß fur die Überprutung dcı Regelung war eın Einzelfall, der noch nıcht endgultig zur Zufriedenheit der DSK gelost 

IN 

Hın bisher unbescholtener Burger wurde aufgrund der Angaben eınes Madchens von der Polızeı verdachtigt, eın Sıtt- 
lichkeitsdelikt begangen zu haben. Bei der Gegenuberstellung mır dem Madchen stellte sıch dann aber heraus, daß eı als 
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Tater ausschied, Beı der Abgabe der gesamten Ermittlungsvorgange an dıe Staatsanwaltschatt war der w ırkliche Tatcı 

noch nicht ermittelt Der zuständige Staatsanwalt verfügte gleichwohl die Fintragung eines Ermittlungsserfahrens 

gegen den unschuldigen Burger, um es sotort wieder einzustellen Die Folge war dıe Fintragung eines Regısteraktenzei 

chens unter dem Namen des Betroffenen. Nach der neuen Regelung ıst es nun nicht mehr moglich, daß dort dann zu- 

satzlich noch die einschlagıge Strafvorschrift verzeichnet ıst und moglicherweise ın dieser verkurzten Form Auskunfte 

an dritte Stellen erteilt werden 

Wegen der Moglichkeit, ın einem derartigen Fall eın Ermittlungsverfahren zu erottnen, um es dann sofort wieder eın 

zustellen, ıst die DSR noch ım Gesprach mit dem Ministerium der Justiz, das bemuht ist, eine datenschutrtreundlicher 

Regelung anzustreben 

Entschädigung für Strafverfolgungsmaßnahmen 

Uber Fntschadigungsanspruche nach dem Gesetz uber dıe Entschädigung fur Strafverfolgungsmaßnahmen entschei- 

den ın Rheinland-Pfalz dıe Generalstaatsanwalte. Entsprechend einer Anordnung des Ministeriums der Justiz, die auf 

eine Vereinbarung der Landesjustizverwaltungen und des Bundesministers der Justiz aus dem Jahre 1971 zuruckgeht. 

wird das jeweils für den Wohnsitz des Berechtigten zuständige Fınanzamı von der Zahlung eıner Entschädigung 

benachrichtigt. Die hierbei ınsbesondere in anderen Bundeslandern geübte Praxis hat zu Initiativen mehrerer Landes- 

datenschutzbeauftragter geführt, die u. a darauf zurückzufuhren waren, daß die vorgeschriebene Benachrichtigung 

durch die Übersendung eines Abdruckes der vollständigen Entscheidung über die Entschadigung erfolgte, aus der 

neben dem ursprünglichen Schuldvorwurf weitere Informationen hervorgingen, dıe für die Frage der Besteuerung oh- 

ne ıede Bedeutung sınd 

In Rheinland-Pfalz gingen aus den Fntschadigungsentscheidungen der Generalstaatsanwalte regelmäßig nur dıe Daten 

der die Entschadigung auslosenden Stratverfolgungsmaßnahmen — etwa die Dauer der Untersuchungshaft oder einer 

} ahrerlaubnısentziehung — hervor, nıcht dagegen die naheren Umstande, die zuder Strafverfolgungsmaßnahme Anlaß 

gegeben hatten. 

Da aber auch das Ministerium der Justiz zu der Auffassung gelangte, daß es im Einzelfall nicht auszuschließen seı, daß 

dıe den Finanzamtern ubersandten Fntscheidungen auch Informationen uber dıe zur Last gelegte Straftat enthalten, 

wurde die einschlägige Verwaltungsvorschritt zunächst dahingehend ergänzt, daß dem Finanzamt nur noch Name und 

Anschrift des Zahlungsempfängers sowie die Hohe der Entschadigung und der Tag ihrer Auszahlung mitgeteilt 

werden. Weitere Auskunft uber dıe Entschadigungsleistung ist nur auf Rückfrage zu erteilen. Fın Abdruck der Fnt- 

scheidung wırd dem Finanzamt nıcht mehr zugeleitet. 

Auf Wunsch der DSK wurde zusatzlich bestimmt, daß dem Zahlungsempfänger eın Abdruck der Mitteilung zu uber- 

senden ıst Damit ist die Art der Mitteilungen an das Finanzamt aus der Sicht des Datenschutzes ın zufriedenstellender 

Weise geregelt 

Praxis bei der Prozeßkostenhilfe 

Die DSK hat bereits ın ıhrem letzten Bericht auf die Praxıs bei der Durchführung des Gesetzes über die Prozeßkosten- 

hilte vom 13. Junı 1980 (BGBl. 1. S. 677 £.) hingewiesen (Tz. $. 14) und dabeı besonders den Umstand betont, daß der 

Prozeßgegner unter Umstanden Einsicht in die Unterlagen erhalten kann, in denen die antragstellende Parteı Angaben 

uber ihre wirtschaftlichen Verhältnisse vorlegt. Durch bundeseinheitliche Verwaltungsvorschriften war bestimmt wor- 

den, daß die die Prozeßkostenhilfe betreffenden Vorgänge in eınem gesonderten Beiheft zu führen sind. In Bayern war 

daruber hınaus geregelt worden, daß dieses Beiheft grundsätzlich zuruckbehalten wird, wenn die Akten den Prozeßbe- 

teiligten oder Dritten gemaß $ 299 ZPO zur Einsichtnahme zugänglich gemacht werden. Erst aut das ausdruckliche 

Verlangen des Antragsgegners, die eingereichten Unterlagen eınsehen zu wollen, entscheidet dort das Gericht über dıe 

Zulassigkeit der begehrten Einsichtnahme. Die DSK hatte seinerzeit die bayerische Regelung ausdrucklich begrußt und 

vorgeschlagen, in Rheinland-Pfalz entsprechend zu verfahren. 

Die Trage, ob und ın welchem Umfang dem Antragsgegner Einsicht in die Angaben des Antragstellers uber seine 

personlichen und wirtschaftlichen Verhaltnisse zu gewähren ist, wird ın Literatur und Rechtsprechung unterschiedlich 

beantwortet. Die DSK begrußt daher eıne erneute Initiative des Bundesdatenschutzbeauttragten, die zunachst dazu ge- 

tuhrt hat, daß der Bundesminister der Justiz die Landesjustizverwaltungen gebeten hat, durch eine Befragung der 

Praxis die derzeitige Handhabung der Aktenfuhrung und -ubersendung durch die Gerichte zu klaren. 

Unabhangıg davon vertritt die DSK schon jetzt die Auffassung, daß bei der rechtlichen Ausgestaltung des Verfahrens 

der Prozeßkostenhilte ın starkerem Maße Gesichtspunkte des Datenschutzes zu berücksichtigen sınd. Die DSK ıst mit
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dem Bundesbeauftragten der Meinung, daß es nıcht der Sinn der Prozeßkostenhilfe seın kann, dem Antragsteller cıncı - 

seits helten zu wollen, ıhn aber gleichzeitig dadurch zu diskriminieren, daß er seine personlichen und sachlichen Ver 
haltnısse gegenuber allen Personen und Stellen offenlegen muß, dıe das Recht der Akteneinsicht haben. Zumindest muß 
der Kreis der Einsichtsberechtigren so kleın wıe moglich gehalten werden Besser ware es, wenn dıe Angabın des Be 

toftenen ausschließlich dem Gericht zu Kenntnis gelangten. 

Mitteilungen in Zivilsachen 
— Insbesondere bei Räumungsklagen — 

Ahnlıch der bundeseinhcitlichen „Anordnung uber Mitteilungen ın Strafsachen (MiStra)“ sınd auch dıe ın der Ottent 
lichkeit weniger bekannten „Mitteilungen der Gerichte ın Zivılsachen (MiZi)* geregelt. 

Auch ın Zisilsachen sind ım Laufe des Verfahrens zahlreiche Mitteilungen an andere Stellen — Gerichte, Behorden, 

Kopeischatten und Finzelpersonen -- uber Vorgange zu bewirken, die ım Verfahren bekannt geworden sınd und die 
tur die Autgabenertullung deı genannten Stellen Bedeutung haben. Diese Mitteilungen betreffen nahezu alle ın Be- 

tracht kommenden Sachgebiete und sınd überwiegend ın anderen Rechts- und Verwaltungsvorschriften angeordnet 

Die Anordnung uber die MiZı ıst von allen Justizverwaltungen am 1. Oktober 1967 bundeseinheitlich erlassen woı den 

Is handelt sıch dabeı um die Regelung von über 100 Einzelermittlungen. Sıe reichen von Mitteilungen be: Freiheitsent- 
iehungen, ın Miet- und I ntmundigungssachen. Ehesachen, Vollstreckungsvertahren bis zu Mitteilungen ın Nachlaß- 
und Grundbuchsachen. 

Aut Intarne des BID wurde eine allgemeine Überprutung der MiZi auf ihre Übereinstimmung mit den gesutzlich test 

gelegten Grundsatzen des Datenschutzes ın Angriff genommen. Auf Anregung der DSK wurde vom BfD und von den 
I andesbeauttragten tur die umtangreiche und Prazısion erfordernde Autgabe eine Arbeitsgruppe unter Federtuhrung 

des BED eingesetzt Die Arbeitsgruppe, die sich zusatzlich mit Fragen des Personenstandswesens beschäftigt, hatın der 

Zssischenzeit ihre Tarıgkeit aufgenommen 

Find ihrer ersten Inmativen galt der ersatzlosen Streschung der Mitteilungspflicht uber Klagen auf Raumung von 
Wohnraum bei Zahlungsverzug des Mieters. Nach Zitfer IV/1 MiZı ist vom zuständigen Gericht der Eingang einer 

Klige, mitder die Raumung von Wohnraum ım Falle der Kundigung eines Mietverhaltnisses nach $ 554 BGB verlangt 

wid, dem zuständigen ortlichen Trager der Sozialhilfe mitzuteilen. Dieser soll dadurch ın dıe Lage versetzt werden, ım 

Interesse des Mieters moglichst rasch die erforderlichen sozralrechtlichen Maßnahmen in dıe Wege zu leiten. 

Aus datenschutzrechtlicher Sıcht stellt dıe hier zur Diskussion stehende Mitteilungspflicht eine nicht unerhebliche Be- 
ointtachtigung der Personlichkeitsrechte des jeweils Betroffenen dar. Der Zahlungsverzug des Mieters kann namlıch 
eine Reihe anderer Ursachen haben und muß nıcht unbedingt auf Mittellosigkeit beruhen Gerade in diesen Fallen bı- 

sieht cın begrundetes Interesse des Mieters, nıcht als Sozıalhilfeempfanger zu erscheinen. Die angestrebte Streichung 
wurde uberdies den Verw altungsautwand beı den Sozualhilfetragern nıcht unerheblich reduzieren Anstelle der Mittei- 
lungspflicht sollte dhe beklagte Parteı durch eın von der Geschäftsstelle des Gerichtes auszuhandıgendes T ormblatt aut 
das Erforderliche hingewiesen werden. 

Aut diese Überlegungen hın haben sich der Bundesminister der Justiz und eıne Mehrheit der Landesyustizverwaltungen 

tur eine Streichung der Mitteilungspflicht ausgesprochen. Auch das Ministerium der Justiz und das Ministerium tur 
Soziales, Gesundheit und Umwelt des Landes Rheinland-Pfalz haben sıch dieser Auftassung angeschlossen 

Leider laßt sich die angestrebte Neuregelung nach Meinungsanderung ın einem Bundesland zur Zeit nicht reahsieien 

Die DSK ıst mir dem Ministerium der Justiz und dem Ministerium fur Sozrales, Gesundheit und Umwelt nach wıe vor 

dei Auftassung, daß die Aufhebung der Mitterlungspflicht im Unterabschnitt IV/I MiZi zweckmaßig ıst und bedauert, 

daß sich fur diesen Vorschlag zu: Zeit keine bundesweite Übereinstimmung erzielen laßt Die DSK erinnert gerade ım 

Zusammenhang mıt der Diskussion um diesen Teil der MıZi an das Unbehagen vieler Burger im Umgang mıt der of- 
tentlichen Verwaltung, das weitgehend daheı ruhrt, daß diese oft uber Informationen verfugt, deren Quelle fur den 

Burger nicht erkennbar ıst 

Die DSK begrüßt es deshalb, daß das Ministerium tur Soziales, Gesundheit und Umwelt jetzt uber die Arbeitsgemein 

schatten der Trageı der Soztalhilte eine Umtrage daruber veranlaßt hat, welche Auswirkungen die Mitteilungen der Ge- 
richte bisher auf die Tatıgkeit der Trager der Sozialhilfe hatten. Die DSK erwartet von dem Ergebnis zumindest einen 

Anstoß fur cine datenschutztreundliche Regelung ın Bund und I andern. 

27
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Eur Rheinland-Ptal> zeichnet sich schon jetzt ab, daß aus sornalhilterechtlicher Sicht eın gutgestaltetes Intormauons 

biatt fur ausreichend gehalten wird. 

Mitteilung der Punktebewertung durch Gerichte und Bufigeldstellen 

tm letzten Bericht hatte dic DSKR von Bemuhungen berichtt (17 5 161 nachdenen baut ntscherdungenin berkehrsin 

geltgenheiten den Betroftenen zugleich die Zahl der eingetragenen Punkte mutgeteilt werden sollte Autgiund von Bu 

denken, die ım wesentlichen ım Bereich der Justız geltend gemacht wurden, tuhrte die genannte Initiauve nicht zum 

Irtolg 

Nunmehr wırd das Ministerium fur Wırtschatt und Verkehr beı den Beratungen der einschlagigen Rechtsverordnung 

aut Bundesebene dıe Anregung der DSK autgreiten und aut dıe Aufnahme einer entsprechenden Unterrichtungstege 

lung hınwirken 

Die Betroftenen werden dann ıhren „Kontostand“ selber fortschreiben konnen und waren dann nicht mehr gezwun 

gen, dıe entsprechenden Intormationen durch Eınholung einer gebuhrenpflichuigen Auskuntt zu ertragen 

1s bleibt zu wunschen, daß das Anliegen — die Transparenz der Eintragungen ım Verkehrszentralregister aut diese 

Wise ım Interesse der Burger zu erhöhen — nunmehr verwirklicht werden kann 

Archivgesetz 

Die DSK har bereits ın ıhrem 8. Tänıgkeitsbericht (Tz. 5.18) aut die Notwendigkeit einer gesetzlichen Regelung des 

Aıchivwesens hingewiesen Sie hat diese Auffassung anlaßlıch der Beratung des I andesmeldegesetzes bekratugt und 

cıklart, daß das Problem der Ubernahme und Verwaltung von Daten durch Archive ın cınem Landesmeldegeserz nicht 

vollstandig und abschließend geregelt werden kann. 

Die Datenschutzbeauttragten haben sıch jedoch nıcht darauf beschrankt, auf Regelungsdetizitc hinzuweisen, sondern 

haben ın den Empfehlungen zur Sıcherstellung des Datenschutzes ım Archnı wesen konstruktine Anregungen zum 

Inhalt eıner gesetzlichen Regelung gegeben. Diese Empfehlungen haben folgenden Wortlaut: 

I Problemstellung 

In den Arch verw altungen des Bundes, der T ander und der Rommunen wırd die gegenw irtige Rechtslage durch Akten und Bi 

nutzungsordaungen, Bekanntmachungen einzelner Ressorts, Verwaltungsvorschritten und eınige wenige gesetzliche Rexelunger 

bestimmt Die Archive verarbeiten mit dem ıhnen überlassenen Archivmatertal eıne Fulle personenbezogener Daten Die Abgabı 

archiwu urdıgen Materials an die Archive und die Benutzung des Archıvguts konnen zu Kollonen mıt dem geltenden Daten 

schurzrecht und mut spezialgeserzlichen Gehermhaltungsbestimmungen fuhren Fur die Tanıgkeit der Archise mussen dahes 

Rechtsgrundlagen geschaften werden, die eıne sachgerechte Architanigkeit gestatten und das vom Grundgesetz gesıhutzte Recht 

auf Achtung der Privatsphare der Betroftenen berucksichugen. 

Aus der Sucht des Datenschutzes ıst es notwendig, fur die Verarbeitung personenbezogener Daten ın Archiven gesetzluche Rege 

lungen zu schaffen. die sich nıcht auf Dateien beschranken, sondern alle personenberogenen Daten einberiehen Die Nor endıg- 

keir einheitlicher vesetzluher Regelungen wırd auch nicht dadurch beseitigt, daß ın emzelnen Landesdatenschutzgestzen sog 

Archriklauseln (vgl. 9 16 Abs 3 Bremisches Datenschutzgesetz und $ 13 Abs 41DarG Rheinland-Ptal7) aufgenommen worden 

sind, di diese nur uinen Icılder anstehenden Probleme losen Die Notn endigkeit einer gesctzh hen Archivregelung stm abrigen 

ın$ IC Abs 5 Sarz > MRRG und ın $ 12 F-LMG zusatzlich begrundet. da diese Regelungen Datenubermittlungen ın das zustandı 

ge \rchn vorschen 

IH Unter datens.hutzrechtlichem Gesichtspunkt werden ın kunftigen Archiv geserzen tolgende Rechtsgedanken zu berucksich 

tugen sem 

1 Datenverarbeitung ıst nur ım Rahmen der rechtmaßigen Autgabenertullung zulassig. Dieser Grundsatz geltauch tur Arche 

Die Aufgaben sind daher exakt zu beschreiben 

2 Durch Gesetz ıst klarzustellen. daß auszusondernde und zu loschende Daten dem zustandıgen Archn angeboten und gg! 

von diesem ubernommen und insoweit die Loschungsregelungen fur den Betroftenen sichtbar durchbrochen werden 

Gleichzeitig ıst sicherzustellen, daß die abgebende Stelle aut Daten ım Archiv ım Regelfall nıcht zugreifen dart, wenn deu. 

Daten ohne Abgabe an das Archiv ausgesondert oder geloscht waren Anderes gilt grundsatzlich, wenn das Arch Materia 

hen fur die abgebende Stelle verwahrt (7 B. Grundbucher)
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3 Übernimmt cin Archın noch nicht auszusondernde Altregıstraturen als Zwischenarchr, so handelt es sich um cn Auterigs 

verhaltnis zwischen Archn und abgebender Stelle Letztere tragt weiterhin die datensehutzrechthhe Verimwortung Be 
der Zwischenatchn rung darf das Archiv nurnach Wersung der abgebenden Stelle handeln Furdiese Zuischenarchneemp 

1G} 

  

trchlt sich eine beso sdere Regelung (vgl. hierzu auch $ 12 E- 

Neben der Notwendigkat mer Regelung tur Auttrags- und Endarchn ierung bedart es einer besonderen Normung tun dic 
aus rechtlichen Giunden „dauernd autzubewahrenden“ Archinahen Diese sind ım Gesetz moglichst autzu, ıhlın 7 B 
Grundbuchsachen, Pc sonenstandssachen, Notarsachen etc , 

+ Die prundsatzliche Trennung von Verwaltungs und Archiwtatigkeit serzt cine Detimmon des Archnmatenals vorm Di 

Feststellung der Arch wurdigkeit soll konstnurn tur die dauernde Aufbewahrung ın allaen Fallen sein, ın denen une dau 

ernde Autbeu ahrung mucht bereits aus rechtluhen Grunden vorgeschtieben ıst Die Feststellung der Arch wurdigkeitım 

Einzeltall soll durch das Arch getroffen werden 

a Stehen die Daten u ıter einem besonderen gesetziuhen Geheimnisschutz, so pt.dee Befugnis, die Daten an das Arch zu 

ubermitteln, ausdruchluh zu regeln. 

6 Bei der Datunspencherung ın den Archiven und tolgende Grundsatze zu beachten: 

a) Tragende Grundsatze der Vertassung und des allgemeinen Rechts (7. B Achtung der Pinatsphare unddes alkumemen 

Personluhkeitsrechts) 

b, Arch gut dut grundsarzlıch keine vollstandige Ubernahme des gesamten ın der Verwaltung entstandenen Schuttzure 

enthalten. .ınc totale L bernahme dart allentalls ın Teilbereichen ertolgen 

«)  Unzulassig bei Jer Verwaltung gespeicherte Daten durften grundsatzlich nicht ın Archive aufgenommen wurden, sıu 

mussen ın der Ausnahmefallen. ın denen gerade die Tatsache der unzulassigen Speicherung historisch beide ussanı sein 

kann, bei Ube, nahme besonders wekennzeichnet werden 

7 Anders als ın der \tchn praus sind ım Sinne des Datenschutzes Berrottene alle Personen, von denen ın einer Daterodu Aktı 

personenbezogene Daten enthalten sind Iinschrankungen des Datenschutzes tur bestimmte Personengruppen \mtswal 

ter) bedurfen einer sulbstandıgen Regelung. 

8 Zu Wahrung ıhıcı Personlichkeitsrechte ıst den Betroffenen eın Auskunttsrecht von ın Dateien gespeicherten personenbe 

rogenen Daten, ein Akteneinsichtsrecht und cın Recht auf Gegendarstellung einzuraumen. Das Recht aut Gegendarsedllung 

ıstin den Fallen anzwaumen, ın denen falsche personenbezogene Daten einer Fntscheidung zugrunde lagen. ein Bericht 

gungsanspruch abeı aus Grunden der historischen Wahrheit ausscheider 

9 Im Rahmen der ory inısatorıschen Regelungen ıst testzulegen. welches Archiv fur welche Stelle zustandıg ıst Nach Moglich- 
ken sstiur da Übernuttlung personenbezogene: Daten aus oftenthehen an prıs ate Archise zu Lebzeiten des Betroffenen oder 

dessen naher Angehoriger die schriftliche inwilligung zu verlangen. 

10 2) Die verschiedenen Nurzungsmoglichkeiten zu wissenschafthichen Auswertungen — ınsbesondere die Frstellung von 

Personenprotilen - sind untar Berucksichtigung der Personlichkeitsrechte zu regeln. Hierbei sınd ım Hinblick aut die 

ıntormatronstuchnofogische Fntwicklung dıe Probleme einer vollstandigen Ertassung aller Verwalhtungsvorgange und 

der Protilbildeng autzugreifen, mit denen besondere Getahrdungen verbunden sınd. Hinsichtlich der Benutzung dır 
Archwahen sollte nach Benutzergruppen unterschieden werden, z B Wıssenschaftler, Journalisten, Vern altungsbe- 

dienstete, Betioffener, Rechtsnachtolger, jedermann. 

bj Durch eme Benutzungsregelung ıstgrundsatzhch sicherzustellen, daß durch die Benutzung der Archive schutzwurdige 

Belange der Betroftenen nicht verletzt werden Dies kann beispielsweise dadurch gewahrleister werden, daß die Nut 

zung bıs zu bestimmten Zeitpunkten ausgeschlossen wırd, Dabeı ıst der Beginn solcher Ausschlußfristen genau festzu 

legen. Aus Grunden der Rechtssicherheit sollte er an das Entstehungsdatum de: Vorgange oder an deren Abschluß ın- 

Anupten. Tristen tur ainen freien Zugang zu den Archialten sind so zu bemessen, daß die Beeintrachtigung von Person 

Iuhkatsrechten grundsatzlich ausgeschlossen ist Tur zeitgeschichtluche Forschung konnen dhese Fristen unter yanau 

testzulegenden Autlagen unterschritten werden. 

1) Eine wissenschatthche Nutzung vor Ablauf dieser Fristen kann nur fur wissenschatthiche Forschung ım Rahmen emes 

konkreten Forschungsprojekts moglich sein. Bestcht Grund zu der Annahme, daß uberwiegend schutzw urdige Belange 

umes Betroffenen verletzt werden, ıst die Benutzung ausgeschlossen. Die erforderluhe Abwagung, insbesondere ber 

Personen der Zeitgeschichte, sollte durch das jeweilige Arch vorgenommen werden 

29
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d) Die Fasache, daß eıne Behörde das Schrittgut abgegeben hat (fur sog. klassisches Archngut), rechtferugt nicht dessen 

Ruckubermittlung „zur Erfüllung konkretei Verw dtungsautgaben“ (gl 112 

1 Die Datensicherheitsbesummungen ın den Datenschutzgeserzen sind entsprechend anzuwenden 

12. Die ım Rahmen der intormationstechnologischen Fat icklung kuntug zunehmende Automatisierung der Diten bzw 

Schrittgutserwaltung wird sich auf die Tatıgkeit dei Archive auswirken Daher bedurfen Vorgange, wiedieimes Dumas 

raustausches, Ropierens oder \hgleichens von Patenbestanden har ırc hivische Zweche einer besonderen rechtlichen Rey 

lung, die den o x Voraussetzungen entspricht 

Aut der Grundlage dieser Vorschlage werden gegenwartig ın einzelnen Bundeslandern ın Abstimmung mit den jeweil 

gen Datenschutzbeauftragten Gesetzentwürte fur eın Archivwesen erarbeitet kin Referentenentwurf tur eın Bundes 

archivgeserz ıst zwischenzeitlich vorgelegt worden. 

Auch das Kultusministeriumgehtu a aus datenschutzrechtlichenGrunden von der Notwendigkeit einer landesgesetz 

lichen Regelung des Archıvwesens aus. Im Hinblick auf die gebotene Koordinierung der Interessen des Bundes und der 

1 ander solite allerdings der Erlaß eines Bundesarchivgesetzes abgewartet werden. 

Wie der DSK ebenfalls mitgeteilt wurde, beabsichtigt dıe Landesregierung bereits jetzt die Nutzung personenbe2o- 

gener Archıvalıen in der Benutzungsordnung für die Landesarchıve (Staatsanzeiger 1979, S. 255) ın Anlehnung an $ 6 

Abs. 2 des Referentenentwurts des Bundes neu zu regeln Danach soll dıe Sperrfrist für personenbezogene Einzelakten 

nicht mehr 50 Jahre — gerechnet vom jüngsten ın der Archivalieneinheit enthaltenen Schriftstuck — betragen, sondern 

120 Jahre nach der C:eburt des Betroffenen, mindestens jedoch 30 Jahre nach seinem Tode enden. 

Die DSK begrußt die Absıcht der Landesregierung, sbald den Fntwurt eines Landesarchn gesetzes vorzulegen, und 

geht davon aus, daß sie < wıeetwa bei den Beratungen des l.andesmeldegesetzes — fruhzeitig die Gelegenheit erhalt, zu 

dem Entwurf Stellung zu nehmen. 

Datenschutz im Bereich der Sozialleistungsträger 

Einzelne Rechtsfragen aus der Anwendung des Sozialgesetzbuchs 

In der Praxıs ist noch erhebliche Unsicherheit ın der Anwendung des Sozialgesetzbuchs und ganz besonders der Often 

barungsbestimmungen festzustellen Nicht selten werden die neuen Regelungen fur den Umgang mıt Sozialdaten als 

eın Hemmnis angeschen. das dıe Arbeit der Behörden in unvertretbarer Weise erschwere Vereinzelt fehlt es aber auch 

ın der Hinsicht ın die Notwendigkeit des Sozıaldatenschutres und es wird die Auffassung vertreten, der Gesetzgeber 

habe Regelungen getroffen, die den Bedurfnissen der Praxis nıcht gerecht wurden. 

Demgegenuber ıst zu betonen, daß der Bürger gerade in den Bereichen besonderen Schutz verdient, ın denen er in be- 

sonderem Maße von Fntscheidungen der Behorden abhangıg ıst 

Anwendungsbereich des Sozialgesetzbuchs 

Einen erheblichen Mangel an Gesetzeskenntnis und an Einsicht in die Notwendigkeit des Sozualdatenschutzes offen- 

bart eın Sachverhalt, der deı DSK durch eıne Eingabe bekannt wurde Fın Sachbearbeiter eines Versorgungsamtes hatte 

in einem Telefonat mitgeteilt, daß eın Verfahren zur Anerkennung der Minderung der Frwerbsfahigkeit nz wischen ab 

geschlossen und der Betroffene nicht schwerbehindert ıst. Erst ın einem spateren Gesprach stellte sich heraus, daß die 

Auskunft nıcht dem vermeintlichen Gesprachspartner, sondern gewissermaßen der Gegenpartei, die nicht die Recht 

dex Betroffenen, sondern dıe des Arbeitgebers ın einem Kündigungsverfahren vertrat, gegeben wurde 

Von dem Leiter des Versorgungsamtes wurde dıe Auffassung vertreten, dem Sachbearbeiter seı eın unbefugtes Offen- 

baren von Sozialdaten nıcht verzuwerten. Im übrigen seı der Verfahrensstand „aus dem Erınnerungsvermogen“ offen 

bart worden: die Beiziehung von Akten seı unterblieben. 

Dem kann nıcht getolgt werden: Die Versorgungsamter nehmen Aufgaben des Schwerbehinde:tenrechts wahr 

($ 3 SchwBG) und unterliegen als Sozualleıstungstrager dem Sozialgeheimnis (SGB — Allg Teil - Art [I$1ıVm 

$ 35 SGB I). Das Sorıalgeheimnis schutzt nıcht nur Daten, die im materiellen Sınne Geheimnisse darstellen, sondern 

Z ebenso wıe die Datenschutzgesetze — alle Einzelangaben uber personliche und sachliche Verhaltnısse der Betroffe 

nen
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Hierzu gebort sowohl die Tatsache, daß eine Sozralleistung beantragt wurde, als auch dıe Tatsache, daß eine Sozıalleı 
stung nicht oder nıcht in vollem Umfange gewahrt wurde Da $ 35 SGB Inıcht an die formalen Anwendungsvorausset- 
zungen der Datenschut/gesetze (Dateı oder automatısiertes Verfahren) anknupft, unterliegen auch Auskuntte „aus 
dem Erinnerungsvermogen“ seinem besonderen Schutz 

Die Prutung, ob eine der Zulassigkeitsvoraussetzungen nach den $$.67 ff SGB X tur dıe Offenbarung vorlag. konnte 
von dem Sachbearbeiter schon deshalb nıcht durchgefuhrt worden sein, weıl der Empfanger der teletonısch ubermit- 
telten Information nicht eindeutig ıdentihiziert wurde 

Aktenweitergabe 

Es ensspricht der Verwaltungsubung im Sozialleistungsbereich, daß Akten beim Wechsel der ortlichen Zustandigkeit 
vollstandig und ohne Zustimmung des Betrotfenen — haufig auch ohne seine Kenntnis - an den nunmehr zustandıgen 
Sozıalleistungstrager weitergegeben werden, In gleicher Weise wird verfahren, wenn cın Sorıalhilterräger einer pflicht 
wıdrigen Handlung nach $ 107 BSHG verdachtigt wird. 

Die DSK hatte aufgrund ortlicher Feststellungen, aber auch aufgrund von Fıngaben, wiederholt Veranlassung, sich mut 
diesem Problembereich zu betassen. 

Is verwundert nicht, das der Sozraldatenschutz ın der Praxis noch zu Schwierigkeiten fuhrt Zu einschneidend sind die 
Folgerungen, die sich aus einer konsequenten Anwendung der Offenbarungsbestimmungen des Sozialgesetzbuchs eı- 
geben: Die Offenbarung ıst nur zulassıg, soweit der Betroffene ım Einzeltalle eingewilligt hat ($ 67 Nr. 1 SGB X) oder 
soweit sie fur die Frtullung einer gesetzlichen Aufgabe nach dem Sozualgesetzbuch durch eınen Soznalleistungsträger er 
torderlich ıst (869 Abs IN: SGB X 

Insbesondere die Anwendung des Frtorderlichkeitsprinzips auf den Vorgang der Aktenubermittlung stoßt auf Unver 
standnıs, denn er zwingt die Verwaltung zumindest zu einer eıngehenden Prufung des Akteninhalts, wenn nicht gar zu 
einer volligen Anderung der bisherigen Praxıs der Aktenführung, weil die Akten so trennbar angelegt und gefuhrt 
werden mussen, daß bei der Aktenubermittlung nur diejenigen geschutzten Sozıaldaten offenbart werden, deren 
Kenntnis fur den Empfanger zu: Frfullung seiner Aufgaben nach dem Sozialgesetzbuch erforderlich ist (vgl Podlech ın 
Arbeitshilfen, herausgegeben vom Deutschen Verein fur offentliche und private Fürsorge, Heft 20, $. 95). Zusarzliche 
Irschwernisse konnen sich ergeben, wenn sich ın den Akten Intormanionen betinden, die als Berufsgeheimnis nach 
$ 203 StGB besonders geschutzt sınd (Sozialarbeiter, Sozialpadagogen, Patientendaten aufgrund der Verlangerung des 
Berutsgeheimnisses durch $ 76 5GB X). So fehlt es auch nicht an Versuchen, dıe Beibehaltung der uberkommenen Ver- 
waltungsubung mit den unterschiedlichsten Argumenten zu rechtfertigen. Vereinzelt wird die Auffassung vertreten, 
die Sozialleistungstrager stellten eine Funkuonseinheit dar mit der Folge, daß die Offenbarungsbestimmungen der 
$$.67 ff. SGB X auf die Intormauionstlusse zwischen diesen nıcht anzuwenden seien 

Dabei wurde verkannt, daß die Sozialleıstungstrager nıcht nur durch spezielle Aufgabenzuweisungen, sondern auch 
durch ortliche Zustandigkeiten definiert sınd. Es ist gerade die Aufgabe der Offenbarungsbestimmung des $ 69 Abs 1 
Nr 1 SGB X, den sıch hieraus ergebenden Erschwernissen des Intormationsflusses zwischen den Sozıalleistungs- 
tragern Rechnung zu tragen 

Auch wenn man die Erteilung der Zustimmung zur Aktenweitergabe als eine Obliegenheit ım Sınne des $ 60 Abs 1 
Nr 1 SGB Iansıeht, kann das Fıforderlichkeitsprinzip einer Weitergabe der vollstandigen Akte entgegenstehen. 

Abzulehnen ıst auch dic Autrassung des Bundesministers fur Arbeıt und Sozialordnung, der, von der konkludenten 
Finwilligung ın die Weiterlenung eines Antrages (z.B. nach $ 16 Abs. 2SGB I) ausgehend, den Soznalleistungstrageı 
beim späteren Wechsel der Zustandigkeit für berechtigt halt, alle bis dahın anfallenden Vorgange oder Akten weiterzu- 
letten Der unzustandige oder unzustandig gewordene Leistungsträger sei zu eıner Prufung, ob und ın welchem Um- 
tange die Vorgange fur den zustandıgen L eistungsträger von Bedeutung sınd, weder verpflichtet noch berechtigt 

Die Vorschrift des $ 16 SGB 1 ist aut die Weiterleitung von Akten schon wegen ıhrer inhaltlichen Beschrankung aut 
Sorialleistungsanträge, die sıch in ihrem materiellen Inhalt ganz wesentlich von Akten unterscheiden, nıcht anzuwen- 
den Im übrigen ıstes wohl nicht abwegig, davon auszugehen, daß $ 16 SGB I hinsichtlich des materiellen Inhalts cınes 
\attapges unter dem Vorbehalt der Oftenbat ungsregelungen des Sozialgeserzbuchs steht Hieraus tolgs, daR die Wenn 
lestung emes Antrages ohne schutthche Fınwilligung auch nur insoweit zulassıg ıst, als die darin enthaltenen Angaben 
tur die weitere Bearbeitung ertorderlich sind ($ 69 Abs. INr 1SGBX). 
Die Offenbarungsbestimmungen des Sozialgesetzbuchs sınd, aut alle Informationsflusse zwischen den Behorden der 
Sozialyerw ıltung und zwischen diesen und anderen Behorden anzuwenden. 
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Sicherheh ist die Finwilligung als erste Zulassigkeitssoraussetzung hüt die Oftenbarung von Sozsaldaten von /w eıtel 

haftem Wert. Sie entspricht indessen dem gesetzgeberischen Willen und darf im übrigen such in ıhrer Bedeutung als In 

tormatıon tur den Berroftenen nicht unterschatzt werden 

Die Kinschrankung der Ottenbarungsmoglichkeiten Juich das Frforderliehketsprinzip w urde nicht selten nur deshalb 

als Problem emptunden, weildie Akten uberfrachtet sind mt Materralten, die keine Bedeutung fur die Sachbearbenun, 

haben oder diese Bedeutung langst verloren haben 

Die Verfügbarkeit technischer Finrichtungen, insbesondere von Kopıergeraten, fuhrt hautıg zu ihrer erzessiven 

Nutzung; das Festhalten der fur die Sachbearbeitung ertorderlichen Informationen durch kurze Vermerke wird zu 

seltenen Ausnahme. 

Selbstverstandlich muß, um nur ein Beispiel zu nennen, der Sozualhilfesachbearbeiter wissen und ın den Akten festhal- 

ten, welche Unterhaltsanspruche aus eıner geschiedenen Ehe bestehen. Es ıst aber nicht erforderlich, zu diesem Zweck 

eine Ablichtung des sollstandigen gerichtlichen Urteils samt anwaltschaftlicher Schriftsarze zu den Akten zu nehmen 

1 benso abzulehnen ıst die Praxıs einzelner Gemeindeverwaltungen, die nur zur Entgegennahme und X eiterlettung von 

Antragen auf Sozıalleistungen befugt sind, Durchschlage ruruckzubehalten oder Kopien anzutertigen und fur den Fall 

autzubewahren, daft sie ırgendwann einmal tur die Durchfuhrung eines weiteren Verwaltungsverfahrens von Nutzen 

sein konnten 

kin weiteres Beispiel zeigt, daß es selbst ın solchen Fallen, in denen die strenge Anw endung der Ottenbarungsbestim 

mungen des Sozialgesetzbuch» zu keinerlei Erschwerungen des Verwaltungsverfahtens fuhrt, an der Bereitschaft fehlt, 

die Notwendigkeit eines verstarkten Sozıaldatenschurzes anzuerkennen: Ein Minderjähriger, Inhaber eınes Schw erbe- 

hindertenausweises, wurde adoptiert. Mit der Adoption verbunden war eın Wohnungswechsel ın den Zustandigkeits 

bereich eınes anderen Sorialleistungsträgers. Der Wohnungswechsel wurde der truher zustandıgen Behurde ım Zusam 

menhang mit einer Überprufung der Voraussetzungen fur den Trortbestand des Feststellungsbescheides nach dem 

Schwerbehindertengesetz bekannt. Beı dieser Uberprufung erklarte der Adoptivvater, daß er aut weitere Leistungen 

nach dem Schwerbehindertengesetz (Behindertenausweis) verzichte, weıl sich der gesundheitliche Zustand des Kındex 

erheblich gebessert habe 

Die ursprunglich zustandıge Behorde war der Meinung, daß zum Zwecke der Einziehung des Behindertenausw.cises 

die vollstandıge Akte. die ım ubrıgen auch alle Intormatıonen uber die vollzogene Inkognıtoadoption enthielt, an den 

zustandıg gewordenen Sozualleistungstrager ubermittelt werden mußte. Die DSK hingegen sah hierfur schon ın dem 

Oftenbarungs- und Austorschungsverbot des $ 1758 BGB einen Hınderungsgrund. Im ubrigen gıng sie davon aus, daß 

es für die Einziehung des Schwerbehindertenausweises ausreiche, den zustandıg gewordenen Sozıalleistungstrager 

uber die bisherige Festsetzung, dıe neue Andresse des Betroffenen und den erklärten Willen des Erziehungsberechtig 

ten zu unterrichten. 

Eine Losung des Falles wurde schließlich auf der Grundlage des $ 2 Abs. 2$GB Igefunden Die Grundsatzfrage berug- 

lich der Aktenweıtergabe ıst weiter umstritten. 

Die DSK halt an ıhrer Auftassung fest, daß auf den Vorgang der Aktenubermitttung die Besummungen de! 

$$ 67 ft. SGB X inzuwenden sınd Danach ist dıe Aktenw eitergabe nur zulassıg, wenn der Betrottene schriftlich ein 

gewillgt hat odeı der Inhalt der Akte auf den zur weiteren Autgabenerfüllung ertorderlichen Umfang begrenzt ist. Von 

Bedeutung ıst insbesondere $ 76 SGB X. der die Offenbarungsbefugnis beı besonders schutz wurdigen personenbezo 

genen Daten weiter einschrankt. 

Die DSK ıst weiter der Ansicht, daß dıe besonderen beruflichen Verschwiegenheitsptlichten, die nach $ 203 StGB staat- 

lich anerkannten Sozsalarbeitern, Sozıalpsychologen und Beratern obliegen, organısatorısche Auswirkungen auch ım 

innerbehordlichen Bereich haben. Dies gilt vornehmhich fur dıe Aktenführung. Akten von Schweigepflichtigen sınd 

getrennt von anderen Akten zu fuhren und aufzubewahren. Beı ıhrer Weitergabe haben dıe Schweigepflichtigen die Be- 

stimmungen des $ 203 StGB zu beachten. Da die Offenbarungsbefugnisse des Sozualgesetzbuchs «lie Befugnisse des 

$ 203 StGB nicht erganzen, muß vor der Offenbarung von Informationen, die auch durch das Berufsgeheimnss ge- 

schutzt sınd, jeweils geprutt werden, ob die Zulassigkeitsvoraussetzungen sowohl nach dem Sozialgesetzbuch als auch 

nach $ 203 StGB vorliegen.
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1713 Intormation von Ortsgemeinden uber Sorialhilteangelegenheiten 

Nach 5 4 des Landesgisctzes uber die Ausfuhrung des Bundessozialhilfegesetzes (AGBSHG) haben alle rheinland 
ptalzischen Landkreise die Gewahrung von Hılfe zum Lebensunterhalt aut die Verbandsgemeinden und dıe verband» 
treien Gemeinden ubertragen Dhese gewahren Hilfe ım eigenen Namen und fur Rechnung des als ortlicher Irager det 
Sozıalhilte zuständigen I indkremses. Die Verbandsgemeinden fordern den dem Landkreis nach $ 8 AGBSHIG zust 

henden Irstattungsbetrag ın Hohe von 25 % der geleisteten Hilfe von der Ortsgemeinde an. 

In ciner Kleinen Antrage ın die L andesregierung w urde beklagt, daß ın der Praxis Unsicherheit daruber besteht, ob und 

ın welchen Umfange die Ortsgumeinden zum Zwecke der Haushaltsplanung uber Einzelheiten der Hiltegew ahrun. 

unterrichtet werden konnen 

Inder Antwort der Landisregierung (Drs 92127) wurde klargestellt, daß den Ortsgemeinden zum Zwecke der Haus 

haltsplanung die Anzahl der Sozralhilteemptanger aus der jeweiligen Ortsgemeinde, die Summe der bıshei pro Haus 

halt geluisteten Zahlungen und die voraussichtliche Stesgerungsrate mitgeteilt werden kann 

Die DSK begraßt insbesondere die Feststellung der Landesregierung, daß weitergehende Informationen, etw adıe Mir 
teilung personenbezogener Daten von Sossalhilteemptangern, nıcht zulässig sind, w eıl die Bestimmungen des Sozalge 

setzbuchs die Verbandsgimeinden zur Wahrung des Sozialgeheimnisses verpflichten. 

Sorialdatenschutz bei den Kreis- und Stadtrechtsausschussen 

Nach landesrechtlichen Bestimmungen (Austuhrungsgesetz zur Verwaltungsgerichtsordnung - AGVwWGO - ı ent 

scheiden ın Rheinland Ptalz die Kreis- und Stadtrechtsausschusse allgemein als Widerspruchsbehorden ım kommuna- 
ten und unteren staatlichen Bereich Nach $ 16 AGV#GO ıst dıe Verhandlung offentlich; der Rechtsausschuft kann 

jedoch die Ottentlichkeit aus wichtigem Grunde ausschließen. 

Da dıe Kreis- und Stadtrechtsausschusse auch fur die Entscheidung in Sozialleistungsangelegenheiten zustandig sind, 

stellt sich die Frage nach ıhrer rechtlichen Finordnung ın die Systematik des Sozialgesetzbuchs. Genauer gesagt geht ex 

darum, ob die Datenuber mittlung zwischen Sozialbehorde und Rechtsausschuß — dieser wırd ın der Regel die Akten 
beiziehen - nach den Vorschriften des Soztalgesetzbuchs uber den Schutz der Sorialdaten zulassıg ıst und ob dieser 

uber Sozallerstungsangelegenheiten in ottentlicher Sıtzung verhandeln darf 

1.s konnte ın Erwagung gezogen werden, daß mit der Erhebung des Widerspruchs zugleich vom Betroftenen auch dıe 

Uimwillgung zur Ottenbarung der Daten an den Rechtsausschuß nach $ 67 SGB X erteilt wird. Eine solche I osung 
wurde ındessen dem Charakter der Finw illigung als freie, mıt keinerlei Rechtsnachteilen verbundene Entscheidung 

nicht gerecht. Im ubrigen tolgt auch aus $69 Abs. I Nr. 1SGB X, der dıe Offenbarung ım — insoweit vergleichbaren - 

gerichtlichen Verfahren ausdrücklich zulaßt, daß der dogmatische Ansatz des Gesetzgebers ein anderer ıst 

Auch der Autfassung, die Ottenbarung an den Rechtsausschuß sei zur Durchführung eines mıt der Erfüllung einer ge- 
setzlichen Aufgabe nach dem Sorralgesetzbuch zusammenhängenden gerichtlichen Vertahrens erforderlich und damit 

nach $69 Abs. INr I zweiter Halbsatz SGB X zulassig, kann nicht gefolgt werden. Zwar hat der Bundesgesetzgebcı 
das Vorvertahren zulässigerweise ım Rahmen seiner Gesetzgebungskompetenz fur das verwaltungsgerichtliche Ver- 
tahren geregelt (58. 68 1f VwGO). Hieraus folgt aber nicht, daß das Vorverfahren Teil des verwaltungsgerichtlichen 
Vertahrens ist Die Bestimmungen uber das Vorverfahren sınd - zwar als eine besondere Arı — ebenso wie andere Be- 

summungen uber das Verwaltungsverfahren dem materiellen Verwaltungsrecht zuzurechnen (Redeker/von Oertzen, 

Ver waltungsgetichtsordnung. $ 68 RdNr. 1, m.w.N.). 

Nach Auttassung der DSK ıst von einem anderen I osungsansatz auszugehen. Ebenso wıe beim Behorden- und Stellen- 

begriff des Bundes- und des I andesdatenschutrgesetzes kann es auch beim Sozialgesetzbuch nicht auf organısatorısche 

Gegebenheiten ankommın. Die Fınheit eınet Behorde oder Stelle wird vielmehr durch die Einheit der ubertragenen 

Funktion bestimmt (Mallınann Walz, Schutz der Sozıaldaten nach dem neuen Sozialgesetzbuch, NJW 1981, 1021: 

Normadressaten des Soralgesetzbuchs sind nicht dıe Körperschaften selbst oder bestimmte Organısationseinheiten 
dheser Körperschaften - beispielsweise das Sozialamt oder das Jugendamt -, sondern alle Stellen, die innerhalb eines 

Sorallerstungsvertahbrens eme bestimmnte Funktion wahrzunehmen haben. Dies kann, soweit Sossallerstungen 7 ıhlbaı 

vemacht werden, berspiechw erse eine Stadtkasse sein. Soweit in einem Vorvertihren nach der Verwaltungsgenichwsord 

nung und dem Ausfuhrungsgesetz hierzu Entscheidungsbetugnisse ubertragen sind und ein solches Voricertahren 
durchgetuhrt wırd, sınd es auch die Kreis- und Stadtrechtsausschusse 

Heraus folgt, daß die Ottenbarung von Sorıaldaten an die Rechtsausschusse nach $ 69 Abs. I Nr Terstei Halbsarz 

SGB N zulassıg ist 
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Das die Verhandlungen der Rechtsausschusse bestimmende Oftentlichkeitsprinzip kollidiert mit dem Anspruch des 

Betroffenen aut Wahrung des Sorıalgeheimnisses. Wahrend das Sozualgeheimnis allerdings Austiuß der grundgesetz 

lich geschutzten Personlichkeitsphare ıst. ıst das Oftentlichkeitsprinzip des verwaltungsbehordlichen Vorsertahrens 

= anders als ım Gerichtsserfahren — ın $ 16 AgVwGO lediglich durch einfaches Gesetz angeordnet. Der daraus abzu 

leitende Vorrang des Personlichkeitsschutzes fuhrt daher nach Auffassung der DSK notwendigerw erse zum Ausschluß 

der Offentlichkeit, wenn der Rechtsausschuß uber Sozialleistungsangelegenheiten verhandelt 

Datenschutz beı der Überweisung von Sozualhilfeleistungen 

Fs entspricht der auch ın Rheinland-Pfalz geubten Praxis von Sozıalleistungstragern, beı der Zahlung aut Bankkonten 

den genauen Verwendungsz weck anzugeben. Aut diese Weise werden personenbezogene Daten von Leistungstragern, 

die dem besonderen Sozialdatenschutz nach dem Sozialgesetzbuch unterliegen, an Kreditinstitute offenbart. 

In Presseberichten wurde diese Verfahrensweise hefug krıusiert. Sıe utfenbare, so wurde argumentiert, eınen bedenkli- 

chen Umgang mır den Daten von Sozıalhilfeempfangern. 

Diese Auftassung wurde von der DSK nicht vertreten. Sie kam nach eingehender Beratung und Gesprachen mit Praktı 

kern aus dem Sozıalleistungsbereich zu dem Ergebnis, daß ın vielen Fallen aut dıe genaue Angabe des Verwendungs- 

zwecks auf den Überweisungstragern nicht verzichtet werden kann. Eın Verzicht auf die Angabe des Verwendungs- 

zwecks ıst insbesondere dann nıcht angezeigt, wenn gleichzeitig Antrage auf Sozialleistungen gestellt werden. Bei Zah 

lungseingang muß der Empfanger klar und eindeutig erkennen konnen, um welche Leistungen es sich handelt. T erner 

war zu berucksichtigen, daß Sorıallesstungsempfanger ın geschaftlichen Angelegenheiten oft ungeubt und deshalb beı- 
spielsweise nicht ın der L ange sınd, einen aut die Angabe einer Bearbeitungsnummer beschrankten Hinweis auf eınem 
Überweisungstrager dem entsprechenden Leistungsbescheid zuzuordnen. 

Fın weiterer wichuger Grund tur die Beibehaltung der bisherigen Vertahrensweise liegt ın den Ptandungsbestimmun 
gen des Sozualgesetzbuchs. Da Sozialleistungen fur dıe Dauer von sieben Tagen seıt der Gutschrift der Überweisung 

unptandbar sınd ($ 55 SGB I), muß dıe Bank den Verwendungszweck dem Grunde nach kennen. Anderntalls konnte 

der gesetzliche Pfandungsschutz unterlaufen werden. 

Im Ergebnis hielt die DSK ın Übereinstimmung mıt der Landesregierung — vgl. Drs. 9/1771 — die Angabe des Verwen- 

dungszwecks bei der Bankuberw eısung fur erforderlich ım Sınne des $ 69 Ab» INr ISGBX. 

Gewährung von Sozialleistungen ohne Kenntnis der Betroffenen 

Fs hegt ın der Natu: der Sache, daß der Inanspruchnahme von Sozialleistungen eın umfangreiches Antragsvertahren 

vorausgeht. Dieses Antragsverfahren, so unangenehm und belastend es für den Betroftenen im Einzelfall sen mag, hat 

immerhin den unter Datenschutzgesichtspunkten positiven Aspekt, daß der Antragsteller um die Intensitat der Daten 
erhebung wer und nıcht zuletzt aufgrund der Offenbarungsrestriktionen des Soztalgesetzbuchs wenigstens noch ın 

groben Umrissen erkennen kann, wer welche Daten uber ıhn besitzt 

Daß sogar eine großere Gruppe von Personen ohne Antragstellung, ja ohne ıhr Wissen, zu Sozialleistungsempfangern 
werden kann, erscheint der DSK als berichtenswertes Kurıosum 

In Rheinland-Pfalz wurden bis Ende 1982 Sonderkindergarten und Tagesstatten fur Behinderte durch Mittelzuwersun- 

gen der Bezirksregierung insutuuonell gefordert (Fehlbedarfsabdeckung). In einem Verwaltungsstreitverfahren bean- 
standete das Verwaltungsgericht Neustadt/W diese Form der Hilfegewahrung. Fs vertrat dıe Auffassung, daß es sıch 

deı Artnach um Eingliederungshilte tur Behinderte handele, dıe son dem uberortlichen Sozıalhiltetrager, dem Landes- 

amt fur Jugend und Soziales, zu gewähren scı. 

Das Landesamt hielt es aufgrund det suzsalhilferechtlichen Besummungen fur ertorderlich, die Hılfegewahrung von 

der bisher praktizierten institutionellen I’orderung auf eine Hilfeleistung für den Einzelfall umzustellen. Um den mit 
de: Linzelbeantragung verbundenen erheblichen Aufwand fuı die Betroffenen, die dem Amt namentlich nıcht bekannt 

waren, und dıe leıstungsgewahrende Stelle zu vermeiden, wurden dıe Trager der Sonderkindergarten und Tagesstatten 

aufgefordert, die für dıe Bearbeitung erforderlichen personenbezogenen Daten unter Verwendung sog Iirstertassungs- 

blatter mitzuteilen. 

Dieses Verfahren hatte zur Folge, daß Betroftene, die bisher die Hilfe privater, wenn auch staatlıch geforderter Einrich 

tungen ın Anspruch nehmen, durch die I eıstungsumstellung unmittelbar zu Sozualhilfeempfangern wurden. Fine Be- 

scheiderteilung oder wenigstens eıne Benachrichtigung der Betroffenen war zunachst nicht vorgesehen
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Die DSK cthielt von den Vorgang zu einem Zeitpunkt Kenntnis, zu dem dıe Leistungsumstellung ım wesentlichen ab 
geschlossen wat Sie vertrat de Auffassung, daß durch die Datenubermittlung ım Rahmen der F rstertassung schutz 

wurd ge Belange des Betroffenen beeintrachtigt wurden ($ 24 BDSG ı und torderte eine nachtragliche Untersichtung, 
du Fiziehungsberechtigien 

Dieser Forderung kam das I andesamt — wenn auch mıt sechsmonatiger Verspatung nach 

Datenerhebung und -ubermitilung im Zusammenhang mit der Durchfuhrung des novellierten Bundeskinder- 
geldgesetzes 

Die einkommensabhangıge Minderung des Kındergeldes nach $ 10 Abs. 2 des Bundeskindergeldgesetzes (BKGG ı ın 
der durch Art. 13 des Haushaltsbegleitgeset/ 1983 novellierten Fassung macht es erforderlich, daß Kındergeldberech 
tigte, die tur ein zweites oder werteres Kınd nicht nur den Sockelbetrag beanspruchen, ıhre Einkommensserhaltnisse 

und ggt auch die des Fhegaticn gegenuber der fur sıe zustandıgen Kindergeldstelle darlegen. Zur Feststellung der An- 
spruchsvoraussetzungen tur das Jahr 1983 wurde eın Erklarungsvertahren durchgetührt, das sowohl bei dan Arbeıt-- 
amtern als auch bei den I estserzungsstellen fur den otfentlichen Dienst (Besoldungsstellen) zu datenschutzrechtlichen 
Problemen tuhrte 

%, Maßgebliche Beinessungswtundlage tur die Hohe des Kındergeldes ıst nach $ 10 Abs 2 BKGG das Jahreseinkom- 
men des Berechtigten und seines nıcht dauernd gerrennt lebenden Ehegatten. Als Jahreseinkommen gilt die Summı 

der erzichten positinen Finkunfte ım Sınne des $ 2 Abs. 1 und 2 des Einkommensteuergesetzes. Nur diese Summe 

harte ın dem durch Gemeinsames Rundschreiben des BMJT G und des BMI vom 17. Dezember 1982 eingetuhrten 
Erklarungsvordruck ertragt werden durfen. 

Demgegenuber wurde ın dem Vordruck eine Aufschlusselung vorgenommen nach Einkunttsarten und nach das 

Person des Berechtigten und des Fhegatten Damit sollte dem Betroftenen eıne Berechnungshilte gegeben und zu- 
gleich eine Prutung der Angaben ermöglicht werden. 

bs steht außer Frage, daß die Verwendung unterschiedlicher Fınkommensbegriffe bei der Beantragung staatlicher 

Leistungen Schwierigleiten bereiten und zu fehlerhaften Angaben fuhren kann Aus dieser Erkennrnis laßt sıch je - 

doch keine Berechtigung der Verwaltung ableıten, uber den vom Gesetzgeber zugelassenen Umfang hinaus Daten 
zuerhebin Find Berechnungshilfe hatte den Betroffenen auch auf cınem vom Fıklarungsvordruck losgelosten I or- 
mular zur Vertugung gestellt werden konnen 

Die DSK hat ın einer gemeinsamen Frklärung mit den Datenschutzbeauttragten eine den gesetzlichen Bestimmun 
gen entsprechende Datenerhebung gefordert und dıe Einfuhrung eines Verwaltungsvertahrens empfohlen, das cs 
den Finanzbehorden ermöglicht, das tur die Kındergeldberechnung maßgebliche Fınkommen ın einer besonderen 

Bescheinigung tur den Betrottenen auszuweisen 

b) Indem Erklarungsvordruck ıst ferner das zustandige Finanzamt und die Steuernummer anzugeben. Nach den kı- 
lauterungen sind diese Angaben ertorderlich, damıt spater mit Hilfe des zuständigen Finanzamtes die Angaben uber 
Finkunfte und abzugstahige Betrage uberpruft werden konnen. 

Zur rechtlichen Zulassigkeit dieses Prufverfahrens wird uberwiegend dıe Auffassung vertreten, daß dıe gehalts- 
bzw lohnzahlenden Stellen, soweit sie Aufgaben nach dem BKGG wahrnehmen, Sozialleıstungstrager sind. Das 

Sorsalgesetzbuch geht — deutlicher noch als die Datenschutzgesetze - von einem funktionsbezogenen Behorden- 

begrift aus. $21 Abs 4SGB X laßı demnach zu, daß die Finanzbehorden ın dem erforderlichen Umfange Auskunt- 
te uber ıhnen bekannte Finkommens- und Vermogensverhaltnisse erteilen. Unverhaltnismaßig ıst nach Auffassung 

der Datenschutzbeauttragten und der DSK indessen die generelle Überprufung der Einkommensverhaltnisse durch 

Vorlage des Eınkommiensteuerbescheides sowie der automatisierte oder hstenmaßıge Datenabgleich mıt den Fı- 
nanzamtern. Die Eınholung von Auskünften beı den Finanzämtern muß auf Einzelfälle oder Fallgruppen bı- 

schrankt bleiben, beı denen konkrete Anhaltspunkte fur Mißbrauch gegeben sınd oder Unstimmigkeiten vorliegen, 
die mıt dem Antragsteller nıcht geklart werden konnen. Es wırd daher gefordert, auf eine generelle Erhebung von 
Daten aus dem Steueivertahren (z B. Steuernummer) zu verzichten. 

ı) Die gehalts bzw lohnzahlunden Stellen der offentlichen Verwaltung haben bei der Frfullung von Autgaben nach 
dem Bundeskindergeldgesetz das Sorialgeheimnis zu wahren. Die Kındergelddaten unterlegen einer stiengen 
Zweckbindung, die cs verbietet, sie fur die Peisonalsachbearbeitung zu verwenden
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10.4 

Die DSK hat ıhre Rechtsauffassung dem Ministerium der Finanzen mitgeteilt. Ste geht davon aus, daß die Überprutung 

der einkommensabhangıgen Minderung des Kındergeldes kunfug ın einer den gesetzlichen Bestimmungen entspre 

chenden Weise durchgefuhrt wırd 

Offenbarung von Sozialdaten an den Internationalen Suchdienst Arolsen 

Der Internationale Suchdhenst Arolsen bemuht sich svstermausch um die Versollstandigung senner Intormatonssanım 

lungen uber Deutsche und Nichtdeutsche, die ın nationalsorıalsstischen Konzentrations- oder Arbeitslagern gefangen 

gehalten sowie Nichtdeutsche, die ım Zweiten Weltkrieg verschleppt wurden. Da ın der Vergangenheit eine große Zahl 

von Anfragen ehemals NS-Verfolgter mangels vorliegender Informationen nıcht bearbeitet werden konnte und von 

den Betroffenen haufıg keine naheren Anhaltspunkte für zielgerichtete Ermittlungen gegeben werden konnten, geht 

das Bestreben nunmehr dahın, Gesamtdatenbestande über den betroffenen Personenkreis von den Behorden zu uber- 

nehmen und mıt Hilfe dieser neuen Informationsbestande die Autklarungsarbeit zu intensivieren. 

Angesichts der sozialen und humanıtaren Zielsetzung wurde dem Internationalen Suchdienst von der Konferenz deı 

Datenschutzbeauftragten empfohlen, sich bei auftretenden Schwierigkeiten, ınsbesondere ım Zusammenhang mit deı 

Ubermittlung von Daten, an dıe Datenschutzinstitutionen zu wenden 

Die Übermittlung personenbezogener Daten an den Internationalen Suchdienst bereitete in solcben Fallen keine be- 

sonderen rechtlichen Probleme, in denen bei Anwendung der Datenschutzgesetze eine Abwagung zwischen den be- 

rechtigten Interessen dieser Institutionen und den schutzwurdigen Belangen der Betroffenen vorzunehmen ıst ($ ” 

1.DatG fur die Datenubermittlung durch Behörden und sonstige offentliche Stellen des Landes; $ 24 Abs. 1 BDSG fur 

Private). Anders ıst die Rechtslage freilich dann zu beurteilen, wenn bereichsspezifische Datenschutzregelungen anzu- 

wenden sınd, wıe sie B das Sorralgesetzbuch tur die Offenbarung von Sorsaldaten enthalt. 

Die DSK hatte sıch mıt einem Fall zu betassen, ın dem eine Ortskrankenkasse gebeten wurde, vorhandene Unterlagen 

uber auslandısche Personen, dıe wahrend des Krieges und ın der unmittelbar darauffolgenden Zeıt versichert wurden, 

zum Zweck der Antertigung von Kopien anden Internationalen Suchdienst zu ubermitteln. Diese Daten sind durch das 

Sorialgeheimnis ($ 35 SGB I) und die erganzenden Vorschriften der $$ 67 ff SGB X besonders geschützt. eıne Offenba 

rung ıstnur dann zulassıg, wenn der Betroffene eingewilligt hat oder wenn einer der abschließend autgetuhrten geyetz 

Iıchen Offenbarungstatbestande vorhegt. 

Die DSK vertrat in Überemstimmung mit der zuständigen obersten Aufsıchtsbehorde (Ministerium fur Soziales, Ge- 

sundheit und Umwelt) die Auffassung, daß eıne Offenbarung dann fur zulässig zu halten ıst, wenn der Internationale 

Suchdienst ım Einzeltalle ım Auftrag oder auf Antrag eınes Betroffenen tätig wırd, weılın dıesem Falle von eıner kon- 

kludenten Einwilligung ausgegangen werden kann. 

In Fallen, in denen der Internationale Suchdienst durch dıe Offenbarung eines Gesamtbestandes an Daten ın die Lage 

\ersetzt werden soll, seinen Aufgaben nachzukommen, kann ındessen das Vorhandensein eıner konkludenten kinwil- 

Iıgung nicht angenommmen werden Auch eine Offenbarung im Rahmen der Amtshilfe ($ 68 SGB X) kommt nıcht ın 

Betracht, da Amtshilte nur gegenuber Behorden geleistet werden kann und im ubrigen eın globales Auskunftsersuchen 

nicht mır dem Grundsatz zu vereinbaren ıst, daß Amtshilfe stets auf den Einzelfall bezogen ist 

Da die Anwendung anderer Offenbarungsbestimmungen des Sorsalgeserzbu« bs ın dem zur Stellungnahme vorgelegten 

Fall ausschied, war eıne Datenw eitergabe nıcht moglich 

Der geschilderte Fall zeigt beispielhaft die Schwächen des Enumerationsprinzips fur die Öffenbarung von Soziakdaten, 

dessen Anwendung zu L.rgebnissen fuhren kann, dıe nicht im Interesse der Betrotfenen legen. So sehr es zu begrußen 

ıst, daß der besonderen Empfindlichkeit von Daten aus dem Sozsalleistungsbereich durch enge, Generalklauseln weit- 

gehend vermeidende Oftenbarungsbesummungen Rechnung getragen wurde, so ist doch zu wunschen, daß die er- 

kannten Mangel durch cıne Gesetzesanderung ın nicht allzu ferner Zukunft beseitigt werden. Dabeı geht es nıcht nur 

um eine behutsame Erweiterung der Oftenbarungsmöglichkeiten, beispielsweise ın Fallen der geschilderten Art. Nicht 

minder wichtig ware eine Beschränkung nıcht erforderlicher Offenbarungen. soweit sıe nach der gegen wartigen Geset- 

zeslage durch dıe Fınwilligung der Betroffenen legitimiert werden können ($ 67 Nr. 1 SGBX) Damıt wurde der durch 

viele Beispiele belegbaren Erkenntnis Rechnung getragen, daß ın eınem Bereich, ın dem die Entscheidungen von Bu- 

horden für die Betroffenen von exıstentieller Bedeutung sein können, eıne Einwilligung als Offenbarungsv orausset- 

zung von zweıfelhaftem Wert ıst.
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19.5 Datenabgleich bei Leistungen nach dem BAföG 

In der Vergangenheit sind ın cıneı Reihe von Fallen Doppel- und gar Mehrfachzahlungen an die Bezieher von [ eıstun 

gen nach dem Bundesausbildungsforderungsgesetz (BAf6G) festgestellt worden. Um dıese mißbrauchliche Inan 

spruchnahme von Ausbildungstorderung unterbinden zu konnen, sollen die BAfoG-Datenbestande der ım Program- 

mierverbund zusammengeschlossenen Lander Baden-Wurttemberg, Bremen, Hessen, Niedersachsen, Nordrhein 

Westtalen, Rheinland-Ptalz, Saarland und Schleswig-Holstein untereinander ausgetauscht und maschinell abgeglichen 

werden. Der Abgleich soll dabeı auf einen Kurzdatensatz, der ledıglich dıe Personalien und die emptangenen Geldsum- 

men umtaßt, beschrankt werden und voraussichtlich eınmal ım Jahr mıt dem Dezember- Bestand beı der Hessischun 

Zentrale fur Datenverarbeitung durchgefuhrt werden. Die Auswertung des maschinellen Abgleiches soll sodann durch 

die zustandıge Aufsichtsbehorde erfolgen. Eine endgultige Entscheidung der obersten L.andesbehorden zu diesem x 

planten Vorhaben lıegt allerdings noch nicht vor. 

Die Überprüfung, ob Studenten unberechtigt 1 eıstungen nach dem Bundesausbildungsforderungsgesetz bezichen, ge- 

hort sıcherlich zu den gesetzlichen Aufgaben von Sozialleistungstragern. Angesichts der vıelfaltigen Mißbrauchsmog- 

lichkeiten und des ottensichtlich nicht unerheblichen Mißbrauchsumfanges ist die vorgesehene Übermittlung von Stu- 

dentendaten gemaß $69 Abs I Nr 1SGBX zulassıg. Es ist allerdings sicherzustellen, daft dıe Kurzbestandsbander 

und die ausgedruckten Listen Unbetugten nıcht zuganglich sınd. Nach Auswertung der ausgedruckten Listen sinddı 

se zudem zu vernichten und die hurzbesiandsbander zu loschen. Das Kultusministerium hat die Einhaltung dieser 91 

cherungsmaßnahmen zugesichert 

Bedenken bestehen nach \uttassung der DSK allerdings dagegen, auch Schulerdaten ın den landerubergreitenden Da 

tenabgleich sinzuberichen Angesichts der geringen Zahl der bisher ım Schulbereich festgestellten Doppelsahlungen 

erscheint es traglich, ab der alle BAtOG beriehenden Schuler umfassende Abgleich erforderlich ist Das Kulrusministe- 

num hat der DSK ımsowort mntgeteilt, daß vorerst der landerubergresfende Datenabgleich lediglich mıt den Bestanden 

im Hochschulbereich dunchgetuhrt werden soll. Ob eın länderubergreifender Abgleich beı Schulerdaten notwendız 

sei musse noch geprutt werden. Im Hinblick auf dıe auch beı Schulern festgestellten Doppelzahlungen erscheine alleı - 

dines cin Abgleich mnerhalb des Landes zweckmäßig. 

Di auch ein landesınterner Abgleich von BAfoG-Daten nur dann zulassıg ıst, wenn er ım Sinne des $69 Abs I Nr I 

SGB X erforderlich ıst, har die DSK das Kultusministertum insoweit um erganzende Intormauonen gebeten 

Datenschutz im Gesundheitswesen 

Gesundheitsverwaltung 

Die Diskussion um den Datenschutz ım Gesundheitswesen war ım Berichtszeitraum stark gepragt durch Problemstel- 

lungen ım Zusammenhang mıt Krebsregistern und Vorarbeiten an gesetzlichen Losungen. Mıt der öftentlichen Erorte- 

rung dieser Thematık und einer dadurch bewirkten Sensibilisierung mag es zusammenhangen, daß sıch die ISK — hau- 

tiger als ın den vorangegangenen Jahren — mıt Fıngaben zu befassen hatte, die den Datenschutz im Gesundheitswesen 

beraten. Ohne Anspruch aut eıne erschopfende Behandlung der außerordentlich schwierigen und vielschichtigen 

Rechtstragen werden nachtolgend einige Beispiele aus der taglichen Arbeıt der DSK dargestellt: 

a) In einer Eingabe wurde beklagt, daß eine Verbandsgemeindeverwaltung dem Antrag an das zustandıge Gesund- 

heıtsamt auf amtsarztliche Untersuchung eines Beamten auf Diensttahigkeit eine Liste der Krankheitstage ın den 

beiden vorangegangenen lahten beifugte. Der Beamte sah hierin eine unzulassige Datenubermittlung. 

Die DSK hat hierzu wie tolgt Stellung genommen: Auf Daten, die ein dıenst- oder arbeitsrechtliches Rechtsverhalt- 

nıs betreffen, sind nach $ 2 Abs. 3 LDaıG dıe entsprechenden Vorschriften des BDSG anzuwenden. $ 24 Abs 1 

Satz 2 dieses Gesetzes bestinimt, daß personenbezogene Daten, dıe eınem Berufs- oder besonderen Amtsgeheimnis 

unterliegen und dıe von einer zur Verschwiegenheit verpflichteten Person in Ausubung ihrer Berufs- oder Amts 

ptlicht ubermittelt worden und, von dem Empfanger nicht mehr weitergeben werden durfen. Die DSK hatte ındes- 

sen zu berucksichtigen, daß die Daten nıcht „von einer zur Verschwiegenheit verpflichteten Person in Ausübung 

ıhrer Berufs- oder Amtsptlicht“ an die Verbandsgemeindeverwaltung übermittelt, sondern von dieser selbst fesige- 

stelle ctaßt und gespeschent wurde Line Anwendung der speziellen Übermittlungsregelungen des $ 24 Abs 1 

Satz 2 BDSG konnte demzutolge nıcht ın Betracht kommen. Es stellt sich jedoch dıe weıtere Frage, 06 24 Abs I 

Satz 1 BDSG der Datenubermittlung entgegensteht 

Nach der zweiten Alternanve dieser Vorschrift ıst cine Datenubermuttlung nur ın dem erforderlichen Umtange und 

nur dann zulassıp, wenn die berechtigten Interessen der ubermittelnden Stellen, eınes Dritten oder der Allgemeın- 

heit die schutzw urdigen Belange der Betroffenen uberwiegen 

37
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Die DSK folgt der Auffassung des Gesundheitsamtes, daß die ubermittelten Daten ın dem speziellen Falle als Beur 

teilungshilfe tur die Untersuchung erforderlich waren Zwar war davon auszugehen, daß durch die Datenubermitt 

lung schutzwurdige Belange des Betroftenen beruhrt wurden: eine Abwagung mit den berechtigten Interessen des 

Dienstherrn fuhrte indessen zu dem Frgebnis, daß diese uberwiegen 

Auch dw Vorschritt des $ 203 Abs 2 StGB stand der Datenweirergabe nıcht entgegen 

Durch eine Eingabe erkielt die DSK Kenntnis von folgendem Sachverhalt- 

Der Leiter eines Gesundheitsamtes erstellte aut Ersuchen eines Arbeitsamtes ın Nebentatigkeit eın Gutachten uber 

das Vorliegen der gesundheitlichen Voraussetzungen fur eıne Umschulungsmaßnahme. Eine Durchschrift dieses 

Gutachtens wurd» zu den Akten des Gesundheitsamtes genommen und verblieb dort auch nach Eintritt des Gut- 

achters ın den Ruhestand. 

Die DSK hielt die Einbeziehung des Gutachtens in die amtliche Aktensammlung des Gesundheitsamtes nıcht fur 

zulässig, denn die Verwaltung ıst auch dann, wenn dıe formalen Anwendungsvoraussetzungen fur die Daten 

schutzgesetze nıcht vorliegen, gehindert, alle Informationen zu sammeln und aufzubewahren deren sıe ın ırgendeı- 

ner Weise habhatt wird. Das Erheben, Sammeln und Übermitteln medizinischer Daten ist nur aufgrund einer ge- 

setzlichen Ermächtigung — die fur diesen Fall nıcht existierte - oder mit Einwilligung des Betroffenen zulassig 

Von einer konkludenten Einwilligung zur Einbeziehung privat ersteilter Gutachten ın amtliche Aktensammlungen 

konnte nıcht ausgegangen werden. 

Die Hınterlassung des von dem Amtsarzt in Nebentatigkeit erstellten Gutachtes an den Amtsnachfolger waı un 

Hınblick auf $ 203 StGB nıchr zulassig, denn dıe Schweigepflicht des Arztes besteht auch gegenuber Kollegen, die 

der Betroffene nıcht konsultierte. 

Das Ministerium fur Sorıales, Gesundheit und Umwelt hat aufgrund deı Stellungnahme der DSK durch einen 

Runde: laß bestimmt: 

1. Personen, die prıyatın Nebentätigkeit begutachtet werden, durfen nicht ın der Zentralkarteı des Gesundheits- 

amtes regıstriert werden. 

2 Personenbezogene Unterlagen aus der nıchtamtlichen Begutachtung mussen ın der personlichen Obhut des be- 

gutachtenden Arztes verbleiben und dürfen nıcht gemeinsam mıt amılıchen Unterlagen ım Gesundheitsamt 

aufgehoben werden. 

3. Unterlagen aus der nıchtamtlichen Begutachtung durfen nıcht ohne Zustimmung des Untersuchten fur die 

amtliche Begutachtung beigezogen werden. Entsprechende gılt für Unterlagen aus der amtlichen Beyutach- 

tung tur Zwecke der nıchtamtlichen Begutachtung. 

Damıt ıst dem Anlıegen der DSK Rechnung getragen 

In Eingaben an die DSK wurde wiederholt dıe nach Auffassung der Betroffenen zu weitgehende Mitteilung son An 

amnese- und Befunddaten bei der Erstellung von Gesundheitszeugnissen beanstandet. 

Das Ministerium tur Soziales, Gesundheit und Umwelt hat sıch als oberste Fachaufsichtsbehorde über die Gesund- 

heitsverwaltung der Auffassung der DSK abgeschlossen, daß auch dıe Amtsärzte grundsatzlich der strafrechtlichen 

Schweigepflicht nach $ 203 StGB unterliegen. Aus der Anwendung dieser Vorschrift folgt, daß eın Amtsarzt, der 

die Untersuchung eınes Angehorıgen des offentlichen Dienstes oder eines Stellenbewerbers zu dienstlichen Zwek- 

ken vornımmt, nur durch eine ausdrucklich erteilte oder stillschweigend erklarte Entbindung von der arztlichen 
Schweigepflicht legitimiert seın kann, medizinische Daten an den Dienstherrn weiterzugeben. 

In Übereinstimmung mit der som Hessischen Landesbeauftragten für den Datenschutz in dieser Frage vertretenen 

Auffassung geht die DSK davon aus, daß eın Bediensteter, der den Amtsarzt zu einer Untersuchung ım dienstlichen 

Interesse aufsucht, hiermit ın der Regel die stillschweigende Einwilligung ın dıe anschließende Datenubennittlung 

erteilt. Diese Einwilligung ın die Datenubermittlung reicht indessen nur soweit, wie eine Erforderlichkeit ım Zu- 

sammenhang mit dem konkreten Untersuchungszweck fur den Betroftenen erkennbar ist. Der Amtsarzt daıt 

grundsatzlich nur diejenigen gesundheitlichen Angaben weitergeben, dıe der Drenstherr ım konkreten Einzelfälle 

unbedingt benotigt.
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11,2 

Nach amtsarztlichen Überprüfungen anlaßlıch von Personalvorgängen (z. B. Einstellung, Beforderung) wırd ın der 

Regel die Übermittlung des Frgebnisses der Untersuchung — ohne Details der Anamnese und Diagnose — an die 
Dienstbehorde ausreichen 

Die DSR geht davon aus, daß die von ıhr vertretene Rechtsauffassung beı der Neufassung der Verwaltungsvor- 
schritten (gl. Tr 11.23 berucksichugt wırd. 

d} Kine Anfrage an die DSK betraf die Aufbewahrung der Schulgesundheitskarteı Im konkreten Falle beabsichtigte 
.ın Gesundheitsamt, die Kartei ın verschlossenem Umschlag der Schule zur Aufbewahrung zu uberlassen 

Nahere Besuummungen uber die Fuhrung und Aufbewahrung der Schulgesundheitskarteı enthalt Nummer I{I 7 der 

Rıchtlinien fur die Durchtuhrung deı Schulgesundheitspflege vom 3. Oktober 1966. Danach ıst die Schulgesund 
heitskarte unter Wahrung d«s arztlichen Berufsgeheimnisses ın einer besonderen Schulgesundheitskarteı des Ge- 
sundheitsamtes autzubewahren und beı Schufw echsel an das zuständige Gesundhestsamt abzugeben. 

Fın verblesb der Schulgesundheitskarten — auch ın verschlossenen Umschlagen - ın der Schule ıst demzufolge un- 
zulassıg 

In diesem Zusammenh ing stellt sich dıe weıtere Frage, ob zur Weitergabe der Untersuchungseigebnisse des schul 

arztlichen Dienstes an die Schule die Einwilligung der Erziehungsberechtigten erforderlich ıst 

Bei ıhrer Stellungnahme hatte die DSK zu berücksichtigen, daß eine vom öffentlichen Dienstrecht abweichende 

rechtliche Beurteilung Platz greifen muß, weil $ 52 Abs. 2 des Schulgesetzes für Kınder, Jugendliche und Heran- 
wachsende eine Verptlichtung begrundet, sıch zur Vorbereitung schulischer Maßnahmen und Entscheidungen 

schularztiich, schulpsı chologisch und sonderpadagogisch untersuchen zu lassen. Sıe kam zu dem Frgebnis. daß 
unabhangig von der Finwilligung der Betroftenen oder Sorgeberechtigten eine durch das Erforderlichkeitsprinzip 
inhaltlıch begrenzte Ottenbarungsbefugnis gegenuber der Schule besteht. 

Gesundheitsdaten in Personalakten 

Die Regelungen uber die Fuhrung der Personalakten offentlicher Bediensteter zählen zum offentlichen Dienstrecht, 
stellen aber gleichzeitig bei eichsspezifische Vorschriften uber den Datenschutz („Personaldatenrecht“) dar. Aus Kreı- 
sen der Datenschutzbeauttragten ıst daher in der Vergangenheit bereits auf die Notwendigkeit einer grundlegenden Re- 
form dieses Rechtsgebiets hingewiesen worden. 

Einer Anregung der DSK tolgend, hat dıe Landesregierung unter der Federführung des Ministeriums fur Soziales, Ge- 
sundheit und Umwelt vor nunmehr fast zwei Jahren begonnen, die Verwaltungsvorschriften grundlegend zu uberar- 
beiten. Ein Schwerpunkt bilder dıe Behandlung medizinischer Daten, deren Schutzbedurftigkeit auch das Landes- 
datenschutzgesetz Rheinland-Pfalz in besonderer Weise Rechnung tragt. 

In Anlehnung an entsprechende Regelungen in Bayern und Hessen soll mır Hilfe eines entsprechend zu entwerfenden 

Formblattes fur die den Anstellungsbehorden zu ubersendenden amtsärztlichen Zeugnisse der Gesundheitsamter sı- 
ıhergestellt werden, daß nur diejenigen Daten übermittelt werden, die die fur die zu treffenden personalrechtlichen 
Entscheidungen unbedingt erforderlichen Fakten enthalten (sog. „verkürzte Gesundheitszeugnisse“). Sind wegen be- 

sonderer dienstlicher Anforderungen an die Gesundheit weitere Angaben erforderlich, wie z. B. bei Feuerwehr, Polhı- 

zer, Vermessungsdienst, sınd diese zusatzlich in die Gesundheitszeugnisse aufzunehmen. Auch hier ıst die Grenze der 

Ertorderlichkeit ım Hınblıck auf die zu tretfenden Entscheidungen zu beachten. 

Aus den weiteren Vorschlagen der DSK seien noch folgende genannt: 

I Bei der Übersendung von Personalakten an den Landespersonalausschuß sollten diejenigen Teile ausgenommen 
werden, die sıch auf medizinische Daten der Betroffenen beziehen. Die entsprechende Verwaltungsvorschrift ware 

zu andern 

2 Beide Übersendung von Personalakten im dienstlichen Interesse ıst fur jeden Einzelfall eine Prufung vorzusehen, 

ob. die Übersendung von bestimmten Teilen fur den vorgesehenen Zweck ausreicht. 

3. In Fallen, ın denen den betrottenen Bediensteten dıe Einsichtnahme ın arztliche Gutachten aufgrund der Fursorge- 
pflicht Jdes Dienstherrn verweigert werden soll, ıst der begutachtende Arzt einzuschalten und der Bedienstete an 
diesen zuerwessen Der hier zum Ausdruck kommende Rechtsgedanke entspricht eıner Regelung des I andesda 
tenschutzgesetzes im Rahmen des Auskunftsanspruchs des Burgers ($ 12 Abs. 4). 
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4) 

4 Die Regelung, nach de: Personalakten ausgeschiedener Bediensteter nach Ablauf von dreißig Jahren nach Übergabe 

an die Archıvverwaltung nıcht mehr vertraulich behandelt werden sollen, ıstin der Weise zu prazisieren. daß nicht 

etwa ım Umkehrschluß angenommen werden kann, dıe Akten seien dann ohne werteres jedermann zuganglıch 

Datenschutz im Bereich der medizinischen Forschung 

Die DSK hat sich ın ıhrem 8 Tatıgkensbericht austuhrlich mıt Problemen aus dem Bereich Datenschutz in Kissen 

schaft und Forschung befaßt und darauf hingewiesen, daß $ 25 1.DatG verschiedene Möglichkeiten eroftnet, das zwı 

schen dem grundgesetzlich geschützten Persönlichkeitsrecht und der grundgeset/lich gew ahrleisteten T orschungstrei 

heit bestehende Spannungsverhaltnis auszugleichen: 

— Anonymisierung der zu verarbeitenden Daten, 

-  Finholung der Einwilligung der Betroffenen, 

- Verarbeitung nıchtsensibler Daten. 

Nach Auffassung der DSK kommt der Einwilligung der Betroffenen ım Bereich der medizinischen Forschung verstark- 

te Bedeutung zu. Personenbezogene medizinische Daten unterliegen einem umfassenden gesetzlichen Schutz. deru a 

ın dem das Arztgeheimnis schützenden $ 203 StGB, ın $ 35 SGB 1, $$ 67 ff. SGB X sowie in den $$6 Abs 3,7 Abs. 6 

und 12 Abs. 41DatG zum Ausdruck kommt. In diesen Vorschriften nimmt die Einwilligung des Patienten eıne zentra- 

le Stellung eın. Dies weist daraufhin, daß dıe Verarbeitung personenbezogener medizinischer Daten ın der Regel mit eı- 

ner Beeinträchtigung seiner schutzwürdıgen Belange verbunden ist. Auch im Rahmen der Forschungsklausel des $ 25 

Abs. 1 LDatG wırd daher auf eıne Einwilligung der Patienten grundsätzlich nıcht verzichtet werden können. Dies ent- 

spricht der in $ 2 Abs. 6. der Berufsordnung fur die Ärzte in Rheinland-Pfalz enthaltenen Regelung, derzutolge Tatsa- 

‚hen und Befunde, dıe der arztlichen Schweigepflicht unterliegen, zum Zwecke der Forschung und Lehre Dritten nut 

mitgeteilt werden durten, wenn dabei die Anonymitat des Patienten gesichert ist oder dieser ausdrucklich zustimmt 

Die DSK nimmt zur Kenntnis, daß u. a. auch der Wissenschaftliche Beirat der Bundesarztckammer und dıe Arztekam- 

mer Rheinland-Pfalz fur eine restriktive Regelung bei der Verarbeitung personenbezogener Daten ın der medizinischen 

Forschung eintreten und die Zustimmung der betroffenen Patienten oder Probanden für die Verarbeitung ıhrer Daten 

getordert haben. Die grundlegende Bedeutung der datenschutzrechtlichen Einwilligung ım Bereich der medizinischen 

Torschung wırd auch von den betroffenen Wissenschaftlern selbst anerkannt. Die DSK hat in den letzten Jahren insbe- 

sondere beim Institut fur medizinische Statistik und Dokumentation der Universitatskliniken Main/ eine große 

Kooperatonsbereitschaft feststellen können 

Die Einwilligungsproblematik war zudem Gegenstand eines Berichts der Landesregierung zum latenschutz im Be- 

reich der Medızin (vgl LT-Drs. 92504). In diesem Bericht wird die Auffassung der DSK bekräftigt, daß nach der ge- 

genwärtig geltenden Rechtslage auf eine Einwilligung auch dann nicht verzichtet werden kann, wenn deren Einholung 

zu einer Gefährdung des Forschungsziels führen würde. 

Der Bericht der Landesregierung zum Datenschutz im Bereich der Medızın beruht aut eınem einstimmig getaßten Be- 

schluß des Landtags som 25 Februar 1982, in dem die Landesregierung entspiechend eınem Antrag der Frakuon der 

CDU gebeten worden ist zu prüfen, ob in Rheinland-Pfalz die geltenden datenschutzrechtlichen Bestimmungen so- 

wohl dem Schutz des Patienten als auch den Erfordernissen der medizinischen Forschung in ausreichendem Umfange 

Rechnung tragen und ob sıe gesetzgeberische Maßnahmen ın diesem Bereich für notwendig und zulassig hält. Die Lan- 

desregierung kommt ın ıhrer Stellungnahme zu folgendem Ergebnis: 

„Da dıe ın Rhemland-Pfalz geltenden datenschutzrechtlichen Besummungen dem Schutz des Patienten ausreichend 

Rechnung tragen, halt die Landesregierung gesetzgeberische Maßnahmen zur Zeit ın Rheinland-Pfalz nıcht tur not- 

wendig. Die geltenden datenschutzrechtlichen Bestimmungen sind nach Ansıcht der Landesregierung daruber hınaus 

grundsatzlich geeignet, den zwischen den Erfordernissen der medizinischen Forschung und dem Recht des Patienten 

auf Wahrung seiner Privatsphare bestehenden Zielkonflikt sachgerecht zu lösen. Gesetzgeberische Maßnahmen, ınsbe- 

sondere uber den $ 25 1.DatG hın uusgehende bereichsspezifische Regelungen für die medizinische Forschung, halt sıe 

ın Rheinland-Pfalz derzeit ebenfalls nıcht fur erforderlich. Eine behutsame Fortentwicklung erscheint allenfalls auf der 

Grundlage des $ 3 a des Entwurfs eınes Gesetzes zur Anderung des Bundesdatenschutrgesetzes denkbar. Insoweit 

bleibi die Novellierung des Bundesdatenschutzgesetzes abzuwarten.“ 

Die DSK stimmt der Beurteilung des $ 25 LDatG zu Sie geht insbesondere davon aus, daß eine gesetzliche Durchbre- 

chung bestehender Berufs- und Amtsgeheimnisse nicht mit dem grundgesetzlich geschutzten Persönlichkeitsrecht der 

Betroffenen zu vereinbaren ıst.
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11.4 Krebsregistergesetz 

Im Vittelpunkt der Diskussion uber die Errichtung von Krebsregistern und den Ertaß son entsprechenden Gesetzen 
standen ım Berichtszeitraum die sog epidemiologischen Krebsregister. Diese Register dienen ın erster Linie or 
schungszwecken und sind darüber hınaus dadurch gekennzeichnet, daß sıe zur Darstellung der geographischen V erteı 
lung der Krankheitsfalle aut eines Sammlung von moglichst allen krebskranken Patienten aufbauen Davon sind ınsbe- 
sondere die klinischen Krebsregister zu unterscheiden, dıe insbesondere an onkotogischen Schwerpunktkrankenhau 
sern errichtet werden und prımar diagnostischen und therapeutischen Zwecken dienen. Die unterschiedliche Konzep 
tion dieser Regısterarten ıst auch ın datenschutzrechtlicher Hinsicht bedeutsam: 

Bereits in ihrem 7 Taugkeitsbericht T7. 7.6 hat die DSK die Auffassung vertreten, daß die Fuhrung regionaler epide 
miologischer Krebsregister ohne gesetzliche Grundlage nıcht zulassıg seı 

In der Zwischenzeit haben sıch die Datenschutzbeauftragten des Bundes und der Lander mıt den aktuellen Bestrebun 
gen zur Schaffung einer gesetzlichen Grundlage fur Krebsregister befaßt und dazu folgende Stellungnahme beschlos 
sen 

U Die Datenschurzbx zuferigten erkennen die gesundheitspohtsche Bedeutung der medizinischen Torsenung. insbesondere im 
Zusammenhang mir der Bekamptung von Krebserkrankungen, an Es entspricht ihrer gesetzlichen Autg ıbe, auch ın diem 
Bereich tur die Wahrung der schutzw urdıgen Belange der Patienten einzutreten Ihre Bedenken und Vorschläge zuten dıhcı 
tusschließhch dar ut ab die Freihen der Forschung ın ein ausgewogenes und rechtlich abgesichertes Verhaltnis zu dan 
srundrechthun geschutzien Belangen der Betroffenen zu bringen Se gehen davon aus, daß es moglich ıst, Regelungen zu ti, 
den, die den I 1tordermissen der Forschung wıe auch des Schutzes der Individualsphare gereiht werden Die vielfach zeauße 
te pauschale Behauptung, der Datenschutz behindere die Krebsforschung, wersen sie als unbegrunder zurunk 

2° Fsasenichtdie Autgabe der Datenschutzbeauftragten, Sınn und Nutzen von Arebsregistern zu beurteilen Sic warnen abuı 
nachdrucklch vor der Getahr, daß die Gesetzgebung zum Krebsregister cın erster Schritt zur Errichtung emer Vielzahl 
anderer Epidermologteregister werden konnte In diesem Zusammenhang weisen sıe darauf hın, daß auch aus Kreisen der 

Arzteschaft erhebli.he Zweitel am Nutzen medchzinischer Register geaußert werden, woraus sıch Zweitel an der I ıtorderlich- 
keıt derartiger Register ableiten lassen Sıe appelheren an die medizinische Forschung, starker als bisher den bereits vorhande 
nen Forschungsstand zuı Anonymisterung personenbezogener Daten zu nutzen und sich vordringlich um die Wenterent 
wicklung von Anonvnusierungs- und Aggregationsmethoden zu bemuhen Diese methodischen Überlegungen konnen ni 
senthch dazu beit ıgen, Probleme, die sich durch die arzthiche Schweigepflicht und den Datenschutz ergeben, gar nicht erst 
aufkommen zu lassen 

3 Tur den Fall de pohtischen Fnescheidung ın den I andern zugunsten der Schattung von Krebsregistern halten sie cs tut nor 
wendig, daß du Frrichtung, Ausgestaltung und Nutzung von Krebsregistern ın einem speziellen Gesetz geregelt werden Die 
Wesenthchkei des Fingrifts ın Grundrechtspositionen der Berroftenen ıst nur durch cin Gesetz zu legumteren, das die nach 
folgenden Grundsatee beachter (vgl unten 4). Dabeı wırd davun ausgegangen, daß cs sich um eın Register zur Frtassung der 
Anzahl der Neuerkrankungen (Inzidenzregister) bzw der Anzahl erkrankter Personen (Pravalenzregister) handeln wırd 

Fine ım Any endungsbercich unbestimmte allgemeine Rahmenregelung fur die medizinische Forschung ın cınem Landesda 
tenschutzgesetz, die derzent um Vordergrund baden-wurttembergischer Überlegungen steht, lehnen die Datenschurzbeaut- 
tragten daher — auch aus verfassungsiechtlichen Bedenken - ab. 

  

ich Auffassung der Datenschurzbeauttragten muß ein Krebsregistergesetz zumindest die folgenden Prinzipien beruchsich 
ugen 

U Die Meldung von Patientenulaten mıt Personenbezug an das Krebsregister bedarf grundsatzlich der Einwilligung des 
Betroffenen (bzw der Entbindung von der arztlichen Schweigepflicht). Nur ausnahmsweise kann die Meldung auch 
ohne Einwilligung des Panenten erfolgen, und zwar wenn sıe fur die Zwecke des Krebsregisters nachweisbar norwendig 
ıst und dem Pauienten dadurch, daß ıhm die Art seiner Fıkrankung bekannt wırd, gesundheithche Nachteile entstehen 

konnen Soweit weder cn solcher Ausnahmefall noch eine Einwilligung vorhegt. unterbleiben Meldungen an das Regı- 
ster Der zulassıge Umtang der Einwlhgung sst in Gesetz testzulegen 

2 Der gleiche Grundsurz gilt fur die weitere Übermittlung durch dıs Arebsregister an andere Forschunesemic htungen, 
fur sie ssteine besondere Finy ıllıgung erforderlich, wenn die Daten nicht m aggroperter oder anonymisierter Tom wcı 
tergegeben werden Fur diese Übernuttlung ıst entsprechend der Regelung uber die Forschung mit Soziahlaten um 
Genehmgungsvertahren vorzuschen Fine nochmahge Übermittlung durch die Lorschungseinrichtung an Dritte ıstun 
zuhssıg. 

4
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3 Der Gexetzeszwcck, die Aufsaben des Krebsiegisters. seine Rechtstorm und mstitutionelle Ausgestaltung sind ın 

Gesetz festzulegen Im Interesse uiner wirksamen Autucht sollte das Krebsregister ın offenthch rechtlicher Triyar 

schaft getuhrt werden 

4 Der Kreis derjemgen Institutionen, die zu Forschungszwecken personenbezogene Daten des Arebstegivers ırhalter 

konnen. sollte ın der Were beschrankt werden, daß die ausschließhiche Verwendung zu Forschungszwerkengen ahık 

sterise 

Der in den Statstikgesetzen verankerte Grundsatz der Zw eckbindung muß auch fur die im Krebsregister gespeicherten 

Piren gelten 

Im übrigen sollte gepruft werden, ob ein geserzhches Verbot eıngeluhrt w erden sollte, vom Betrottenen eine Beschein 

gung uber den Inhalt der ım Krebstegsster gespeicherten Daten zu verlangen Fın solches Verbot konn verhindern 

daß potenvelle Arbeitgeber oder sunsuge Vertragspaitner vom Betroffenen die Vorlage einer Art Negatıs irtest des 

Krebsregnters fordern 

& Fine Verknuptung mit anderen Datenbanken ıst unzulassıg 

7 Die Aufbewahrung personenbezogener Daten ben Arebsregister ıst zu betristen Pauientendaten sind tußerdem zu 

loschen, wenn sie nicht mehr benotigt werden 

8 Jeder Betrottene hat Anspruch auf Auskunft uber die zu seiner Person gespeicherten Daten aus dem Krebsregnter Dies 

gilt auch tur Pauienten, die uber die Meldung nıcht informiert worden sind Fresprechend der Regelung tur Sozıaldater 

ın $ 25 SGB \ kann beı Gefahr fur die Gesundheit des Patienten die Auskunft - vermittelt durch eınea Arzt erterlt 

werden 

Der von der „Großen Krebskonferenz“ vorgelegte und vom Bundesminister tur Jugend, Fannlie und Gesundheit den 
Gesundheitsministern und -senatoren der Länder übermittelte Musterentwurf fur eın Landes-Krebsregistergeserz 

berucksichtigt diesen Beschluß in wesentlichen Punkten nicht Entgegen der Forderung der Datenschutzbeauttragten 
soll die Erhebung von Patientendaten ın personenbezogener Form auch ohne Einwilligung der betroffenen Patienten 

fur zulassig erklart werden und dıe weitere Übermittlung durch das Krebsregister an andere Forschungseinrichtungen 

in personenbezogener Form auch ohne Einwilligung der Betroffenen möglich sein 

Der Mustergesetzentwurt ıst in den vergangenen Monaten ın einzelnen Bundeslandern ausführlich diskutiert worden 
In Hessen ıst eın Gesetzentwurf, der dem Musterentwurt des Bundes ım wesentlichen folgte, zuruckgezogen worden 

Auch dıe Landesregierung Rheinland-Pfalz hat sıch mit der Notwendigkeit flachendeckender epidemiologischer 

Krebsregister befaßt Dabei hat sıe die Auffassung vertreten, daß dıe bestehenden klinischen Krebsregister jedenfalls 
zum gegenwartigen Zeitpunkt ausreichende Möglichkeiten der Krebsbekampfung bieten wurden (vgl. Drs. 9,2358) 
Zugleich hat sıe aber darauf hingewiesen, daß auch in Rheinland-Pfalz der Erlaß eines Krebsregistergesetzes zu.erwa- 

gen sei, wenn die derzeit geführte Diskussion ergäbe, daß regionale epidemiologische Datensammlungen sur wırksa- 

men Erforschung der Ursachen von Krebserkrankungen ın besonderem Maße geeignet seien 

Mit den klinischen Krebsregistern hat sıch die DSK im Rahmen eıner Anmeldung durch das Tumorzentrum e. V 

Maınz befaßt. Diese Anmeldung betraf die „Errichtung eines klinischen Krebsregisters fur die onkologischen Schwer- 
punktkrankenhauser des I andes Rheinland-Pfalz“. Danach ist der Aufbau eines klinischen Krebsregisters tur alle on 
kologischen Schwerpunktkrankenhauser ın der Weise vorgesehen, daß die medizinischen Daten dezentral von den eın- 

zelnen klinischen Finrichtungen erhoben werden um zentral durch das Tumorzentrum Maınz gespeichert und verar- 
beitet zu werden. Die beim Tumorzentrum eingehenden Primärdaten werden dort aufbereitet, gespeichert und verar- 

beitet. Die meldende klinische Einrichtung erhalt sodann eine nach Zeıt und Diagnose strukturierte Übersicht der cıge 
nen Patientendaten Auf Anforderung werden statistische Auswertungen zu speziellen medizinischen Fragen erstellt, 

dubeı hat jedoch jede behandelnde Einrichtung nur den Zugriff zu den eigenen Patientendaten. 

Die betroffenen Patienten werden von der Übermittlung ıhrer Daten an das Tumorzentrum informiert Die dort rorge- 

nommene Datenverarbeitung erfolgt mit ihrer Einwilligung. 

Pie von den Patienten zu unterzeichnende Eınwilligungserklarung hat folgenden Wortlaut: 

„In dem Bemuhen, dıe Behandlungsmethoden Ihrer Krankheit standıg zu verbessern, hat sıch unsere Klınık mut ande 

ren zusammengeschlossen, um moglichst viele und genaue medızinische Befunde aus den einzelnen Krankheitsverlau-
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ten zu dokumentieren, zu speichern und auszuwerten Die Speicherung und Auswertung erfolgt ım Tumor zentrum 
Mainz in Zusammenarbent mitder klinischen Datenzentrale des Universitatsklinıkums Mainz. Ziel istes, dis so erkanı 
ten Verbesserungen ın der Behandlung der Krankheit moglichst schnell vielen Patienten zugute kommen zu lassen 
Auch Ihre Behandlung w.ırd dem Arzt durch eine übersichtliche Betundspeicherung erleichtert. Um die medizinischen 
Betunde ım Verlauf zu erfassen. ıst es notwendig, sıe ın personenbezogener Form zu speichern Die Auswertung vi- 
tolgt unter voller Wahrung der arztlichen Schweigepflicht und des Datenschutzes. Veroffentlichungen von Frgebnis 
sen werden so ertolgen, daß jeglicher Ruckschluß aut eine Einzelperson ausgeschlossen ıst.“ 

Die DSR geht mit der Landesregierung davon aus, daß klinische Krebsregister grundsatzlich auf der Basıs von Vertia- 
gen und Verembarungen. die msbesondere die intormierte Finwilligung von Patienten zum Inhalt haben, geführt wer 
den konnen. Aus diesem Grunde bestanden auch gegen das Dokumentationsvorhaben des Tumorzentrums keine di 
tenschutzrechtlichen Bedenken 

Hinweise auf das Vorliegen von Suchtkrankheiten in Rundschreiben der Kassenärztlichen Vereinigungen 

Den Kassenarztlichen Vereinigungen werden nicht selten Patienten namentlich bekannt — ın den meisten Fallen von 
medergelassenen Arzten mitgeteilt - „ bei denen der hinreichende Verdacht besteht, daß sie durch Tauschung deı Arzte 
Rezepte, die dem Betaubungsmittelgesetz unterliegen, erschleichen. Fine Kassenarztliche Vereinigung tragte bei der 
DSK an, ob es zulassıg sen, aut das Vorliegen von Suchtkrankheiten dieser Patienten ın Rundschreiben hınzus eisen und 
aut chese Weise die \litgleulsaızte zu warnen 

ls desteht eine Konuollzustandigkeit der DSK fur die Kassenarztlichen Vereinigungen ın der Rechtstorm einer kor 5 8 
peischatt des oftentlichen Rechts. 

Rechtsgrundlage fur die Aufgapenzuw cısung an die Kassenarztlichen Vereinigungen ıst $368RVO. Die R\ O wieder 
um giltnach Art. 2,51 NT 4GB Ibis zu ihrer Einordnung ın das Sozialgesetzbuch als besonderer Teil dieses Gesetz 
buchs Demzufolge sind die von den Kassenarztlichen Vereinigungen zu verarbeitenden Daten durch das Sorialge- 
hemmnıs (535 SGB D) geschützt Dies bedeutet, daß Einzelangaben uber personliche und sachliche Verhältnisse (perso- 
nunbezogene Daten! auch von den Kassenarztlichen Vereinigungen als Sozıalgeheimnis gewahrt und nıcht unbetugt ot 
tenbart werden durten Betuge stnur die Offenbarung unter den Voraussetzungen der $$ 67 bis 77 SGB \ 

Von Bedeutung ıst insbesondere $ 76 SGB X, der eine Offenbarung personenbezogener Daten, die eincı der ın $ 35 
SGB I genannten Stellen von einem Arzt oder einer anderen ın $ 203 Abs. I und 3 StGB genannten Person zuganglich 
gemacht werden, nur unter den Voraussetzungen zuläßt, unter denen diese Person selbst offenbarungsbetugt warı 
Dieser sog. verlangerte Gcheimnisschutz tordert die Anwendung der Vorschriften uber das Arztgeheimnis auch bei dei 
Datenverarbeitung dusch die Kassenarztlishen Vereinigungen. 

Im konkreten Falle bedeutet dies, daß die Benennung von Personen, bei denen der Verdacht eines Opiatemißbrauchs 

besteht, ın Rundschreiben der Kassenarztlichen Vereinigungen nur nach den Vorschriften uber das Arztgeheimnis zu 
lasııg ıst 

Anerkannt ıst, daß eın Arzı ein ıhm anvertrautes Geheimnis preisgeben darf, wenn der Patient seine Eins ıllıgung 

auch mußtmaßlıch oder konkludent — erteilt oder wenn gesetzliche Bestimmungen dıe Offenbarung des Geheimnussı s 
vorschreiben (beispielsweise Bundesseuchengeset>) Beide Zulassigkeitsv oraussetzungen liegen nıcht vor 

Darüber hinaus kann such die Befugnis zur Offenbarung eines Geheimnisses aber auch aus den Grundsatzen dei 
Rechtsguterabw agung unter Berücksichtigung des Verhaltnısmaßigkeitsgrundsatzes ergeben So kann ein Arzt berech 
tügt sein, che Schweigepflicht zu brechen, wenn dies zur Wahrung eines hoherweruigen Rechtsgutes erforderlich ıst und 
der Widerstreit der rechtlich geschutzten Guter nur durch die Preisgabe des einen und nıcht auf andere % eise gelosı 
werden kann «BGH, NW 68. 2290). 

Auch de arztliche Berufsordnung laßt eine Offenbarung zum Schutze emes hoheren Rechtsgutes zu ($ 2 Abs +, 

Soastder Vorrang hoherwertmzer Interessen beispielsweise anerkannt, wenn cın Patient mit einem Krafttahtzeug anı 

Strißemverkehr teilnimmt, obwohler wegen seiner Frkrankung nicht mehr fahıg ıst, ein Kraftfahrzeug zu fuhren. ol. 
den oltentlihen Verkehr zu getahrden 

Dariigebnis dieser Abw igung ıst auf den der DSK zur Beurteilung vorgelegten Fall indessen nicht ubertiagbar. denn 
hier geht es mehr um Leben und körperliche Unversehrtheit unbeteiligter Personen, sondern um die Gesundheit des 
Betroffenen selbst und um die Schadigung der Solidargemeinschaft, die ungerechtterugte Kosten fur Arzncmuttel zu 

43



Drucksache 12 70 Landtag Rheinland-Pfalz - 10. Wahlperiode 
  

+4 

tragen hat Rechtsprechung und Literatur geben keinen Hınw en darauf, daß eine Durchbrechung des Arzigehemms 

ses auch ın solchen Hallen gerechtfertigt sein konnte 

Nach Wurdigung der Gesamtumstande vertrat die DSK die Auftassung, daß die Interessen der Versichöstengemen 

schatt und inderer Kassenarzte hinter dem Geheimhaltungsinteresse zurücktreten Sie hielt Hinweise aut Suchtktank 

heiten ın Rundschreiben der Kassenärztlichen Vereinigungen fur unzulassıg 

Im übrigen konnen Hınw esse in Rundschreiben der Kassenarztlichen Vereinigungen auch kaum als wirksanie M nah 

me planvoller Suchtbekampfung bezeichnet werden. 

Die Hinwerse in Rundschreiben sind auch dann unzulassıg, wenn die Meldung Suchtgefahrdeter nicht durch einen Arzi 

sondern durch Pohzeibehorden ertolgt (entsprechende Verfahrensweisen wurden aufgrund der Recherchen anderer 

Datenschurzinstitutionen bekannt) In diesen Fallen ıst zwar $ 76 SGB X nicht anzuwenden. Gleichwohl besteht fur 

die Kassenarztliche Vereinigung die Pflicht zur Wahrung des Sozialgeheimnisses. Fraglich ist insbesondere, ob die In- 

tormationen von den Pohrzeibehorden zulassıgerweise an dıe Kassenarztlichen Vereinigungen übermittelt werden 

Aufgrund Nummer 3 2 der Kp$-Richtlinen, die eine strenge Zweckbindung bei der Weitergabe derartiger Daten sta- 

tuieren, muß dies verneint werden. 

Einsichtnahme in Patientenkarteien durch Beamte der Gewerbeaufsichtsverwaltung 

Aus Kreisen der Arzteschaft wurde an dıe DSK die Antrage gerichtet, ob Beamte der Gewerbeaufsichtsverw altung 

betugt seien, ım Rahmen der gesetzlich angeordneten Überprufung und Kontrolle von Röntgenanlagen bei nıederge- 

lassenen Kassenarzten auch Finsicht ın dıe Patıentenkartcı zu nehmen. 

Die Frrichtung und der Betrieb von Röntgenanlagen unterlegt nach $ 19 Abs. 1 des Atomgesetzes der staatlichen Aut 

sicht. Die Aufsichtsbehorden - ın Rheinland-Pfalz sınd dies die Gewerbeaufsichtsamter — haben auch daruber zu 

wachen, daß nıcht gegen die Vorschriften der aufgrund des Atomgesetzes erlassenen Rechtsverordnungen verstoßen 

wird. Zu ihren Aufgaben gehort demzufolge auch dıe Prufung, ob die Aufzeichnungen nach $ 29 Abs 2 der Rontgen- 

verordnung gefuhrt werden. 

Als personenbezogene medızinische Daten unterliegen auch dıe Aufzeichnungen nach $ 29 der Rontgenverordnung 

der arztlichen Schweigepflicht ($ 2 der arztlichen Berufsordnung ı V.m. $ 203 StGB) Soweit die in $ 29 Abs 2 der 
Rontgenverordnun, genannten Daten den Beamten der Gewerbeaufsichtsverwaltung bei der Wahrnehmung ıhret 

Kontrollbetugnisse bekannt werden, ist ıhre Offenbarung indessen als unbefugt anzusehen. 

Aufgrund der Vorschriften uber die arztliche Schweigepflicht muß der Arzt freilich sıcherstellen, daß bei der Wahrneh- 

mung der Prutungsautgaben keine weiteren Informationen, wıe beispielsweise Untersuchungsbetunde oder Anamne- 
sedaten, offenbart werden. Die DSK halt es demzufolge fur unzulassıg, die Aufzeichnungen nach $29 Abs 2 der Ront- 

genverordnung durch deraruge Angaben zu ergänzen. 

Die berufliche Schw eigeptlicht hindert den Arzt ferner, den Beamten der Gewerbeaufsichtsverwaltung Einsicht ın die 
Patientenkartei zu gewahren Dies gilt auch für die offenbar nıcht seltenen Falle, ın denen dıe Aufzeichnungen nach 

$.29 Abs. 2 der Rontgenverordnung ın der Patientenkarteı vorgenommen werden. Der Nachweis uber die Fuhrung 

ordnungsmaßiger Aufzeichnungen wird dann gegenuber den Beamten der Gewerbeautsichtsverwaltung allenfalls ın 

der Weise erbracht n erden konnen, daß Auszuge aus der Patientenkartei mit den ın $29 Abs. 2 der Rontgenverordnung 

genannten Daten getertigt werden 

Iontgegen der Auffassung der Gewerbeautsichtsverwaltung laßt sich aus den dıenstrechtlichen Verschwiegenheits- 
ptlichten (beispielsweise $ 70 des I andesbeamtengesetzes) eine Befugnis zur Offenbarung von Informationen, die 

durch Vorschriften uber das Arztgeheimnıis geschutzt sınd, nıcht herleiten, weil solche Pflichten keın Recht zum Fın- 

gritt ın die Rechtsguter unbeteiligte: Dritter gewahren 

Leichenschauscheine 

Die Finsichtnahme ın den vertraulichen Teil der Leichenschauschemme, deru a Angaben über dıe Todesursachen ver- 

storbener Personen und Hinweise aut eine moglicherweise bestehende Ansteckungsgefahr enthalt, ıst ın Rhein- 

land-Ptalz ın der aut $ 20 des Bestattungsgesetzes (BestG) vom 4 Marz 1983 beruhenden Landesverordnung zur 
Durchtuhrung des Bestattungsgesetzes nunmehr ausdrucklich geregelt worden. $ 4 Abs. 3 dieser Landesverordnung 

bestimmt, daß dıe I eichenschauscheine „von den Behörden der Versorgungsverwaltung und den Tragern der gesetzh- 
chen Unfallversicherung“ eingesehen werden konnen; die Begrundung der Rechtsverordnung stellt zudem klar, daf 

die einsichtsberechuigten Behorden mit dieser Regelung abschließend aufgeführt sınd
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Im Vergleich zu der ın anderen Bundeslandern ausgeubten Praxis geht $ 4 Abs. 3 der Landesverordnung damır einen 
„Mittelneg“ Die Finsichtnahme ın die Leichenschauscheine wırd weder unter Hinweis auf dasın $ 11 BStatG geregeltt 

Stiristikgeheimnis insgesamt ausgeschlossen, noch werden die in den Leichenschauscheinen enthaltenen Angaben den 
Behorden und ottentlschen I orschungseinrichtungen für dıe Ertullung ıhrer Aufgaben uneingeschrankt zur Vertugung 
gestellt. Im Interesse eine unburokratischen Abwicklung von Versorgungsanspruchen wird die Finsichtnahme viel 

mehr nur denzenigen Behoiden gestattet, die uber entsprechende Versorgungsanspruche zu entscheiden haben. 

Damut geht $4 Abs 3 der L andesverordnung offensichtlich davon aus, daß das Statıstikgeheimnis nıcht aut die ın den 
l eichenschauscheinen enthaltenen Angaben Anwendung findet. Hierzu ıst zwar einerseits festzustellen, daß dıe ber 
der l eıchenschau vorgenommenen Diagnosen prımar statistischen Zwecken dienen, namlıch der Fuhrung de: sog 

Todesursachenstatistik. Gleichwohl kann nıcht verkannt werden, daß die Angaben im vertraulichen Teil der I eichen 
schauscheine auch tur dıe Wahrnehmung anderer, z B gesundheitspolizeilicher Aufgaben der Gesundheitsamter, 
erforderlich sind Daher e: scheint es zumindest fraglich, ob — entsprechend der zum Teil vertretenen Auffassung - die 

bereits aufgrund von Landesrecht ausgestellten Todesbescheinigungen von den Gesundheitsamtern nur noch ın den 
Grenzen des $ 11 B$tatG verwendet werden durfen. 

In ıedem 1 alle gewahrleisier $ + Abs. 3 der Landesverordnung, ındem er das Einsichtsrecht auf eng begienzie Fall, 

beschrankt, eınen ettektinen Schutz des auch nach dem Tode fortbestehenden Persönlichkeitsrechts Zudem beseitigt 

er die Rechtsunsicherheit bei den Gesundheitsamtern, die in zunehmendem Maße von Behorden, oftentlichen Stellun 
Angeborigen des Verstorbenen und sonstigen Personen um Einsicht in dıe Leichenschauscheine gebeten werden Di 
DSK hat daher die Regelung d«s $4 Abs 3 der Landesverordnung begrußt 

1 ine uber den Anwendungsbereich dieser Rechts orschrift hinausgehende Finsichtnahme wird außer ın den Fallen, ın 

denen lediglich anonı misierte Angaben ubermittelt werden, nur dann zulassig sein, wenn dıe Einwilligung des Betrot 

tenen vorliegt. Dabei sınd tolgende Grundsatze zu beachten: 

Die Finwilligung stellt eine hochst personliche Erklarung dar. so daß dıe Einwilligungsbefugnis mit dem Tode des 
Betroftenen nıcht aut die Erben oder Angehorigen übergeht. Außerhalb des Regelungsbereichs des $4 Abs 3 der Lan- 

desserordnung bedart es daher tur die Übermittlung von Daten aus den Leichenschauscheinen der zu Lebzeiten erklaı- 
ten Fınwilligung des Betroffenen selbst. 

Bei Vorhegen besonderer Umstande wırd man in Ausnahmefällen auch von eıner mutmaßlichen Einwilligung ausgehen 
konnen. Diese Aultassung hat die DSK ım Rahmen einer von der Johannes Gutenberg — Universitat Mainz durchge- 
tuhrten Verlaufsuntersuchung uber Berufskrankheits- und Gesundheitszustand vertreten Da die Betroffenen zuleb- 

zusten uber den Charakter der Untersuchung unterrichtet worden waren und ıhre Einwilligung ın die Frhebung und 
Verarbeitung von Daten uber ıhren Gesundheitszustand erteilt hatten, war von ihrem Einverständnis auszugehen. 

Datensicherung 

Datenschutz in den Räumen des Einwohnermeldeamtes und der Ausländerbehörde eines Polizeipräsidiums 

Bei de: Planung des Neubaues des Dienstgebaudes eines Polizeiprasidiums wurden das Einwohnermeldeamt, die Aus- 

landerbehorde und die Paß-Stelle in einer Publikums-Bedienungshalle ähnlich der einer Bank oder Sparkasse unterge- 

bracht Mit dieser Maßnahme sollte nicht nur der erhohte Publikumsverkehr leichter und schneller bewältigt werden 

Fs war auch beabsichtigt, dem Burger cine leichtere Orientierung zu ermoglichen und allgemein einen moglichst oko- 

nomischen Personaleinsatz zu gewahrleisten. 

Diese Ziele sind zut allgemeinen Anerkennung erreicht worden. 

In cinıgen Eingaben wurde jedoch beklagt, daß dıe Gesprache mit den Bediensteten an den einzelnen Tischen durch 

wartende Dritte teilweise mitgehort werden könnten. Diese konnten mitunter auch optisch verschiedene Wahrneh- 
mungen machen. Bei einer Besichtigung an Ort und Stelle konnte darüber hınaus festgestellt werden, daß einıge Akten- 
turıme uber die vorhandenc Verkleidung hınausragten, so daß es fur wartende Personen möglich war, dıe Namensbi 

schrittungen zu lesen und gegebenenfalls sogar Akten zu greifen. 

Obpwohldas Landesdarensı hutzgesetz hier keine unmittelbare Anwendung findet, daes nicht um die Übermittlung aus 

Diresien geht, wurde die geschilderte Art der Beeintrachtigung personlicher Belange von den Betroffenen doch ıls ra 
verend betrachten 

Das Pohzeiprasidum und das Innenmintsterium haben unmittelbar nach Bekanntwerden der Klagen nach Beratung 
mut der DSK die notwendigen Vorkehrungen zur Wahrung der Personlichkeitsrechte der Betroftenen ın Angrıtf 
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genommen. Der Abstand zwischen den Wartebereichen und den Arbeitsplatzen der Sachbearbeiter wurde vergroßen 

sowie durch schrittliche und mundliche Hınweise darauf hingewirkt, daß die Besucher ın den vorgesehenen Wartebe 

reichen Platz nehmen und einzeln an die Tische kommen Voi den Aktenturmen wurden die Sıchtblenden erhoht In: 

ubrıgen halt die Behörde einen Raum vor, der fur Gesprache mit Burgern vorgesehen ıst, bei denen ın besonderem 

Maße die Privatsphare beruhrt wırd 

Das Benspiel zeigt, daß typische Datenschutzprobleme auch außerhalb der von den eimschlagigen Normen ertaften 

Sachverhalte auftreten konnen 

Anwendung von Datensicherungsprogrammen 

Mit der stetigen Erw eıterung bestehender Anwendungen und der Übernahme neuer Aufgaben durch die Rechenzen 

tren gewinnen Fragen der Datensicherung eine ımmer großere Bedeutung. Im Vordergrund steht dabeı der Schutz vo 

unerlaubtem Zugrift auf personenbezogene Daten sowie auf System- und Anwendungsprogramme. 

Fs wird allgemein davon ausgegangen, daß die gebrauchlichen Betriebssysteme den unter dem Gesichtspunkt des 

Datensicherheit zu stellenden Antorderungen nicht ın vollem Umfange entsprechen. Aus diesem Grunde werden von 

den Herstellern spezielle Datensicherungsprogramme angeboten und, wie dıe Feststellungen ergaben, von den Re- 

chenzentren auch eingesetzt. 

Bei den Rechenzentren der Obertinanzdirektion Koblenz (ZIPFin) und des Statistischen Landesamtes ıst dies das 

System SECURE. Beim Landesrechenzentrum steht der Einsatz des Software-Produktes RACF ım Zusammenhang, 

mıt der Umstellung auf das Betriebssystem MVS’/XA unmittelbar bevor 

Die DSK wırd diesem Bereich auch ın der Zukunft besondere Aufmerksamkeit wıdmen 

Autonome Datenverarbeitungsverfahren bei Verbandsgemeinden 

Die DSK hat ın Wahrnehmung der ıhr nach dem Landesdatenschutzgesetz obliegenden Kontrollaufgaben ım Berichts 
zeitraum bei mehreren Verbandsgemeinden ortliche Prufungen durchgefuhrt. Die Ergebnisse wurden an Ort und Stelle 

mit den Verantwortlichen besprochen; schriftliche Mitteilungen beschrankten sich auf grundsätzliche Fragen und Ver- 

stoße gegen datenschutzrechtliche Vorschriften. 

Im Rahmen der ortlıchen Feststellungen beı eıner Verbandsgemeinde konzentrierte sıch das Interesse auf Probleme, die 
mıt der Ablosung cınes Magnetkontencomputers, der eıne Automation von Verwaltungsvorgangen nur ın schr 
begrenztem Umfange ermoglichte, durch ein außerordentlich leıstungsfahıges Datenverarbeitungssystem auftraten 

Es zeigte sıch, daß die Verwaltung erhebliche Schwierigkeiten hatte, das neue System ın dıe allgemeine Organisation zu 

integrieren Eın Gesamtkonzept tur den Einsatz des Systems fehlte. Zum Zeitpunkt der ortlichen Feststellungen gab ex 
nureinen Bediensteten, der sachterstandig und in der Lage war, die Anwendungsmoglichkeiten einigermaßen zu uber 

schauen. Die Verordnung uber technische und oragnısatorısche Datenschutzanforderungen nach $9 LDatG; war unbe 

kannt; ausreichende Kontrollen fehlten. Eine Dienstanweisung bestand nicht und konnte auch nach wiederholter Erın 

merung nicht erstellt und sorgelegt werden. Eıne fachliche Beratung durch den Gemeinde- und Stadiebund Rhein 

land-Pfalz oder durch kompetente Stellen des Landes wurde nicht in Anspruch genommen. 

Die Anmeldungen der Datenverarbeitungsanwendungen nach $ 10 LDaG wurden erst nach wıederholter Erinnerung 

und auch dann nur unvollstandig vorgelegt. 

Der DSK liegen keine gesicherten Frkenntnisse daruber vor, ob und ggf. ın welchem Umfange derartige Probleme auch 
bei anderen Verwaltungen bestehen. Gleichwohl hıelt sıe es fur geboten, die zustandige oberste Aufsichtsbehorde aut 
die datenschutzrechtlichen Aspekte eines sich planlos und unkontrolliert vollziehenden Übergangs ın autonome 

Datenverarbeitungsserfahren und — außerhalb ihrer Zustandigkeit — auf die wirtschaftlichen Folgen einer den beste- 
henden Erfordernissen nicht angepaßten Maschinenausstattung hinzuweisen 

Mit dem Einsatz von Kleincomputern sınd ganz spezielle Gefaht dungen verbunden. In technischer Hinsicht genugen 
die Gerate oft nıcht den Antorderungen, weıl die Datensicherung unter dem Zwang der Kostenminderung bei der He: 
stellung als nacht angıg angesehen wırd. Als Gefahrdungen auf der Anwenderseite sınd der Verzicht auf tradınonelle 
Darensicherungsmethoden — wie z B. die Trennung von Programmierung und Operating, closed-shop-Betrieb -. 

aber auch eın unzureichend entw ıckeltes Problembewußtsein zu nennen Von organısatorischen Sicherungsmoglich 

keiten wırd nur unzureichend Gebrauch gemacht.
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Aut Emptehlung der DSK wirkt die Landesregierung verstarkt darauf hin, daß die Gemeinden im Planungsstadium die 

Be atung kompetenter Stellen ın Anspruch nehmen 

Ob die Frarbeitung einer Musterdienstanweisung tur die Datensicherung ($9 Abs. 2 LDatG) hıltreich ware. muß angı 

sichts der Vieltalugkeit der Problemstellungen vor Ort bezweifelt werden. Den Gemeinden kann auch ın dıeser Hın- 
sichtnur empfohlen werden, dıe Beratung der DSK, der kommunalen Spitzenverbande oder anderer kompetenter Stel 

len ın Anspruch zu nehmen 

Transportkontrolle; Postversand von Magnetbändern 

Per Versand von Magnetbandern ım Vollzug der Zweiten Datenübermittlungsverordnung — 2. DUVO - (Sorualter- 
sicherungsdaten) ertolgte ım I ande Rheinland-Pfalz nicht einheitlich. Sıe wurden von den Kommunalen Gebietsic - 

«henzentren als Normalpakte, ım ubrıgen jedoch als Wertpakete verschickt. 

Im Rahmen der Konuolle von technischen und organısatorıschen Maßnahmen hat dıe DSK einen Versandt als Wert- 
pakct empfohlen, denn diese Versandform bewirkt postintern eıne besonders gesicherte Aufbewahrung und kontrol- 
lierte Weitergabe, 

Zwar enthalt die ? DUVO hinsichtlich der Versandform keine konkrete Besuummung und fordert lediglich, dıc 

Magnetbander „sicher verpackt zu ubersenden“ Im Hinblick auf dıe Vielzahl der im DUVO-Verfahren jeweils zu 

ubermittelnden sehr sensiuven Daten hıelt die DSK dıe Empfehlung ındessen fur angemessen. 

Sowent bekannt, wird ıhr allgemein entsprochen. 

Datenschutz in sonstigen Bereichen 

Datenschutzrechtliche Linordnung des Technischen Überwachungsvereins (TÜV) 

Seit nun bald vier Jahren wird bundesweit eine einvernehmliche Regelung der datenschutzrechtlichen Einordnung des 

TU V angestebt, mıt der geklart werden soll, ob die Prufstellen der Technischen Überwachungssereine der Kontrolle 

der Datenschutzbeauftragten — in Rheinland-Pfalz der DSK — unterliegen. 
Schon ım letzten Bericht (Tz. 5.21) hat die DSK in Übereinstimmung mit den übrigen Datenschutzbeauftragten ıhre 

Autfassung dargelegt und begrundet, daß die Tatigkeit des TÜV auf dem Gebiete der Kfz. -Überwachung dem offentli- 
chen Bereich zuzuordnen ıst. Diese Auffassung wurde im wesentlichen auch von der Mehrheit ım sog. Dusseldorter 
Kreis, dem Beratungsgremium des fur den nichtöffentlichen Bereich des Datenschutzes zustandigen Reterates der 
obersten Landesbehorden, geteilt. Für die dringend erforderliche abschließende Klarung tehlt es noch an einer Abstım- 
mung zwischen dem Bundesminister tur Verkehr und der Vereinigung der Technischen Uberwachungsvereine 

Inzwischen legt eıne Stellungnahme des Bundesministers fur Verkehr an die zuständige oberste Landesbehorde vor, 

die sich weitgehend auf Stellungnahmen des TUV stützt, und im wesentlichen darauf abstellt, daß insbesondere ım 

} aht zeugbereich keine personenbezogenen Daten gespeichert und übermittelt werden. 

Damut ıst die ursprunglich gestellte Frage nach der datenschutzrechtlichen Einordnung nıcht beantwortet Fs muß 
Ubereinstimmung uber die Prutungszustandigkeit der Landesdatenschutzbeauftragten und damıt auch der DSK herge- 
stellt werden Schon die 1 eststellung, ob tatsachlıch keine personenberogenen Daten gespeichert und ubermittelt wer- 

den. unterliegt der Prutkompetenz des Datenschutzes. 

Die DSK wird das Thema weıter verfolgen. 

Allgemeine Verwaltung;vorschriften für Anzeigen nach den $$ 14 und 55 c der Gewerbeordnung (GewO) 

Nach den $$ 14 und 55 c GewO sınd der Beginn, dıe Veränderung oder dıe Aufgabe einer gewerblichen Taugkeit der 
Gemeinde auf vorgeschriebenen Vordrucken anzuzeigen (s. hierzu Anlagen 1 bis 3 der Gewerbe-Anzeigen VO). Die 

Vordrucke enthalten Angaben uber Namen, Geburtsdatum, Geburtsname der Mutter, Zahl der geschaftsfuhrenden 

Gesellschafter und der gesetzlichen Vertreter und weıtere detaillierte Angaben uber den Betrieb selbst und dıe Art der 
angemeldeten Tatıgkeıt. 

Eine gesetzliche Regelung der Auskunft uber dıese Gewerbeanzeigen — etwa ın der GewO — besteht nicht Soweit tur 
Auskunfte innerhalb des otientlichen Bereichs keine anderweitigen Regelungen bestehen, gelten hierfür und tur Aus- 
kuntte an Stellen außerhalb des öffentlichen Bereichs dıe allgemeinen Vorschriften des Datenschutzrechts. Fur Rhein- 
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land-Pfalz besteht dabei - ebenso wıe ın Berlin — die Besonderheit, daß für Auskuntte aus automanısierten Dateien die 

Einwilligung des Betroffenen ertorderlich ıst 

Um den Bereich, ın dem es wesentlich um sensitive personenbezogene Daten geht, soweit wie moglich zu verrechuli 

chen und um eine einheitliche Vertahrenswense ım Bundesgebiet zu erreichen, wurde vor emmigen Jahren an bundesein 

heitlcher I ntwurt eıneı Verwaltungsvorschrift fur die Behandlung von Anzeigen nach den $$ It und 55. Gen O zwi 

schen den Bundeslandern sowie den })atenschutzbeauftragten und der DSK ausgearbeitet. Der gemeinsame Entmunt 

enthalt u a datenschutzrechtlich so bedeutsame Regelungen wıe 7 B Auskunfte an Dritte (Rechtsgrund, Umfang, 

Vorliegen der einzelnen Voraussetzungen), Weiterleitung von Durchschriften an offentliche Stellen (z.B Finanzamt. 

Gewerbeautsichtsamt, IHK usw.) sowie Gruppenauskunfte. 

Die Datenschutzbeauftragten hatten beı der gegenseitigen Abstimmung des o g. Entwurfs durch den tur sie tedertuh 

rend verhandelnden Bayerischen Landesbeauftragten betonen lassen, daß dıe beabsichtigten Verwaltungsvorschritten 

keinen Ersatz fur wunschenswerte gesetzliche Regelungen darstellen könnten. In der Folgezeit wurden die Verwal 

tungstorschriften ın den meisten Bundesländern erlassen. 

In Rheinland-Pfalz sıeht sıch das zustandıge Mınisterrum fur Wirtschaft und Verkehr an einer formlichen Herausgabe 

der Verwaltungsvorschriften und deren Veroffentlichung ım Ministerialblatt gehindert durch eine Verwaltungsanord- 
nung zur Vereinfachung und Bereinigung der Verwaltungsvorschriften des Landes Rheinland-Ptalz vom 20. Novem- 
ber 1979, dıe ıhrerscits auf einen Beschluß des Landtags vom 30. August 1979 zuruckgeht (s. Drs. Nr. 9/66 und 9447, 
Nach der genannten Verwaltungsvorschrift sollen Gesetzeserlauterungen und Interpretationshilfen ın Verwaltungs- 

vorschriften nicht mehr aufgenommen werden. Da ın dem Musterentwurf jedoch eıne Vielzahl solchei Stellen enchal- 

ten ıst, wurde von seinem Erlaß als Verwaltungsvorschrift abgesehen. Stattdessen wurde der Text mıt Anlagen auf Bıt- 

ten des Ministeriums ım September 1980 vom Gemeinde- und Stadtebund in dessen Mitteilungen veroftentlicht 

Die DSK wurde es sn egen der datenschutzrechtlichen Bedeutung und der noch ımmer tehlenden spezialgesetzlichen 
Auskunftsregelung begrußen, wenn die Frage des Erlasses der Verwaltungsvorschrift seitens der Landesregierung ci 

neut uberpruft werden konnte 

Aufbewahrung von Rechnungsunterlagen 

Die DSK hat mıt dem Ministerium der Finanzen und dem Landesrechnungshot die Frage erortert, ob und zu welchem 

Zeitpunkt personenbezogene Haushalts-, Rechnungs- und Kassenunterlagen, d.h Beihilfeanweisungen, Rechnungs- 

belege und dergleichen, gesperrt oder ggf. gelöscht werden konnen Dabei war davon auszugehen, daß das I andesda 

tenschutzgesetz ım Gegensatz zu $ 14 Abs. 2 BDSG und der Mehrzahl der Datenschutzgesetze der Lander keine genı 
relle Sperrung von Daten vorschreibt, die zur Erfullung von Verwaltungsautgaben nıcht mehr erforderlich sınd. son 

dern beı Vorliegen dıeser Voraussetzungen gem. $ 13 Abs 3 Nr. 4 1DatG die Loschung der Rechnungsunterlagen toı- 

dert. 

Bei der Bestimmung des L.oschungszeitpunktes ist nach Auffassung der DSK davon auszugehen, daß die Rechnung«- 
unterlagen der Rechnungslegung dienen. Da der Zweck der Rechnungslegung darın zu sehen ist, alle Einnahmen und 
Ausgaben tur die Rechnungsprufung durch den Rechnungshof darzustellen, der das Ergebnis seiner Rechnungspru- 
tungen ın cınem Jahresbericht zusammenfaßt, auf dessen Grundlage gem. $ 114 LHO der Landtag über die Entlastung 

der Landesregierung beschließt, durfen dıe Haushalts-, Rechnungs- und Kassenunterlagen jedenfalls nıcht vor 

Abschluß des parlamentarıschen Entlastungsverfahrens ausgesondert und vernichtet werden. 

bine Löschung der Rechnungsunterlagen unmittelbar nach Abschluß des parlamentarischen Verfahrens scheitert am 

umtassenden, u a. auch amı ın $ 97 Abs. 3 LHO zum Ausdruck kommenden, Prufungsauftrag des Rechnungshofs 

Gemaß $ 97 Abs. 3 I HO ıst der Landesrechnungshof berechtigt, in seinem Jahresbericht auch Feststellungen uber fru 

here Haushaltsjahre aufzunehmen, und zwar unabhängig davon, ob tur diese bereits Entlastungsbeschlusse des Parla 

ments vorliegen oder nicht Diese gesetzliche Ermachtigung bringt zum Ausdruck, daß der Rechnungshot auch nach 

det Durchfuhrung eines Intlastungsverfahrens noch Rechnungsprutungen fur zuruckliegende Haushaltsjahre vornch 

men kann. Daran ware er gehindert, wenn dıe Prufungsunterlagen jeweils nach Abschluß des parlamentarıschen Entla- 
stungsverfahrens zu vernichten waren. Einer Loschung unmittelbar nach Abschluß des parlamentarischen Entla- 

stungsvertahrens steht auch entgegen, daß die Haushalts-, Rechnungs- und Kassenunterlagen nicht nur tur die Rech- 
nungslegung und den Nachweis einer wirtschaftlichen und ordnungsgemaßen Haushalts- und Wirtschaftsfuhrung 
ertorderlich sınd, sondern auch dem Abrechnungsterkehr und dem Nachweis des Zahlungsverkehrs fur Berriebsmit- 
telentscheidungen dienen Dies zeigt, daß es sich bei den der Buchfuhrung zugrunde liegenden Unterlagen um „Mehr- 

zweckeinrichtungen“ handelt, die nicht nur fur die Rechnungslegung und das parlamentarische Entlastungsverfahren 

benougt werden.
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\us 697 Abs 3 LHO und aus dem multitunktionalen Charakter der Rechnungsunterlagen kann allerdings nicht aut 
eine zeitlich unbegrenzte Berechtigung zur Aufbewahrung dieser Unterlagen geschlossen werden 

Diese Auffassung laßt sich insbu sondere nicht mıt $ 94 LHO belegen, demzufolge der Rechnungshot „Zeit und Art der 
Puttung bestimmt“ Diese Regelung stellt lediglich eine Vertahrenss orschrift uber den zeitlichen Ablaut der Prutung 
Jar. die keine materiellrechtliche Aussage uber den haushaltstechtlich gebotenen Zeitpunkt der Prufung enthalt Von 

Bedeutung ıst vielmehr, daß verschiedene Vorschritten der LHO, ınsbesondere die $$ 89 und 90 1 HO, aut eine gegen- 
wartsnahe Prufung ausgerichtet sind und Vorschriften, die eıne spatere Prutung ermoglichen — wıe 2. B. der $ 97 

Abs WIHO — die Ausnahme darstellen Diese Vorschriften sprechen fur eine vom Entlastungsverfahren zwar unab- 
hangıge, jedoch zeitlich beschränkte Aufbewahrung der Rechnungsunterlagen. Die in der Verwaltungsvorschritt zur 
IHO MinBl $. 81. 190 tur Rechnungs- und Kassenunterlagen festgelegten Aufbewahrungstristen tragen diesen 

Lisagungen grundsatzlich Rechnung. Danach sollen, wıe ın der Bundesverwaltung und ın anderen Bundesländern 
uch, ın Rheinland-Pt 7 die Rechnungslegungsbucher zehn Jahre und die Rechnungsbelege sechs Jahre uber dis jewei 
hie Haushaltsjahr hinaus aufbewahrt werden. Eine Verkürzung dieser Fristen ıst nach Auffassung des Ministanun 

der Finanzen und des Tandesrechnungshofs nicht moglich, da sıe den ın $ 147 Abs. 1 AO tur steuerliche Unterlagen 
und den ın 47 Abs 4+H GB tur Handels- und Geschaftsunterlagen geltenden Fristen entsprechen und eine Berecht: 
yang tur gleichlautende Autbew ahrungstristen anzuerkennen scı 

Die DSK stimmt dieser Auffassung zu. 

Erteilung von Auszugen aus dem Liegenschaftskataster 

Pie Vermessungs- und Kinstersctwaltung Rheinland-Pfalz bedient sıch zur Erfullung ihrer Autgaben schon seit rund 

22 Jahren der autontisierten Datenverarbeitung. Eın Schwerpunkt bildet das Liegenschaftskataster, das zur Zeit tur 

atwadıe Haltte aller Gem irkungen ın automatisierter Form vorliegt. 

Zum Zwecke der eindeutigen Idenutizierung werden ım Liegenschaftskataster außer dem Namen und der Anschiri 

des Grundstuck sergentumers auch dessen Geburtsdatum und ın vielen Fallen der Beruf nachgewiesen und bei der Ertei- 

lung, von Auszugen ubermuttelt 

Fın Betroffener sah hıerin cınc Becintrachtigung schutz wurdiger Belange und wandte sıch an dıe DSK mit der Bitte um 
Uberprufung der Vertahrensweise ın rechtlicher Hinsicht. Zugleich beanstandete er, daß mıt dem Auszug aus dem I ıc 

genschaftskataster auch W ertzahlen aus der Bodenschatzung und Ertragsmeßzahlen ubermuttelt werden. 

$10 Abs I des Katastergevetzes Rheinland-Pfalz laßt zu, daß bei Darlegung eines berechtigten Interesses das Liegen- 
schattskataster eingesehen oder Auskunft aus dem Liegenschaftskataster erteilt werden kann, Soweit Einsicht ode: 
Auskunft zu gewahren ıst. sind von den Katasterbehorden auf Antrag auch beglaubigte Auszuge zu erteilen 

In der Verwaltungsvorschritt uber dıe Benutzung des Liegenschaftskatasters wurde bestimmt, daß die Auszuge neben 
den Fıgentumerangaben ım Regelfalle alle in den Buchern des Liegenschaftskatasters nachgewiesenen Flurstucksdaten 
enthalten. Der Nachweis der Figentumerangaben erfolgt in Übereinstimmung mıt dem Grundbuch. Da dıe Angabe des 

Geburtsdatums tur dıe Grundbucheintragung seıt 1974 gefordert wırd, ist dieses Datum auch Bestandteil der Eigentu- 
merangaben ım Liegenschaftskataster. Ebenso verhalt es sich mit dem Beruf, auf dessen Angabe indessen ın solchen 
ballen verzichtet werden kann, ın denen das Geburtsdatum angegeben ist. 

Fine Datenspeicherung ım Liegenschaftskataster ıst mangels naherer Bestimmung im Katastergesetz nur ın dem zur 
Autgabenerfullung ertorderlichen Umfange zulässig. 

Bei den vielseitigen Verptlichtungen, die sich aus dem Grundeigentum ergeben, ist eine eindeutige Beschreibung des 
Grundstuckseigentumers unbedingt notwendig. Mit hinreichender Zuverlassigkeit ist dıes nur beı Einbeziehung des 

Geburtsdatums moglich Nur dieses Datum und der Vorname stehen als Identifikationsmerkmale unabanderlich fest 
Der I-amılienname kann sıch bei Heırat andern; ebenso wie der Wohnort ıst er deshalb fur eine eindeutige Identifirie- 

tung nicht immer geeignet. 

Gegen dıe Verwendung Jes Berufs als Identifikationsmerkmal erhob dıe DSK indessen Bedenken. Die zustandıge 

oberste Aufsichtsbehorde ordnete daraufhin an, daß nur das Geburtsdatum aus dem Grundbuch zu übernehmen und 

der Berut wegzulassen ıst In automatısierten Liegenschaftskataster werden bereits vorhandene zusatzliche Berufsan- 

gaben programmgesteuert unterdruckt. 

Wertzahlen und Lrtragsmeßzahlen gehoren zu den im Liegenschaftskataster nachgewiesenen Flurstucksdaten. Nach 

der oa Verwaltungsvors.hritt konnen diese ın dem Katasterauszug enthalten sein. Ber der Prufung der Frage, ob 

49
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13.5 

en © 
schurzwurdige Belange der Betroftenen durch die Bekanntgabe der Wertzahlen beeintrachtige sein konnten, beruck 

sichuigte die DSK, daß diese Daten durch Oftenlegung nach $ 9 des Bodenschatzungsgesetzes bekanntgegeben werden 
und beispielsweise auch Bestandteil der Bodenkarten sınd, die an jedermann abgegeben werden konnen 

Die DSK sieht demnach durch die Speicherung dieser Daten im I regenschaftskataster und durch ıhre Übermittlung bu 

der Erteilung son Katasterauszugen schutzwurdige Belange nıcht beeinträchtigt. 

Datenübermittlung von Arbeitgebern zur Erfüllung von Auskunftsansprüchen nach $ 1605 BGB 

In einem Schriftwechsel mit dem Datenschutzbeauftragten eines anderen Bundeslandes wurde dıe Frage erortert, ob 

eın Versorgungsunternehmen berechtigt ist, die Gehaltsdaten eınes Mitarbeiters an eın Jugendamt als Beistand der 
geschiedenen Fhetrau dieses Mitarbeiters zu ubermitteln Zur Begründung dieses Auskunftsbegehrens hatte das Ju 
gendamt dırauf hingewiesen, daß es als gesetzlicher Vertreter (Pflegschaft) die Vermogensbelange des Kındes aus du 

geschiedenen Ehe wahrzunehmen habe und der Mitarbeiter seiner Auskunfuspflicht nach $ 1605 BGB nicht nachge 

kommen scı 

Es bestand Übereinstimmung insoweit, als zur Begründung eines Auskunftsanspruchs $ 1605 BGB nıcht einschlagie 

ıst Unterschtedliche Standpunkte verblieben jedoch ın der Frage, ob durch dıe Auskunftserteilung schutz wurdige 

Belange des betroffenen Arbeitnehmers beeintrachtigt werden und deshalb $ 24 Abs. 1 BDSG einer Datenubermittlung 

entgegensteht. 

Der Datenschutzbeauttragte hielt die Auskunftserteilung fur unzulassıg, weıl es alleine Sache der ordentliche Gericht 
seı zu klaren, ob der Betroffene seiner Auskunftspflicht zu Unrecht nicht oder nicht zureichend nachkommt. Nach 

$ 1605 BGB bestehe nur der Auskunftsanspruch nicht uneingeschrankt, sondern nur ın dem zur Feststellung eins 
Unterhaltsanspruchs ertorderlichen Umfange. Wenn also etwa nur eın beschrankter Unterhaltsanspruch ın Frage kom- 
me, weıl der Unterhältsberechtigte uber eıgene Finkunfte vertuge, so erstrecke sich dıe Auskunftspflicht nur aut dıe, 
diese Unterhaltspflicht betreffende Leistungsfähigkeit. Ob diese eınschrankenden Voraussetzungen in der Person scı 

nes Arbeitnehmers vorliegen oder nicht, könne ein Arbeitgeber in der Regel nıcht wissen. Die gesetzlichen Einschran- 
kungen, die auch dem Schutz des Arbeitnehmers dienten, durtten nıcht dadurch umgangen werden, daß die antragende 
Stelle sich gegen den Willen des Arbeitnehmers und ohne Einschaltung der Gerichte dırekt an den Arbeitgeber wende 

Die DSK vertrat die Auftassung, daß sıch der Unterhaltsberechtigte bzw. sein gesetzlicher Vertreter grundsatzlich 
zunachst unmittelbar an den Unterhaltsverpflichteten wenden muß, um diejenigen Auskunfte zu erhalten, die zur Fest 

stellung eines Unterhaltsanspruchs oder eıner Unterhaltsverptlichtung erforderlich sind. Beantwortet dei Bettotlene 

jedoch eın entsprechendes I rsuchen nicht, so sieht die DSK jedenfalls die mit der Wahrnehmung det Vermogensbelan 
ge des Kındes betraute Behorde nıcht gehindert, die für die Geltendmachung eines Unterhaltsanspruchs benotigten 

Auskunfte unmittelbar vom Arbeitgeber zu erfragen. 

Das berechtigte Interesse der ersuchenden Behorde an den für die Ermittlung eines Unterhaltsanspruchs ertorderlichen 
Daten ($ 24 Abs 1 BDSG) eigibt sich aus der Pflicht, die Vermögensbelange des unterhaltsberechtigten Kındes wahı 

zunehmen 

Der Umstand, daß die Verptlichtung zur Auskunftserteilung nach $ 1605 BGB gegenuber dem auskunftsverpflichteten 

Arbeitnehmer einklagbar ıst, fordert keine andere Beurteilung, da dıe unmittelbare Hınholung einer Auskunft bei dem 
Arbeitgeber auch besweckt, eventuelle Prozeßrisiken fur die mıt der Pflegschaft betraute Behorde abschatzen zu kon 

nen. Im ubrıgen kann die gerichtliche Durchsetzbarkeıt eınes Auskunftsanspruchs dıe datenschutzrechtliche Zulassıg- 
kat der Übermittlung durch einen Dritten nıcht ausschließen Sofern ein Auskunftsbegehren gegenuber eınem Sozial- 

leistungstrager geltend gemacht wırd, hat dıes der Gesetzgeber jedenfalls ausdrucklich anerkannt: Nach $ 74 Nr. 2 
Buchst aSGBX ist eine Ottenbarung personenbezogener Daten zulassıg, soweit sie ertorderlich ıst fur die Geltend 
machung eines gesetzlichen oder vertraglichen Unterhaltsanspruchs außerhalb eines gerichtlichen oder eines Vollstrek 

kungsverfahrens, soweit der Betroffene nach den Vorschriften des bürgerlichen Rechts, ınsbesondere auch nach 
$ 1605 BGB, zur Auskunft verpflichtet ıst Die Vorschrift setzt freilich voraus, daß der Betroffene unter Hınw cıs aul 

die Öttenbarungsbetugnis gemahnt wurde. 

Schutzwurdige Belange des Unterhaltsverpflichteten sieht die DSK dann nicht beeintrachtigt, wenn ein nach den 

Gesev Unterhaltsvirptlichteter gegenuber der mit der Pflegschaft uber sein Kınd berrauten Behorde keine Angaben zu 
seiner wirtschaftlichen I eistungstahigkest macht und auf diese Wesse versucht. sich seiner Unterhaltsptlicht zu entzu 
ben 

Die DSR kam zu dem Frgebnis, daß $ 24 Abs. 1 BDSG einer Auskunftserteilung durch den Arbeitgeber nıcht entge- 
gunsteht
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14. 

Angabe unzutreffender rechtlicher Grundlagen bei Datenanforderungen 

Nicht selten zitieren \Verw ıltungsbehorden bei Datenanforderungen an offentliche oder private Stellen cine Vielzahl 
von Rechisvorschriften ın dei | iwartung, der Empfanger werte dıes als Hınweis auf die erfolgte intensive Prutung de: 
rechtlichen Grundlagen. In mehreren der DSK bekanntgewordenen Falten ergab dıe nahere Prutung, daß die weils 

behauptete Verptlichtung zur Datenubermittlung nıcht bestand. Von den speichernden Stellen wırd beklagt, dal 
unvollstandige oder unzutrettende Angaben uber das vermeintliche Vorliegen vorrangiger Rechtsvorschritten eınen 

unserhaltnismaßigen und zu Mehrkosten tuhrenden Prufungsautwand verursachen. 

Sicherlich ertolgt die Angabe unzutreffender gesetzlicher Bestimmungen beı Datenanforderungen ın den meisten Fal 
len aus Unkenntnis Sow.cit indessen die speichernde Stelle durch dıe bewußte Angabe unzutreffender Rechtsgrundl 

gen zur Datenherausgabe veranlaßt wird, stellt dies cın pflichtwidriges Verhalten dar, das dienstrechtliche Folgen ha 

ben sollte 

Schlußbemerkungen 

Die Datenschutzarbeit ın Rheinland-Ptalz wırd bestimmt von der Zielvorgabe des Gesetzgebers. Schutz der Person 

hchkeitsrechte des Burgeis unter Verzicht aut eıne uberzogene Datenschutzburokratie 

Die DSK hofft, daß auch der kritische Leser dieses Berichts die Überzeugung gewinnt, daß dıe vom Gesetzgebei 

gen ahlte Konstruktion der DSR als kollegiales Gremium eın wırksames Instrument zur Gewahrleistung des Daten 

schutzes ist 

\lıt Beginn der 10. Wahlperiode wurde die DSK neu konstituiert. Die bisherigen langjahrıgen parlamentarıschen Mit- 

gheder der Kommission, Dr Walter Schmitt (Vorsitzender), Rudolt Scharping und Dr. Werner Danz, gehoren ıhr 

icht mehr an. Lsist der DSK cın Anliegen, ihnen fur ıhren engagierten Einsatz fur den Datenschutz, auch ın deı parla 

mentarıschen Arbeit, Dank zu sagen. 

Zu danken ıst auch allen Mitaıbeitern der Geschaftsstelle der DSK; durch ihre besondere Einsatzbereitschaft war us 

moglich, bei gleichbleibendem Personalbestand den in quantitatıver und qualitativer Hinsicht zunehmenden Antordı 

tungen an den Datenschutz gerecht zu werden. Eıne wertvolle Hilfe fur die DSK war auch die Mitarbeit der Abtei- 
lung H der Landtagsverwaltung - Wıssenschaftlicher Dienst -, die ın einer Reihe von rechtlich besonders schwierig 

gelagerten Fallen gutachtlich tatıg wurde 

Abg Leo Schonberg (Vorsitzender) 
Abg. Franz Josef Bıschel 
Abg. Dieter Muscheid 

Dr. Klaus-Dieter Uelhoff, 

Staatssekretär 
Walter P. Becker, Direktor beım Landtag 

Rheinland-Pfalz
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Anlage I 

Auszug aus einer öffentlichen Erklärung der DSK zur Volkszählung '83 

Pie DSR hat Verstindnis für die Sorgen der Burger Sre haltex ın dieser Situation tur geboten, aus der Sichtihrer Konerollautg ibe zu den daten 

xchutziechtin. hen Problemen Stellung zu nehmen und damit zur Versachluhung der Diskussion beizutragen 

! Hinwerse aufdie Fremilligken von Angaben 

Namı und Anschritt durten nach dem Volkszahlungsgeserz erfragt werden. Der Name wird aber nicht in den Datenverarbeitungsanlıgen dus 

Statıstis en F andesamtes gespeichert Die Angabe der Telefonnummer, die ausschließlich dem Zweck dliene. Rucktragen beim Burzer zu 

mochchen, ıstiremmillig Da hierauf und aut die Tatsache, daß far Angehorıge auslandıscher Streitkratte und tur Diplomaten keine Auskunt”s 

Pflicht besteht, ın dem Zahlbegen nicht ausdrücklich hingewiesen wurde, ist ches bei der Befragung nachzuholen 

Beı der Arbeitsstattenzahlung ıstdaraut hinzuweisen, daß keine Verpfhchtung besteht, die Grunde fur die Nichtzahlung von I ohnen und x 

hiktern ınzugeben 

Bei dei Gestaltung der Zahlbogen a urde der Forderung des $ 11 Abs. 7 Satz 2 BStatG nıcht hinreichend Rechnung getragen, der als Regeltall 

die Tienrung von Name una Anschrift des Auskunttspflichtigen von den ubrıgen Angaben vorsicht Die DSK hat deshalb getordert, daß di 

I rhebungsunterlagen nach Ubernahme der Daten aut elektronische Datentrager, sparestens jedoch Ende 1984, vernichtetwerden Glenhzu 

te sind Kennummer und Zahlerhistennummer zu loschen Die Landesregierung hat zugesichert. daß sie dieser Forderung nachkommen wurd 

Ubermittlung von Einzelergebnissen der Volkszahlung an andere Stellen 

Die Krauık an der Volkszahlung '83 beruht insbesondere auf der Befurchtung, die durch die Befragung gewonnenen Intormationen wurden ın 

indere Stellen — Finanzamt, Polzer, Bundesu ehr, Arbeitgeber oder Privatpersonen — weitergegeben 

Hierzu st folgendes zu bemerken. 

Im Grundsatz unterliegt jede Bundesstatistik dem Statistikgeheimnis, das beı Stratandrohung untersagt, Einzelangaben tur andere als statıst, 

sche Zu cckezu verwenden Die Wahrung des Statistikgeheimnisses hegt ım ureigenen Interesse der Statistischen Amter, denn nur dann, wenn 

der befi agte Burger daraut vertrauen kann, daß seine Angaben strikt geheim bleiben und zu keinem anderen Zweck verwendet werden, ıste' 

tuch bereit, richtige Angaben zumachen Der DSK ıst in ıhrer fast zehnyahrıgen Tatıgkeit kein einziger Falleınes Verstoßes gegen dieses Statı 

stikzehenmns bekannt geworden 

Das Staustikgehennnis hındaıı die mut der Volskzahlung betassten Stellen daran, Einzelangaben etwa an das Finanzamt, an die Pohreı, an die 

Bundeswehr, an den Arbeitgc ber oder an Privatpersonen weiterzugeben 

Allerdings ist die fur die Statistik pische Trennung von statistischen Zwecken und Verwaltungszwecken ım Volkszahlungsgeserz nicht in 

vollem Lmfange reahsiert 

Soliße A 9 Abs 1 VZG zu, daß besuummte Angaben Name, Anschrift, Geschlecht, Geburtstag, Famihenstand, rechtliche Zugehongkent zu 

eıncı Rehgıonsgesellschatt, Sriatsangehorigkeit, Nutzung der Wohnung als Haupt- oder Nebenwohnung' mit den Melderegistein verglichen 

und zu deren Beruhtigung verwender werden 

Der Gesetzgeber hat jedoch weiter bestimmt, daß die aus den statistischen Angıben gewonnenen Frkenntmisse nicht zu Maßnıhmen gegen 

un Betroffenen verwendet werden dutten. 

Di DSk werst darauf hın, daß dieses Benachteiligungsverbot des $ 9 Abs. I nicht ausschheßt, daß aufgrund der Angaben der Volkszahlung 

uruhtuzte Meldereyister ım Rahmen der gesetzlichen Aufgaben genutzt werden und bei dieser Nutzung ım Einzeltalle Nachteile untstehen 

konnen 

Das Saunterhserbot ertordert redentalls, daß 

Verstoße gegen die Mehleptlichten, de durch den Melderegisterabgleich testgestelit werden, nicht zur Festsetzung eines Bußgeldes tuh- 

tn, 

die aus dem Melderegisterabgleich geu onnenen Daren nicht unmittelbar ım Zusammenhang mit dem Abgleich, sondern erst nach Über- 

prutung durch die Meldebehorde und nach Abschluß eines formlichen melderechtlichen Verfahrens, ın dem der Meldepflichuge Gelegen 
hen zur Außerung erhalt endgultig ın das Melderegister eingestellt und erst dann als Mekledaten genutzt werden 

1 In
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Die DSR begrufiten, laß nachder Zusage der T andesregierung beim Melderegisterabgleich eın Verfahren sichergestellt ist, durch das den Mel 
debehorden nur du ausdrücklich vom Volkseahlungsgesetz vorgeschenen Daten zur Kennenis gelangen konnen Der Umtang des Abglenchn 

astin Rhanlund Pfalz geringer alsy on Gesetz ermöglicht. Die vechtliche Zugehorigkeit zu einer Religionsgesellschatt wirdin diesen Abgleich 
uhr embrzogen 

Außer tun den Vehleregisterverglen h durten Gemeinden die Iınzelangaben aus den Zahlbogen nicht tur eigene Zu ecke verwenden 

Sonn) 4 1 7G weitere Ubermitelungen segeh, beispichw eise an Gemeinden und Gemeindev erbande tur Zu ecke der Regionalplanung, dis 
Vermessugswesens der gemandhchen Planung und des Umn eltschutzes oder an Forschungseinrichtungen tur wıssenschaftlnche Zwick 
stde Namebzw der Name und de Inschrift von der Übermittlung ausgenommen 

Fherzu wurde von der Landesregir ung urkları, daß derartige Ubermittlungen aut das zur Autgabenertullung unbedingt ertorderliche Min, 
num be schrankt bleiben 

Hinsichtlich es einzigen vom Gesetzgeher zugelassenen Falles der Übermittlung von Angaben mıt Namensnennung tur cigene statıstrsche 

Yulberortungen der Gemeinden un! Gemeindeserbande wurde mn der Landesregierung Fıinvernehmen dahingehend erzieh, dab vuchındn 

sen Palkonde Werergabe von Nanıasınzaben unterblerbr 

Der DSK wurde ferner zugesichert, daß sie vom Stitssuschen Landesamt uber alle Datenantorderungen der geschilderten Art unterrichrer 

wird und Gelegenheit erhalt die Ru htm iRıgkeit vor der Datenubermitelung zu pruten. 

* Ditenerhebung 

Oftemheh kritisiert wird auch der Vorgang der Datenerhebung Als Beispiel fur eine dem Volkszahlungsgesctz widersprechende Unseren 

barkat zwischen Dienstpflichten und den Aufgaben als Zahler wurde ın der Presse die von einer Stadti ern altung beabsichtigte Her inzuchung 

von Pohreibeamten kritisiert 

Hierzu ısı tolgendes testzustellen: 

selbst wenn cn Pohreibeamter, cin Mitarbeiter des Finanzamtes oder des Sozialamtes als Zahler eıngesetzt wırd, ıst er bei Strafe daran gehin- 

kit, Angaben aus der Volkszahlunz tur chenstliche Zwecke zu verwenden Hieruber wırd jeder Zahler eingehend belehrt 

Die DSK halt es tur erforderlich. Zıhler vornehmlich aus dem Bereich des Offentlichen Dienstes heranzuziehen Die Tandesregierung wurd 

darauf hinwırken, daß Bedienstere aus Verw altungszweigen, beı denen eine Pflichtenkolhsion mıt den sonstigen dienstlichen Autgaben ent 

ten konnte, nıcht bestellt werden Im ubrigen sollen Zahler unter keinen Umstanden ın der unmittelbaren Nachbarschaft enge serzt werden 

Abschlußund ıst noch darauf hınzuwersen, daß 

1° es den Auskunttspflichugen unbenommen ist, den ausgefullten Erhebungsbogen ohne Angabe von Grunden ın eınem verschlossenen 

Umschlag der Frhebungsstelle zuruleiten und 

& wder Auskunttspflichtige einen eigenen Haushalts- und Wohnungsbogen ausfullen kann, damıt er nıcht anderen Auskunftsptlichugen 

seine personenberogenen Daten oltenbaren muß 

: Kontrolk durch die Datenschutzkommission 

Die DSK wird ım Rahmen der ıhr nich dem Landesdatenschutzgesetz obliegenden Autgaben den Vollzug des Volksrahlungsgesetzes m allen 

Phisen stichprobenweise kontrollisren Nach $ 15 1 DarG hat jedermann das Recht, dıe DSK anzurufen, wenn er der Auftassung st, dan 

durch dhe Datenverarbeitung seine schutzw urdigen Ba lange beeintrachtugt werden   
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Anlage 2 

Volkszählung '83 
Auszug aus dem Schriftsatz der DSK an das Bundesverfassungsgericht 

I Verhilnssmattigkot der Totalerhebung? 

Zu den von dem Bundes erfassungsgericht angesprochenen Fragen der Geuignetheit und Frfordeiluchken der Torakrhebung gt umbeso, 

der die [ragen 4# des Fragenhatalogs) ıst auf folgendes hinzuweisen 

Im Gegensatz zu den ın der Vergangenheit durchgetuhrten Volkszahlungen. die m Teilbereichen als teprasentative Betragung konzipieren s 

ren. ıst fur die Volkszahlung "33 eine die gesamte Bevolkerung betreffende sog. Toralerhebung vorgesehen Fine Totalerhebung u ndubluher 

were damit gerechtfertigt, daß sie die statistischen Grundlagen tur die Purchfuhrung reprasentatv er Betragungen auf Stuchprobinbasss hu 

tern soll Doch war dieser Gesichtspunkt offensichtlich nicht das maßgebhuhe Kriterium fur <he ın $ 5 VZG angeordnete Toralerhebung In 

der Begrundung des Regierungsentn urtes wird diese vielmehr damıt gerechtfertigt, daß anders als ım Jahre 1970 gegenwartig tur eine Reprı- 

sentam behragung „keine Auswahlgrundlage verfügbar“ und ıhre Beschaftung mıt „erheblichen Kosten“ verbunden scı (vgl Bundestas. 

drucksache 9451, 5 7) 

Im Rahmen eıner Gegenaußerung des Bundesregierung zur Stellungnahme des Bundesrates wırd zudem auf die besonderen Interessen dar 

I inder hingewiesen Hıerzu stellt die Bundesregierung folgendes fest: 

„Daber st zu berücksichtigen, daß ın wesenthchen Bereichen des Frageprogramms dıe fur dıe Zwei ke des Bundes benougten Angaben auch 

durch eine Stuhprobe ermntelt werden konnten Reprasentativerhebungen liefern jedoch nicht ın ausreichendem Maße regionalısierte Daten 

tur die Autgaben der Lander und Gemeinden Im Hinblick auf das gemeinsame Interesse von Bund, [ andern und Gemeinden an der Volk» 

rahlung '83 hat die Bundesregierung daher davon abgesehen, eınen Gesetzentwurt vorzulegen, der ausschließlich die Interessen des Bundes 

berücksichtigt “ (Vgl Bundestagsidrucksache 9 451, Anlage 3, $ 15) 

Die DSK har /weıtel, ob der mcht naher konkretisierte Kostentaktor oder dıe spezifischen Interessen der I ander und Gemeinden den Bund zu 

winer solchen umfassenden F rhebung legitimieren konnen, 

Hierfür ıstentscheidend, daß die Bundesregierung nach der oben zitierten Stellungnahme eıne Totalerhebung tur Bundesswecke ottensicht 

hch nicht fur erforderlich hielt Zu ar wurde bereits dargelegt, daß auf der Grundlage eıner weiten, auch dem Prinzip des bundesfreundlichen 

Verhaltens Rechnung tragenden Auslegung des Artikel 73 Nr 11 GG ın Bundesstatistiken auch L anderinteressen berucksichuige werden 

konnen Norn endige Voraussetzung dafar ıst cs aber, daß der Bundeszweck maßgeblıches Kriterium für die Bundesstatistik sein muß und In 

3! und Umtang derselben mchr entscheidend von Landermteressen bestimmt werden durfen 

Dieser Grunds ur wird dadurch bestatigt. daß das den Landern ım „statistischen Gesetz des Kontrollrates‘ verburgte Recht, ‚erginzendehri 

gen zu stellen“ nicht ın das Gesetz uber die Statistik für Bundeszwecke vom 3 September 1953 (BGBl. III 29, 1) aufgenommen 

pl Ehlla, Die vertissungsrechtlichen Grundlagen der Bundesstatisuik. S 18 - 

und ıuch dem Vorschlag de Bundeslander, ım Bundesstatisukgeserz vom 14 3 1980 (BGBl 15 259) „das Informatıonsbedurfnis der I ander“ 

tusdruchlich zu berucksichtigen, aus verfassungsrechtlchen Grunden nıcht Rechnung getragen wurde (vzl Bundestagsdrucksache 8 2517, 5 

Zr 

Auch die Begrundung des Hochschulstaustkgesetzes macht deutlich, daft sch eıne Bundesstatistik ın erster Line an Bundeszwechen zu 

orientieren hat und Landerinteressen nur untergeordnete Bedeutung beimessen kann (vgl Bundestagsdrucksache VI/2115) 

Demnach spricht vieles dafur. daß cine Totalerhebung, wenn — die Rıchtigkeit der genannten Feststellung der Bundesregierung unter stellt — 

die tur die Zu ecke des Bundes benougten Angaben auch durch Reprasentativerhebungen ermittelt werden konnen, wohl nıcht mit der Beru- 

lung aut Landerinteressen begrunder werden kann 

2 Verhalnismaßigkeit des Meldereussterabglenhes? 

Die vorgenannten Grundsatze gelten insbesondere auch für denn $9 Abs 1 VZG geregelten Melderegrtcrabgleich, der mır Hılk von Daten 

vollzogen werden soll, die dem ın $ 11 BStatG geschutzten Stanistikgeheimnis unterhegen Dieses Amtsgeheimms dient nicht nur dem Schutz 

des einzelnen vor einer Ottinlegung seiner personlichen und sachlichen Verhahnsse. sondern vor allem der Erhaltung des Vertrauensverhalt- 

nisses au sschen den Befragten und ‚en stanstischen Behorden sowie der Gewahrleistung der Zuverlassigkeit der gemachten Angaben und der 

Aussagebereitschatt der Beh agren
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us diesen Grunden hat der Gesetzgeber nicht nur die moglichen Durchbrechungen des Stausukgeheimnisses streng begrenzt sondern 7 ı 

gleich besumme, daß statistische Daten jegentalls nucht tur Zw ccke des Verwaltungs ollzugs verwendet werden durien Diestolgtinsbesonu 

tes 17 Abs 38arz 3 BStarG. Aimzutalge Frkenntnisse, die aus ubermittelten Angaben gewonnen werden, nicht za Maßnahrunyegemd ı 

Berroftenen verwender werden durten Dean dieser Bestimmung zum Ausdruck kommende Grundsatz der Trennung von Statrstih und Ver 

waltungssollzug stellt zwar keiner kertmssungsgrundsatz dar Gleichwohl ister ebenso wie das Wesen und die Funktion des Staustihgchem 

missen ber der im Rahmen der Verhaltnnsmaßigkeitspiutung vorzuncehmenden Guterabw agung zu beachten 

Die DSA ost der Auttassung, cab dar Gesetzgeber dieser Verpflichtung ın $9 Abs, I VZG nicht im gebotenen Umtange nachgı kommen ısı 

Viehneht tuhrtder Melderegisteribglen h ohne sachlich gebotene Notwendigkeit zu einer Durchbrechung des vom Bundesgese sche sell ı 
begründeten Sı stem» der Trennung von Sranstrk und Verwaltungsvollzug und dadurch zu einer Getahrdung der mu dem Volkssahlungs,. 

setz vertolgten weitreichenden Zu che 

Ausgangspunkt der tur diese rechtliche Bewertung ntdie Teststellung, daßdasın $ 1! Abs 3 Satz 3 BStatG zum Ausdruck kommende Pin p 

der Trennung von Statısuk und Vo waltungst ollzug vom Gesi tegeber bisher fur so bedeutsam angeschen wurde, daß ei ıhmın mehr als 60.0 ı 

tstischen Rechtsvorschritten, ın dunen mehr als 20° Finzelstansuken angeordnet werden, nahezu durchgehend Rechnung ger wen hat 1. 

dizluhin $18. Abs 3des Gesetzes uba dla Hochschulstaerstik sowie ım Viehzahlungsgesctz harer gewisse Ausnahmen von diesem Grundsarz 

zugelassen, woberallerdinys SPS Abs Fıles Hochschulstanstikgeserzesin erster Line „Mehrtacherhebungen“ vermeiden sollund daher umen 

richt ancrheblicnen statıstischen Bezun besitzt (vel Bundestigsdrucksache VP/2115 

Die strenge Beachtung des Pro zuns.der Trennung von Statistik und Ver waltungsvollzug hat wesentlich zu Tunkuonstahrgkert as Stutsuchn. 

nen und zu der in verschudenen Fangkemsberichten mehrerer Datenschutzbeauftragter enthaltenen Feststellung ger h ı dan cam 

nußn an Hnhe Ve werdungyor Stansthdaten trotz ıhıes nahezu unbegrenzten Umtangs — bisher nicht festzustellen war 

I /uwener Taugkenbenchteder Bundesbeauftragten tür den Datenschutz, Bundestagsdruchsache 3 3570y0m I8 1 19%2 Drato, I» 

  

u_kertsberschr des Bundespovutnayten fur den Ditenschurz, Bundestagsdruchsache 9 9 vom 9 1 1981 - 

Dieses Prinzip komme schheßhch wuch in der Stellungnahme des Bundesminister des Innein zu der Vertassungsbeschwerdegegendenmftr 

1 19 Velurchgetuhrten Mikrorensos zum Ausdruck In dieser Stellungnahme wird die Auffassung vertreten, daß „eine Befragung allentalh 

dann du surch Artıkel I Abs 1 Artikel 2 Abs 1 GG zeschutzte Inumsphare" verletze, „wenn ıkr Umfang uber das durch einen kozuımen Bı 

fenzungs wich gedeckte Maß hinausgche oder ihr Fıgebnis fur andere als statistische Zu ecke verwendet werde“ (ügl BVerfGE 27,1 14 

Eine solche vom Bundesgesetzgeber selbst gewahlt und konsequent durchgetuhrte Sachgeserzlichkeit kann nach der standıgen Rechtspru 

  

chung des Bundesvertassungs_cna his nur mit „uber /eugenden“ Grunden durchbrochen werden Erforderlich ıst zudem, daß ‚das Gewicht 

dert de \bwenchung sprechenaen G unde da: Intensitat der getroffenen Ausnahmeregelung entspricht“ 

vl Blertal 9.204,12. 511,18, 30518, 18, 366 #1., 13, 331 4 

Disen Anforderungen vermag dus ın 9 Abs I VZG geregelte Melderegsterabgleich aus mehreren Grunden nicht zu entsprechen. Zu ır 

kann nicht verkannt werden, daß cn umfassende Aktuahsierung der Melderegister wegen ıhrer weitreichenden Bedeutung kur che Tauıgkert 

der staathchen und kommunalen Behorden sachlich geboten ıst. Doch stehen den Meldebehorden hierfür eıne Vielzahl von Benichugungs- 

moglichkeiten zur Vertugung, Je Duenabgleich mır der Hilfe der Volkszahlungsdaten stellt dabei cın Vertahren dar, das nur mit einem gerin- 

gen Verwaltungs- und Kostenaufwand verbunden ıst. Angesichts der Bedeutung des Statıstukgeheunnisse s tur die Funkuonsfahrskeit amılı 

cher Statstiken konnen jedoch ver waltungsokonomische Gesichtspunkte und Kostenerwagungen grundsatzlich keine Durchbrechung des 

Prinzips der Trennung von Statıstih und Verwaltungsvollzug rechtterugen Nach Auffassung der DSK muß dies jedenfalls fur due ım Rahmen 

eıncı Volkszahlung erhobenen Daten gehen. Eine mit einer Reihe sonsuger Erhebungen verbundene Volkszahlung ıst stets dadurch gekenn- 

eenchner, daß sie anders als somsuge Statistiken — von nahezu unbegrenzter Planungsrelevanz ıst und zugleich die Grundlage tur eine Viel 
   

zahlvon reptasentarsen Zahlungen darstellt. Das Bedurtnis nach zutreffenden und zuverlassigen Angaben besteht daher ber einer Volkszah 

lung ın gesteigertem Maße Ahnhches gilt hinsichthuh des Schutzbedurfnisses der Bevulkerung Der erhebliche, mıt keincı sonstigen Sratıstih 

vergkaunhare Datenantall und du fur cin Vielzahl von Datenubermirtlungen offenen Regelungen des $9 Abs 2 bis Abs 4 VZG imphrieren 

erhohte Ahßbrauchsrisiken und dann die Notwendigkert eines erhohten Schutzes der aussagepflichtigen Burger Es erscheint dahernichtvcr 

arerbar, das Prinzip der Trennung von Statısuk und Verwaltungsvollzug gerade ın dem Fall zu durchbrechen, ın dem fur serne Schutztunktuon 

ame gesteigerte Notw endigken bestcht 

Diene Durchbrechung erscheint um so weniger gerechtferugt, als auch der Melderegisterabgleuch — wie das vom ıheinland-pfalzıschen Innen 

minister angeordnete Verfahren zogt  kume „automausche Berichrigung der Register ermoglicht, sondern mit nıcht unerheblichem Verwal 

angsauta and verbunden se” Disach soll zunachst vom Landesrechenzentrum em Liste erstellt werden, welche die zum Abglecch zugehe 

senen Diten enthalten soll Anhand disc Liste sollen die Daten der Meklebehorden mit den entsprechenden Angaben ım Frhebungsbogen 

verglichen und Abweichungen in cm \bglerchsiiste eingetragen werden Uber die beim Abgleich testgestelhten Abweichungen sollder cin 

zelnc abdını intern rt und um om Stellungnahme gebeten werden French Duschtuhrung dieses Verfahrens und nach dem Finganı dei 

erbutenen Secllumgrihme kann de Beruchtnzung ım Mekderegister vorgenommen werden 

55
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Die weitgehende Durchbrechung des genannten Prinzips kann auch micht durch davım $ 9 Abs 1 Satz 21 7G geregelte Nachteilsverbor um 
mit dem Hınw cıs aut den dem Schutz von Amtsgehermnessen dienenden $ 353 b StGB gerechttertigt werden 

Dis wortheh us $ I Abs 35117 3 BStarG ubernommene Verbot, die aus den ubernuttelten Angaben gewonnenen Frkumtarsse zu Mıßnalı 
men gegen den Berrottenen zu verwenden. kennzeichnet das Statrstikgeheimnss und das dieses pragende Prinzip der Trennung von Stuten 

und Vernaltungsollzug Is gewahrt daher - wie$ I Abs 5 VZG zeigt nur dann einen ausreichenden Schutz, wenn die Dun ausschluß 

Ich zu phnerischen, statistischen oder wissenschafthchen Zwecken weitergegeben werden Seine Übernahme in am Vorschritt. un diesen 

Grundsatz zu melderechtichen Zwecken durchbricht, fuhrt dagegen zur Unverstandlichkeit der gesamten Regelung und damit lızu. daßdır 

auskunttspfluchtige Burger de Ausw kungen dieser Bestimmungen nicht mehr zu ubersehen vermag Furden Burger istnichrerkennbar. di 

seme statrstischen Angaben nıch Maßgabe der melderechtlichen Vorschriften der Lander ın wertem Umtang an Behorden und oftenthche $u 

len übermittelt werden konnen. ohne daf diese den statistischen Ursprung dieser Daten feststellen und dem Nachreilsterbor Rechnung trage 

konnen 

Damit wird zugleich der Schutz statistischer Daten durch strafrechtliche Bestimmungen erheblich relatiniert. Dres erscheint um so bedenkli 

cher, al das Nachteslsverbot yemaß seiner Bedeutung ım Rahmen des Statistukgeheimnisses und auch entsprechend der Regerungsbegrun 

dung zum Volksrahlungsgesctz als umfassende Sicherung der Statıstikdaten angesehen wird, die sowohl unmittelbare als auch muttelbar. 

Nachteile ausschließen soll {vgl Bundestagsdrucksache 451), 

Berucksichtigt man schließhuh. daß die strikte Wahrung des Statistikgeheimnisses das Korrelat zu der bußgeldbew ahrten Aussneptinht der 

Burger darstellt, so erwerst sch die Verknuptung der Volksrahlung mıt dem Melderegisterabgleich als unttughches Mittel zur Firenhung der 

orıginaren und zulassigen Ziele der Volkszahlung. 

Dabcı geht die DSK davon aus, daß auch ım Rahmen der Überprutung der Geeignetheit cıner gesetzhchen Regelung eine rechtluh werten 

Betrachtung zulassıg ıst und damit Kriterten wie ınnere Sachgerechtigkeit und $ı stemkonsequenz Bedeutung gewinnen 

\gl BVerfGE 17. 3065154). OVG Luneburg, ın: DVBI 1957, 275 (276), Gintz, NJW 1968. 160%m In 30. Kloxpfer NW 1971 
1595 m In 3, Grabnutz. AOR 98 1973) 572, Setzen. NJW 1975, 431, Hirschberg, Der Grundsatz der Verhaltnsmaßigkein. $ 54 

* Die Regelungsdichte des Volkszahlungsgesetzes 

Dis Bundesvertassungsgericht har seit seem sog Stratgetangenenbeschluß ın omer Vielzahl von Intscheidungen darauf hingen .esen, dar 

dur aus dem Rechtsstaatsprinzip und dem Demokratiegebot abzuleitende Vorbehalt des Gesetzes den Gesetzgeber verpflichtet, ın grund 

rechtsrelesanten Bereichen das Wesentliche selbst zu bestimmen und nıcht der Regelung durch die F yekutiye zu überlassen Wiederholt hat 

‚las Bundesvertassungsgericht zudem betont, daß nach Maßgabe dieses Grundsatzes nicht nur die parlamentarıschen Regelungsgegestande 

selbst, sondern auch der Umtang der ertorderlichen Regelung, d h_ die gebutene Regelungsdichte, zu bestimmen ıst 

in] BVerfGF 40,237 24884989 (20° — 

Dieser je nach I ebenssachverhalt zu verschiedenen normanven Folgerungen führenden Grundatz gılt auch fur amehche Statistiken Dasıcn 

dur Regeln die durch Artıkel 2 Abs 1 und Artıkel I Abs. 1 GG geschutrte allgemeine Personlichkeitssphare der Burger, ggf auch ın den 
Schurzbereich der Artıkel 12 und I4 GG eingreiten, bedurfen sıe einer tormell-geserzlichen Grundlage {vgl $6 Abs 1 BStarG). die wemaßt y ” 

Abs 1 BStarG die „zu ertassonden Sachverhalte, die Art der Frhebung, dıe Berichtszeit, dte Periodizitat und den Kreis der Betrigten“ zu bu 

summen hat Diesen normatınen ‚Vindestanforderungen“ des Bundesstatistikgesetzes (vgl Bundestagsdrucksache 8/2517) tragt das Volks 

rıhlunısgesetz zwar Rechnung Die DSK ıst jedoch der Auffassung, daß der rechtsstaatlich-demokratische Gesetzusvorbehalt um Hinblick 

tut le mit der Volkszahlung verbundenen Besonderheiten eine daruber hinausgehende Regelungsdichte erforderluh macht 

Im Vergleich zu anderen starsuischen Frhebungen erfaßt die Volkszahlung eınen nahezu unbeschrankten Personenkren Dies tuhrt nicht nur 
ucmer großen Belastung der gesamten Bevolkerung, sondern auch zu eınem erhebluhen orsanısatorıschen Autwand bei den staustischen 

\ntern und Gemeinden. die u a tur die Bereitstellung von einigen hundertausend Zahlern Sorge zu tragen haben Zugleich ıst die Totalerhı 

bung mır cıneı hohen finanzu len Belastung des Gemeinwesens verbunden Dieser mit einer Volkszahlung verbundene finanzielle Aufwand 

hatım Bundestag und Bundesrat zu einer uber zweı Legislaturperioden hınweg andauernden parlamentarıschen Auseinanderserzung und 

schließlich zur Ablehnung des Gesetzentw urfes durch das I and Niedersachsen getuhrt Bereits diese Gesichtspunkte — Adressatenkrens, or 
gansitortsche Belastung und finanzieller Aufw and - stellen nach Auftassung der DSK Wesenulhchkeitskriterien dar, die den Gr setzgebei zu 
en ım Vergleuh zu sonstigen Frhebungen umfassenden normatıven Ausgestaltung des Volkszahlungsgesetzes hatren veranlassen mussen 

\g! Magıera, Parlament und Staatsleitung ın der Verfassungsordnung des Grundgesetzes, $ 205 ft (209). Kısker, N]W 1977, 131811 . 
Rollecke. NW 1978, 1777 1f  Scheuner, DOV 1969, 590 # ;OVG Munster, Vorlagebeschluß vom 18 8 1977, ın. DO\ 1977, 854
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Eine gaßere Regelungdichte ischemt ber vor allen ım Hinblick aatdie im Rahmen der Volkszahlungsdiskussion vielfaluız aukuherten Be 

tunchuunye großer Terlo der Beyotberung vor einer umtassenden und unkonnolherten Frtassung geboten In diesem Zusammenh ıny kann 

sabnsechen ob Merkmaldespoht sl Kontroserunah Wusenthchkeitskriterium und Regelungsmaßsrab von Belang ist 

  

vr Breit [us 1979,85 362 Kalkar Beschlun",, OVG Munster 22 0 ‚Rısker. N]W 1977.12 0 

DaArtkell Abs 1GGnach standıger Rei htsprechung des Bundesıertassungsgerichts auch die „Integuitar der menschlichen Personen ın ge. 
sug-seelcher Bezichung“ gl BlutGl 27,44 BS1]) schutzt, hat der Gesetzgeber entsprechend seiner Verpfhehtung zur Regelung dat th. 
die Verwirklichung der Grundrechte wesentlichen Sachverhalt: jedentalls auch der psychischen Sıtruauion der Burger und den ın der Barolkı 
rung vorhandenen Angstgetühlen im gehotenen Umtinge Rechnung zu tragen. Fin ım wesentlichen auf die Normierung des Frhebungszen 

punkt, der Frhebungstarbestande und cs auskuntespfhichrigen Adressatenkreises beschranktes Volkszahlungsgesetz genugt diesen Antor 

derun.e vedoch mehrer Wrede Vrlzantderu a andie DSK gerichteten Antragen und Finwaben zeigt. waren diese Regelungen weder geer, 

nen der Berolkerung die Notw enangkat mer mutemer Reihe weiterer Frhebungen verbundenen Volkszahlung verstandhch zumnchen, no«! 

waren se dazu m der Lage, die moshcherwerse ubersteigerten Befürchtungen vor einer Totalertassung zu entkraften 

Die DSR ehr ciber davonaus daß der Gesetzgeber im Rahmen des Volkszahlungsgesetzes die Regelung wesentlicher Fragen unsltsen hir 

Ankneptndanan Irklarung der Datensunurzbe zuttrigten vom 23 Marz 1983 ıst sıe der Auffassung, dan ınsbusondere 

du Zw echbesummung von Nm \eschritt und Telefonnummer ım Gesetz zum Ausdruck gebracht werden muß, 

diem SEI Abs "Satz 1 BStarC gerexche Toschungstorschrift fur die Durchführung der Volkszahlung konkretisiert werckn muh, 

de Rechte der Burger ım Fihchungswurfahren geserzlich normert werden mussen und 

  

Inhal and Gestaltung da Trhehu 1ysbogen zumindest ın uiner Rechtsverordnung geregelt werden mussen 

Im anzelnen ist hierzu folgendes bostzustellen 

Das Volkszahlungsau serz unterschandet nicht zwischen jenen Diten, die ledıgheh als Hıltsmitzel zur Durchtuhrung der Erhebung erforderhen 

sind, und den Angaben, die ım Rıhmen der Staustik verarbeitet und ausgewerter werden Dies führt nicht nur zu Unklarkeiten uber din 

Zweckbestimmung der einzelnen Daten, sondern auch zu Unsicherheiten uber den Umtang der zulassıgen Datensperchetung Dieses Rege 

Jungsdehzit. das auch fur anderer Sratısüuikgeserze kennzeichnend ıst, sollte ın cıner dem $ 6. des Mikrozensusgesetzes vom 21 Februar 198% 

BEBIS 201 enesprechenden W. se behoben wurden Diese Bestimmung stellt ausdrücklich test, daß „Name und Anschrift der Betragtcr 

“erfaßt weiden umndınsıc a Personen, uber te \uskuntterteile wird,  nurab Hılfamittel der Beirbeitung     

Fur Wahrung der schutzwurdigen Belange der Burger erscheint es zudem erforderlich, den Zeitpunkt, zu dem dıe zur Idenufizierungder Aus 

kuntespflichtugen dienenden Diter zu losıhen und die Erhebungsbogen zu vernichten sind, gesetzlich zu bestimmen $ II Abs 7 Sarz ' 

BStarG unthalt zwarcıne allgemeine. tur ılle Bundesstansuken geltende Regelung Doch bedarf diese Bestimmung, entsprechend der Begiun 

dung dis Bundestaeistikgesetzes. in edem Finzeffalle der Konkreusierung Da das Volkszahlungsgeserz keine periodische Befragung, sondern 

lechglich ne emmalige Trhebung nugcht bestehe keine Notwendigkeit, diese Konkrensierung aus Fleubilitatsgrunden den stauisuschen Am 

tern zu uberlassen 

Auch de Rechte der Burger mm Irhebungsierfahren, denen tur du Akzeptanz der Volkszahlung erhebluhe Bedeutung zukommt, sınd ını 

Volkszahlunysgeserz aıchtgeregelt Die DSK verwerst auch ınsowert aufdie Stellungnahme der Datenschutzbeauftragten vom 23 Marz 1983 

Sie haft ex daber u a fur geboren, ım Gesetz deutlich zum Ausdruck zu bringen, daß der auskunftspflichtige Burger auch das Recht besurt. 
den vonıhm wusgetullten Frhebunisbogen unmittelbar an die zustandıge Gemeinde zu senden Eine entsprechende Regelung war benpich 

werein$6des Vikrozensungeserzus vom 15 Junı 1978 (BGB! $ 1909) enthalten, die tolgenden Wortlaut hat 

„Die Erhebung wird durch personfche ouler schritdliche Befragung durchgetuhrt Ihe Abgabe schriftlicher Angaben ım verschlossenen Um 

schluast zulassıg 

Im Hinblick auf die vieltaltigen Manın "des hrhebungsbogens beispielhaft ser aut seine dem $ 11 Abs. 7 Satz 2 BStatGC widersprechende Gr 

staltung hingewiesen — ist die DSA schli Rlich de: Autfassung, daß Jas Muster des Erhebungsbogens zumindest durch Rechtsverordnung zu 

Rastimmen st Daber geht sie.dayon aus «bRdiegeborene Flexibilit ie bei der Gestaltung des Fragebogens, welche dein $ 1 Abs 3 VZG nen 

mierten Probearheba gen erfordertich mach, einer tormell-ge serzlichen Regelung deı Irigebogen entgegenstehen kann Dieser Dleuibihtar 

word allerdings aussichenetee Eintan. Rechnung getragen. wenn die Erhebungsbogen durch Rechesser ordnung bestimmt warden Dun 

matenell chin Regeln nun meh wur nicht nur eine erhöhte Rechtstormiuchkeit, vielmehr tragt sie vor allem dem Umstand Rechnung 

danderehnhrenst die Gustultung des Erhunungsbosem daruber entscheidet, ob der mt der Beh agung verbundene Eimgrrtt ın das allgemeine 
Porsonhichkersteche der Burger in srtassungsrechtlich zulassıyer Wene erfolgt
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